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Erzbischof Paul Josef Cordes, Präsi-
dent des Päpstlichen Rates „Cor  Unum“, 
fasste in seinem Vortrag zur Entste-
hungsgeschichte und Bedeutung von 
CDE die zentralen Aussagen der En-
zyklika zusammen. Sie sei Ausdruck 
der hohen Wertschätzung und der re-
gen Anteilnahme des Papstes am viel-
fältigen sozialen Handeln der kirch-
lichen Hilfswerke und Initiativen. Der 
systematische theozentrische Ansatz 
der Enzyklika verweise auf die zentrale 
Botschaft des Papstes, dass dem helfen-
den Handeln das Liebeshandeln Got-
tes vorausgeht. Angesichts der Gott-
vergessenheit unserer Zeit erinnere der 
Papst an den christlichen Gottesglau-
ben als Wurzel des Humanismus.

Der Bonner Dogmatiker Prof. Dr. 
Karl-Heinz Menke stellte die Enzykli-
ka in den Zusammenhang der früheren 
theologischen Arbeiten des Papstes. 
CDE wurzele zum einen in der Chris-
tologie Joseph Ratzingers. Es gehe in 
erster Linie um das Ethos der im Glau-
ben an Jesus Christus Geeinten, die 
zum universalen Dienst der Stellver-
tretung für die anderen Menschen be-
rufen sind. Zum anderen plädiere der 
Papst für die Reinigung der Vernunft 
durch den Glauben. 

Der Sozialethiker Prof. Dr. Karl Ga-
briel, Münster, hob hervor, dass der 
Papst wie in keinem bisherigen Doku-
ment die Caritas in der Identität der 
Kirche verankere. CDE fordere die oft 
missachtete Einheit der kirchlichen 
Dienste von Caritas, Verkündigung 
und Liturgie ein. Der Enzyklika kom-
me auch für den beginnenden welt-
weiten Dialog über die Rolle der Reli-
gionen in der globalen Welt eine hohe 
Bedeutung zu. In diesen Diskurs bringe 
der Papst ein, dass der Gott der Chris-

ten sich als bedingungslos liebender 
Gott offenbart hat.

Die Enzyklika sei eine wichtige Leit-
orientierung in der schwierigen Arbeit 
der Caritasverbände, so der Pastoral-
theologe Prof. Dr. Isidor Baumgartner, 
München. Die Caritas werde durch den 
Papst herausgefordert, eine Organisa-
tionskultur zu schaffen, in der geistli-
cher Dienst und soziale Arbeit eng ver-
bunden sind. Der gegenwärtige geringe 
Bezug der Gemeindeseelsorge zur Cari-
tas müsse überwunden werden.

In mehreren Workshops im Verlauf 
des Symposiums wurden modellhaft 
konkrete soziale Projekte vorgestellt 
und mit Experten im Blick auf Krite-
rien für das sozial-karitative Handeln 
der Kirche diskutiert. Der Wiener Pas-
toraltheologe Paul M. Zulehner stellte 
in seinem zusammenfassenden Work-
shopbericht heraus, dass diakonal ak-
tive Menschen in sich eine kraftvolle 
Spiritualität tragen, eine Spiritualität 
der offenen Augen, des wachen Ver-
standes, des mitfühlenden Herzens und 
der tatkräftigen Hände.

„Habt ihr Freunde unter den Ar-
men?“ Die vom Dogmatiker Prof. Dr. 
Medard Kehl SJ, St. Georgen, im ab-
schließenden Vortrag formulierte Frage 
zeigte sich in allen präsentierten Pra-
xismodellen als grundlegende Motiva-
tion des Handelns.

DEUS CARITAS EST ist mehr als nur 
eine Grundlegung der kirchlichen Ca-
ritas. Sie betrifft die Identität der Kir-
che insgesamt, ihre gelebte Spiritualität 
und ihre Seelsorge. Die hier nur ange-
deuteten vielfältigen Facetten werden 
in einer Publikation des Bonifa tius-Ver-
lages Paderborn zum Schwerter Sym-
posium vollständig dokumentiert.

Detlef Herbers

Stichwort

Weihnachten 2005 veröffentlichte 
Papst Benedikts XVI. seine pro-

grammatische Enzyklika DEUS CA-
RITAS EST (DCE). Sie fand weltweit 
höchste Aufmerksamkeit und Aner-
kennung. Zum Jahrestag der Enzyklika 
lud die Katholische Akademie Schwerte 
zu einem Symposium „Liebe bewegt … 
und verändert die Welt“ ein. Analysen, 
Modelle und Strategien zu DCE sollten 
vorgestellt und diskutiert werden.

Das Symposium begann mit einem 
Festgottesdienst in der Dortmunder 
Propsteikirche. Der Paderborner Erz-
bischof Hans-Josef Becker kritisierte 
in seiner Predigt, dass in der deutschen 
Erfolgsgesellschaft nur das Recht des 
Stärkeren zähle. Barmherzigkeit, das 
Aushängeschild des Christentums, sei 
an den Rand gedrängt. Die Enzykli-
ka mache demgegenüber eindringlich 
deutlich, dass echtes Glück nur in der 
Gottes- und Nächstenliebe zu fi nden 
sei. Christliche Barmherzigkeit sei da-
bei immer eine konkrete Antwort auf 
die Not des Nächsten.

In der anschließenden Auftaktver-
anstaltung im Bürgersaal der Stadt 
Dortmund mit über dreihundert Gästen 
und der folgenden zweitägigen Fach-
tagung in der Akademie Schwerte mit 
120 Wissenschaftlern und Fachleuten 
aus Kirche, Politik, Hilfswerken und 
Wohlfahrtsverbänden wurde einerseits 
nach dem theologischen und dem sozi-
alethisch-pastoralen Ort der Enzyklika 
gefragt. Anderseits präsentierten Ini-
tiativen unterschiedlicher sozialer Be-
reiche modellhafte Beispiele zur Um-
setzung der Impulse Benedikts XVI. Die 
Leitfrage des Symposiums lautete: In 
welchen konkreten Formen trägt das 
„Liebestun der Kirche“ zu einer ver-
tieften „Gemeinschaft der Liebe“ bei?

DEUS CARITAS EST
Schwerter Symposium ein Jahr nach Erscheinen der Enzyklika
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Familie wieder entdeckt. Während die 
Adenauersche Philosophie die Grund-
lage des Generationenvertrags auf die 
saloppe Formel brachte „Kinder bekom-
men die Leute immer“, und der selbst-
ernannte Wirtschaftskanzler Schröder 
noch Ende der 90er Jahre Themen wie 
Kinder, Frauen und Familie als „Ge-
döns“ abtat, sind es nach den harten 
Themen wie Wirtschaftswachstum und 
Arbeitslosigkeit nun die sog. „weichen“ 
Faktoren Klimawandel und Familie 
– übrigens auch Religion –, die neuer-
dings ins Licht der öffentlichen Wahr-
nehmung rücken. Themen, mit denen 
derzeit Politik gemacht wird und in 
Zukunft, so jedenfalls die Analysen 
der Parteistrategen, Wahlen gewon-
nen werden. Doch Skepsis ist geboten, 
wenn Familienpolitik öffentlichkeits-
wirksam auf der Agenda politischen 
Handelns steht, während sie insge-
heim (oder auch offen) instrumentali-
siert wird für das Ziel, die sozialen Si-
cherungssysteme zu stabilisieren.

Mit dem vorliegenden Themen-
heft möchte  die Frage nach 
der ethischen Dimension politischen 
Argumentierens und Handelns stellen, 
wenn die Erhöhung der Geburtenrate 
zum Gradmesser erfolgreicher Sozi-
alpolitik erhoben wird. Ist es ethisch 
gerechtfertigt, mit einer vornehmlich 
ökonomistischen Strategie der Fami-
lienpolitik den demographisch be-
dingten Problemen der Alterssiche-
rung vorzubeugen? Wer entscheidet 
über die sozialethischen Grundlagen 
einer „modernen“ Familienpolitik? Ehe 
und Familie, Keimzelle und wertpro-
duktive Wachstumsmitte der Gesell-
schaft, verdienen auch unabhängig 
von demographischen Unheilssze-
narien besonderen Schutz und hohe 
Aufmerksamkeit. Noch gelten Kinder 

weithin als Armutsrisiko und Beein-
trächtigung des vorherrschenden he-
donistisch-individualistischen Lebens-
ideals. Politische Maßnahmen können 
da allenfalls Voraussetzungen für ein 
Umdenken schaffen. Entscheidend 
aber wird sein, ob Kinderreichtum in 
unserer Gesellschaft wieder als hohes 
Lebensgut entdeckt wird, jenseits al-
ler fi nanziellen Anreize und Absiche-
rungen. Elternschaft erfordert höchs-
ten persönlichen Einsatz. Ihr Beitrag 
zum Aufbau einer menschlichen Ge-
sellschaft verdient über wirtschaftliche 
Gratifi kation und steuerliche Vergüns-
tigung hinaus ein entsprechendes Maß 
an gesellschaftlicher Anerkennung, 
Wertschätzung und Unterstützung. Das 
in allen Parteien propagierte familien-
politische Credo zur Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf sowie die Bereitstel-
lung entsprechender Rahmenbedin-
gungen können dabei nur ein Mosa-
ikstein sein in der notwendigen Allianz 
aller gesellschaftlichen Kräfte zuguns-
ten der Familien. Diese muss mit Mut 
und Fantasie einen nachhaltigen Bo-
den bereiten, auf dem Kinder wieder 
als Geschenk betrachtet und Heran-
wachsende als Hoffnungs- und Ver-
antwortungsträger für die Gesellschaft 
von morgen behandelt werden.

Weder die beruhigenden Klänge 
politischer Salonorchester noch die 
schrillen Töne demographischer Un-
heilspropheten werden die Renais-
sance der Familie als Wachstumsmit-
te unserer Gesellschaft herbeiführen. 
Da braucht es vielmehr eine Faszina-
tion, die vom Leben selbst ausgeht und 
zu neuer Lebensbejahung führt – Keim 
einer Hoffnung, dass das Leben sich 
durchsetzt, auch in irdisch-ethischer, 
nicht nur in eschatologisch-theologi-
scher Perspektive.

Editorial

„Als die Titanic  unterging, 
spielte noch das Salonor-
chester.“ Ein Bon mot, auf 
das immer wieder gern an-
spielt, wer das allgemeine 
Desinteresse und die noto-
rische Unbekümmertheit 
einer Gesellschaft beklagt, 
die sich angesichts herauf-
ziehender Krisenzeiten oder 
unabwendba rer Katastro-
phen der Kunst des Ver-

drängens und Ausblendens befl eißigt.
Nun mag man darüber streiten, 

ob die demographische Entwicklung 
mit ihren schon heute abschätzbaren 
Folgen in die Kategorie der Katastro-
phen gehört oder nicht. Im Weltmaß-
stab ist der Bevölkerungsrückgang in 
Deutschland ohnehin marginal: Unser 
Verschwinden würde gar nicht auffal-
len, so der Bevölkerungswissenschaft-
ler Herwig Birk (FAZ vom 28.06.2006). 
Weniger werden wir auf jeden Fall, und 
die Folgekosten – nicht nur fi nanzieller 
Art – sind schon heute vorhersehbar. 
Denn demographische Voraussagen 
sind keine Zauberei, und die Progno-
sen für die Folgen des Bevölkerungs-
wandels in 20, 30 oder 50 Jahren ent-
stammen nicht dem Kaffeesatz. Auch 
wenn diese Themen in der öffentlichen 
Wahrnehmung bislang weithin aus-
geblendet wurden: Fakt ist, dass die 
Bevölkerung in Deutschland, darü-
ber hinaus in ganz Europa, schon seit 
Jahrzehnten kontinuierlich abnimmt, 
was sich in den nächsten Jahrzehnten 
noch beschleunigen wird. An der Po-
litik liegt es, ob diese Erkenntnisse 
wahr- und ernst genommen und zur 
Grundlage weitsichtigen politischen 
Handelns gemacht werden.

Da ist es wenig überraschend, dass 
die Politik gleichsam über Nacht die 

Peter Klasvogt
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Krippe ja oder nein – selten hat es 
nach der Abtreibungsdebatte En-

de der 80er Jahre eine Frage gegeben, 
welche die Republik derart gespal-
ten hat. Hier scheinen unüberwind-
bare Überzeugungskonfl ikte zu exis-
tieren, in denen Anhänger der einen 
Position den anderen die Mitmensch-
lichkeit absprechen. Es wird von bei-
den Seiten mit scheinbar wissenschaft-
lichem Anspruch argumentiert. Einmal 
wird es als wissenschaftlich erwiesen 
hingestellt, dass Kinder unter drei Jah-
ren die ausschließliche und ganztätige 
Erziehung durch die Mutter brauchen, 
zum anderen gilt es als entwicklungs-
psychologisch unproblematisch, Kin-
der ab der Geburt fremdbetreuen zu 
lassen. Dabei wird oftmals kaum da-
nach differenziert, welche Qualität ei-
ne Fremdbetreuung hat, für wie lange 
das Kind von einer der primären Be-

zugspersonen getrennt ist und welches 
Alter das fragliche Kind hat; die disku-
tierte Zeitspanne („unter drei Jahren“) 
beinhaltet sehr unterschiedliche Ent-
wicklungsphasen. Unter Berücksich-
tigung dieser Aspekte stellt sich dann 
aber die Frage: Welche These ist rich-
tig? Welcher Weg erweist sich unter 
ethisch-wissenschaftlichen Kriterien 
als sinnvoll?

Zunächst muss geklärt werden, 
welche Interessen hier aufeinander 
stoßen und wie bzw. ob diese über-
haupt zusammengebracht werden 
können. Das Interesse der Volkswirt-
schaft und des Sozialstaats an der le-
benslangen, lückenlosen Partizipation 
von qualifi zierten Frauen am Arbeits-
markt und an einer, demographisch 
betrachtet, „optimalen Bevölkerungs-
größe“ soll an dieser Stelle außen vor 
gelassen werden. Denn es geht hier-

bei zwar um eine ökonomisch sinn-
volle politische Zielsetzung, die zudem 
existierende Diskriminie-
rungen von Frauen am 
Arbeitsmarkt verhindern 
und dem Zusammen-
bruch der Sozialsysteme 
demographisch vorbeu-
gen würde. Es kann sich 
dabei jedoch nur um ein 
sekundäres ethisches Ar-
gument handeln, weil der 
Vorwurf einer ökonomis-
tischen Sicht zunächst 
entkräftet werden muss, 
wenn eine Argumenta-
tion ethisch überzeugend 
sein will.

Wir möchten die Fra-
ge der Fremdbetreuung 
unter ethischer Rück-
sicht an zwei Personen-
gruppen ausrichten: dem 
Wohl der Kinder und dem 
Wohl von jungen Müttern 
oder jungen Frauen, die 
einen Kinderwunsch in einer westli-
chen Industrie- und Dienstleistungs-
gesellschaft hegen, so pluralistisch 
deren Präferenzen und Wertvorstel-
lungen sein mögen.

Elternbindung und 
Fremdbetreuung
Wie lassen sich Kindeswohl und 
die Interessen junger Mütter und Frauen 
in eine Balance bringen?

Marion Bayerl
Elke Mack

Schwerpunktthema

Die aktuelle Debatte über den Ausbau der Kinderbetreuung für Kinder unter drei 
Jahren ist durch Überzeugungskonfl ikte bestimmt und verlangt nach einer sach-
lichen und differenzierten Betrachtung. Deshalb wird die Frage der Betreuung aus 
der Perspektive der Ethik von den beiden betroffenen Personengruppen her betrach-
tet: den Kindern und den Frauen, die den Hauptanteil der Familienarbeit überneh-
men und die Primärentscheidung für oder gegen Kinder treffen. Ein Blick auf die 
neuesten Untersuchungen über Kinderbetreuung zeigt, dass Fremdbetreuung für 
Kinder, deren Bindungstyp festgelegt ist, keine negativen Auswirkungen hat, sondern 
vielmehr ihrem Bedürfnis nach Sozialkontakten nachkommt. Die gesellschaftlichen 
Strukturen tragen diesem Sachverhalt jedoch kaum Rechnung, da die Mehrzahl der 
Frauen mit einem Kinderwunsch in Deutschland vor das Dilemma gestellt wird, sich 
für einen der beiden Lebensbereiche zu entscheiden: Beruf oder Familie.

Marion Bayerl

Elke Mack
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Schwerpunktthema

Ganztätige Kindergärten ab drei Jah-
ren sind auch in Deutschland päda-
gogisch und entwicklungspsycholo-
gisch nicht umstritten. Ihre wichtige 
Funktion für die Vorbereitung auf die 
Schule und die Sozialfähigkeit von 
Kindern ist in der Forschung weitge-
hend anerkannt – auch im Hinblick 
auf ihre bildungspolitische Kompo-
nente (Bruendel, H. / Hurrelmann, K., 
5/2003). Kindergärten stehen aller-
dings unter dem Vorbehalt eines qua-
litativ hochwertigen Konzeptes der 
individuellen Betreuung durch quali-
fi ziertes Personal und der begleitenden 
Unterstützung durch die Erziehung in 
der Familie (BSASFF, Staatsinstitut 
für Frühpädagogik, 2003). In der wis-
senschaftlichen Debatte umstritten ist 
dagegen die institutionelle Fremdbe-
treuung von Kleinkindern unter drei 
Jahren in Krippen.

Kinder entwickeln sich nach ent-
wicklungspsychologischen Studien 
und der psychologischen Bindungs-
forschung nachweislich nicht allein 
durch die exklusive Mutterbindung 
am besten, sondern durch die dauer-
hafte Vertrauensbindung zu wenigen 
ständigen Bezugspersonen (bis zu drei 
im ersten Jahr), bei denen eine  Person 
die intensivste Bindungsnähe besitzt 
(Bowlby, J., 1995). Für die Entwicklung 
des Urvertrauens und die Festlegung 
des Bindungstyps (sicher, ambivalent, 
unsicher) ist das erste Lebensjahr ent-
scheidend, in dem man verschiedene 
Phasen feststellen kann. In den ers-
ten 2 bis 3 Monaten ist ein Säug-
ling noch nicht individuell an seine 
Eltern gebunden, auch wenn er be-
reits innerhalb der ersten 10 Lebens-
tage Stimme und Geruch seiner pri-
mären Bezugsperson erkennen kann. 
Die Beständigkeit der Fürsorge durch 
die Bezugsperson bzw. Bezugsper-
sonen führt im zweiten Vierteljahr 
dazu, dass ein Säugling lieber von ein 
oder zwei bekannten Personen ver-

sorgt wird als von einer unbekannten. 
Mit dem zweiten Lebenshalbjahr be-
ginnt er/sie dann eine Vorstellung von 
vertrauten Personen und Gegenstän-
den zu entwickeln. Wenn das Krabbeln 
oder Rutschen beginnt, ist beim Säug-
ling bereits die Bindung zu den ver-
trauten Personen entstanden. Das Baby 
braucht bei seinen Erkundungen näm-
lich einen personalen Fluchtpunkt in 
Momenten der Unsicherheit. Am En-
de des ersten Lebensjahres ist die Bin-
dung des Kindes an eine, zwei oder 
selten auch an drei Hauptbetreuungs-
personen unter diesen Umständen ge-
festigt (Grossmann, K., 3/1998).

Es ist deshalb wissenschaftlich um-
stritten, ob im bindungspsychologisch 
existentiellen ersten Jahr eine Betreu-
ung durch andere Personen als die 
engste Familie, insbesondere die Mut-
ter oder den Vater (eine Primärbezugs-
person) unbedenklich ist und ob insti-
tutionelle Fremdbetreuung nicht doch 
negative Wirkungen hervorruft. Un-
problematisch ist es jedoch, wenn be-
reits innerhalb des ersten Jahres eine 
Pfl ege abwechselnd durch beide Part-
ner und durch eine zusätzliche dritte 
Bezugsperson (beispielsweise Tages-
mutter) im häuslichen Umfeld erfolgt, 
so dass sich Kinder an mehrere Be-
zugspersonen gewöhnen können (Tex-
tor-Becker, I. / Textor, M. R., 2005). Die 
Familienpolitik der Bundesrepublik 
Deutschland hat 2006 auf diese Be-
sonderheit der innerfamiliären Pfl ege 
im ersten Jahr mit der Einführung des 
Elterngeldes reagiert. Dies kann unter 
ethischer und entwicklungspsycholo-
gischer Rücksicht vorbehaltlos posi-
tiv beurteilt werden. Darüber hinaus 
entfaltet das Elterngeld sinnvolle fi s-
kalische Anreizwirkungen, und es er-
füllt zudem Armutsbegrenzungsfunk-
tionen.

Bezüglich der Frage der Fremdbe-
treuung von Kleinkindern nach dem 
ersten Lebensjahr muss ein weiterer 

Aspekt berücksichtigt werden: Die So-
zialfähigkeit von Kindern entwickelt 
sich dann am besten, wenn sie be-
reits in jüngsten Jahren unter mehre-
ren Gleichaltrigen aufwachsen. Selbst 
Babys zeigen ein großes Interesse für 
andere Kinder und versuchen sie nach-
zuahmen und sie zu erkunden. Spä-
testens im Alter von einem Jahr ent-

wickeln sie dann ein eigenständiges 
Interesse, mit anderen Kindern zu spie-
len. Hier sind durchaus schon gegen-
seitige Sympathie und frühe Freund-
schaften zu beobachten. Ab zwei 
Jahren erfährt die kindliche Interak-
tionsfähigkeit dann einen deutlichen 
Schub. Zu diesem Zeitpunkt zeigen 
Kinder länger andauernde Aufmerk-
samkeit füreinander, und sie gehen 
stärker auf Äußerungen des Anderen 
ein (Grossmann, K., 3/1998). Früher 
übernahmen diese Sozialfunktionen 
die Mitglieder der Großfamilien und 
die vielen Geschwisterkinder. Heu-
te fallen diese Personen meist aus, da 
die Kleinfamilie mit einem oder zwei 
Kindern vorherrscht. So leben in etwa 
der Hälfte der Familien nur ein Kind 
(51,2 %), in 47,5 % der Familien zwei 
Kinder (BMFSFJ, 2004, 28).

Gerade angesichts dieser Tatsa-
che sehen nur wenige Autoren ei-
ne stundenweise und individuell auf 
das Wohlbefi nden des einzelnen Kin-
des abgestimmte Fremdbetreuung im 
zweiten Jahr als problematisch an. 
 Insbesondere für erstgeborene Kinder 
und Einzelkinder ist sie vielmehr als 
entwicklungsfördernd einzuschätzen. 
Um diesen Sachverhalt genau zu klä-
ren, wertete Clarke-Stewart zahlreiche 
Untersuchungen über die Auswir-
kungen von Fremdbetreuung aus, die 
von den frühen 70er Jahren bis heute 
– vor allem in den USA und Skandi-
navien – durchgeführt wurden.

Das Kindeswohl:  Elternbindung und Fremd betreuung 
ein Widerspruch?

 Kindliche Sozialfähigkeit 
entwickelt sich am 
besten im Umgang 
mit Gleichaltrigen
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Familie – Demographie

unhöflicher, ungehorsamer, unge-
stümer und manchmal aggressiver 
 (Clarke-Stewart, K. A., 1998). Es er-
scheint deshalb wichtig, dass eine 
mögliche Fremdbetreuung in die ge-
samte Erziehung integriert wird und 
sie nicht ersetzt. Entscheidend für die 
positiven Auswirkungen einer außer-
familiären Betreuung sind die Ausbil-
dung der Erzieher/innen, die Qualität 
der Betreuung, das Verhalten der Fach-
kräfte, das Curriculum und die Zahl der 
Kinder (Clarke-Stewart, K. A., 1998).

Die Krippenforscherin Lieselotte 
Ahnert bestätigt die überwiegend po-
sitiven Auswirkungen der Fremdbe-
treuung auf das Sozialverhalten der 
Kinder und die Notwendigkeit von 
kindlichen Interaktionspartnern. Sie 
verweist darauf, dass Argumenta-
tionen, die für eine ständige Betreu-
ung durch die Mutter bis zum drit-
ten Lebensjahr des Kindes plädieren, 
sich auf Ergebnisse der Bindungsfor-
schung beziehen, die bereits 50 Jahre 

alt sei. Heute werde der Sachverhalt 
wesentlich differenzierter betrachtet 
(O. A., 2007). Auch die „NICHD Studie 
of Early Child  Care“, eine der neues-
ten und umfangreichsten Langzeitstu-
dien über die Betreuung von Kindern, 
bestätigt diese Ergebnisse weitgehend. 
So konnte kein Unterschied in der El-
tern-Kind-Beziehung zwischen eigen- 
und fremdbetreuten Kindern festge-
stellt werden. Als wichtig stellte sich, 
unabhängig von der Betreuungsform, 
das Verhalten der Mutter und ihre Be-
treuungsqualität heraus, so dass sich 
vor allem eine schlechte Mutterbetreu-
ung in Verbindung mit einer qualita-
tiv schlechten Fremdbetreuung nega-
tiv auf das Kind auswirkt. Außerdem 
fand man kaum Unterschiede in den 
Aspekten emotionale Anpassung, Ge-
horsamkeit, Verhaltensprobleme und 
soziales Verhalten. Kinder im Vor-
schulalter zeigten allerdings weniger 
Verhaltensprobleme und waren koope-

rativer, wenn sie ihren Tag in Gruppen 
mit mindestens vier Kindern verbrach-
ten (in Krippen, Horten oder größe-
ren Tagesmutterarrangements), so dass 
man davon ausgehen kann, dass Kin-
der in Gruppen besser oder zumindest 
früher lernen, mit anderen umzugehen 
und sich in andere einzufühlen. Selbst 
in der kognitiven und der Sprachent-
wicklung fanden die Forscher keine si-
gnifi kanten Unterschiede zwischen den 
Kindern beider Gruppen, so dass da-
rauf geschlossen wurde, dass der Ein-
fl uss der Familie nicht verloren geht, 
wenn die Kinder einen Teil des Tages 
in Fremdbetreuung verbringen. Die fa-
miliären Einfl ussfaktoren überwogen 
diejenigen außerhalb der Familie bei 
weitem (Karsh, A., 2000).

Ethisch ist aufgrund dieser For-
schungsergebnisse genau zu differen-
zieren: Entwicklungspsychologisch 
ist Fremdbetreuung in der Regel ab 
ein bis zwei Jahren für Kinder pro-
blemlos möglich und sogar förderlich. 
Denn der Bindungstypus des Kindes, 
der seine psychische Stabilität maß-
geblich bestimmt, ist nach dem ers-
ten Jahr bereits festgelegt und wird 
im Verlauf des zweiten Jahres konso-
lidiert. Die psychobiologische Eltern-
Kind-Bindung lässt zu diesem Zeit-
punkt eine stundenweise Trennung 
mit zunehmender Tendenz zu, ohne zu 
psychischen Schäden zu führen, wenn 
eine gute Betreuung und eine stabi-
le Beziehung zum Kind gewährleistet 
sind. Ab diesem Zeitpunkt ist der suk-
zessive Wiedereinstieg in den Beruf für 
Eltern also in aller Regel aus entwick-
lungspsychologischer Sicht möglich, 
selbstverständlich in Abhängigkeit von 
der individuellen psychischen Stabili-
tät und Gesundheit des einzelnen Kin-
des und in Abhängigkeit von der Qua-
lität der Betreu ungseinrichtungen bzw. 
der menschlichen Qualifi kation der 
betreuenden Tagesmütter oder Erzie-
herinnen. Unter diesen Bedingungen 
können sich Sozialfähigkeit und eine 
sichere Bindung mit Hilfe von dritten 
Personen und gleichaltrigen Kindern 
weiter entwickeln.

Am deutlichsten sind die For-
schungsergebnisse hinsichtlich der 
kognitiven Entwicklung von Kindern. 
Hier gibt es eine namhafte Zahl von 
Studien, nach denen Fremdbetreuung 
Kinder nicht schädigt, sondern ihre 
Entwicklung sogar fördert. Unter den 
rund zwei Dutzend Studien sind nur 
ein oder zwei, nach denen sich fremd-
betreute Kinder intellektuell schlech-
ter entwickelten als zu Hause betreu-
te Kinder. In diesen Fällen handelte 
es sich um qualitativ schlechte Kin-
derbetreuung mit einer sehr großen 
Zahl von Kindern pro Betreuungsper-
son und einer unzureichenden Aus-
bildung der Fachkräfte. Alle anderen 
gesichteten Untersuchungen haben er-
geben, dass fremdbetreute Kinder ei-
ne genauso gute oder sogar besse-
re kognitive Entwicklung zeigen, als 
Kinder die nie in der Gruppe fremd-
betreut wurden. Sie verfügen beispiels-
weise über einen kreativeren Umgang 
mit Materialien und über mehr arith-
metische Fertigkeiten, sie können In-
formationen besser behalten und ge-
nauer wiedergeben, und verwenden 
einen komplexeren Sprachstil.

Während sich bei diesen Untersu-
chungen im Bereich von emotionaler 
Entwicklung, Persönlichkeitsentwick-
lung und Beziehung zu den Eltern so 
gut wie keine Unterschiede zwischen 
fremdbetreuten und zu Hause erzo-
genen Kleinkindern feststellen ließen, 
gab es beim Sozialverhalten Abwei-
chungen. So waren Kinder aus Tages-
einrichtungen oft sozial kompetenter, 

selbstbewusster, durchsetzungskräf-
tiger und offener. Sie fühlten sich in 
neuen Situationen sicherer und ver-
hielten sich weniger zaghaft und 
ängstlich. Außerdem waren sie häu-
fi g hilfsbereiter und kooperativer als 
Kinder, die zu Hause erzogen werden. 
Nach denselben Untersuchungen wa-
ren fremdbetreute Kinder aber auch 

 Fremdbetreuung muss 
in die gesamte Erziehung 
integriert sein

 Entscheidend ist die 
 Qualität der Betreuung
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Milieus angehören oder bewusst ein 
traditionelles Rollenverständnis ver-
treten. Es sind also handfeste ökono-
mische Gründe, die die entsprechenden 
Entscheidungen der Frauen beeinfl us-
sen (Ott, N., 2001, 135).

Andererseits werden 90 Prozent der 
Mütter in Deutschland unter derzei-
tigen Bedingungen – vor allem in den 
westlichen Bundesländern – dazu ge-
zwungen, für ihre Kinder einen lang-
jährigen Berufsausstieg unter völliger 
oder partieller Aufgabe berufl icher 
Ambitionen zu vollziehen. Auf dem 
Arbeitsmarkt gibt es keine rechtlich 
durchschlagenden Diskriminierungs-
verbote für junge Eltern, insbesonde-
re für Frauen nach einer mehrjährigen 
Berufsunterbrechung. Für die überwie-
gende Zahl junger Mütter in Deutsch-
land ist die Realisierung ihres Kin-
derwunsches zwangsläufi g mit einem 
langjährigen Berufsausstieg verbun-
den. Da in den westlichen Bundeslän-
dern nur für 9,6 % der unter Dreijäh-
rigen ein Kindertagesstättenangebot 
zur Verfügung steht, gibt es faktisch 
keine Alternative zum langjährigen 
Berufsausstieg. Auch viele Kindergär-
ten bieten nur stundenweise und keine 
ganztätige, bis in den Abend reichende 

Betreuung an. So ist bei Kindern zwi-
schen 3 und 6 Jahren die Betreuungs-
quote in Deutschland mit 78 % zwar 
relativ hoch, doch es gibt beträchtliche 
regionale Unterschiede (Eichhorst, W. / 
Thode, E., 2004, 27). Während etwa 
in den neuen Bundesländern 70 % der 
Kinder im Kindergartenalter ganztags 
betreut werden, sind es im Westen nur 
knapp 20 %. Zusätzliche Probleme bei 
der Organisation der Kinderbetreuung 
entstehen durch starre Öffnungszeiten 
und das Fehlen eines Angebots zum 
Mittagsessen (Henry-Huthmacher, C., 
2002, 33).

Das Bildungssystem verstärkt die-
ses Dilemma. Es existieren kaum ge-

Ethisch problematisch ist also nicht 
die Fremdbetreuung, die entscheidende 
Frage lautet vielmehr: Wollen wir un-
sere Kinder erst ab drei Jahren oder 
bereits ab dem Zeitpunkt mit anderen 
Kindern zusammen aufwachsen lassen, 
ab dem sie sich für andere interessie-
ren? Wenn im beginnenden 21. Jahr-
hundert die Kleinfamilie mit ein bis 
höchsten zwei Kindern vorherrscht, 
ist die Frage der Fremdbetreuung im 
Kern nicht nur eine der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, sondern auch 
eine Frage nach der adäquaten Ent-
wicklung von Kleinkindern in unserer 
Gesellschaft.

Bei diesen Überlegungen muss den-
noch die Freiheit der Familien und 
insbesondere der Frauen gewährleis-
tet bleiben, die Hauptbetreuung selbst 
zu übernehmen. Deshalb ist in einer 
pluralistischen Gesellschaft eine Mi-
schung aus unterschiedlichen Arten 
der familiären und institutionellen 
Erziehung von Kleinkindern anzu-
streben, welche die Ganztagsbetreuung 
in Krippen, Kinderhäusern, Familien-
kreisen, Tagesmuttermodellen und die 
exklusive Betreuung durch die Eltern 
als gleichrangige und gleichwertige 
gesellschaftliche Optionen eröffnet. 
Aufgrund der erheblichen Nachfrage 
nach institutioneller Betreuung, ins-
besondere in den alten Bundesländern, 
müsste um dieser Wahlfreiheit willen 
durch Kommunen, Länder und den 
Bund ein erhöhtes Angebot gewähr-
leistet werden. Die umgekehrte Vari-
ante, Müttern ein dreijähriges Erzie-
hungsgeld in existenzsichernder und 
anreizkompatibler Höhe zu zahlen, ist 
eine zusätzlich sinnvolle Option (Jü-
nemannn, E. / Ludwig, H., 2002). Sie 
bietet jedoch keine Lösung für die Be-
nachteiligung junger Frauen auf den 
Arbeitsmärkten und sie gleicht auch 
die Nachteile für Kinder nicht aus, 
die unter drei Jahren auf den sozia-
len Kontakt mit anderen Kindern ver-
zichten müssen.

Insofern die institutionelle Betreu-
ung von Kindern nach dem ersten Le-
bensjahr kein wirkliches Problem dar-

stellt, dürfe diese Lebensoption bei 
genügender institutioneller Unterstüt-
zung für Eltern, die dies wollen, rea-
lisierbar sein. Durch den Ausbau von 
Betreuungseinrichtungen werden kei-
neswegs die Kinder und Mütter zu Op-
fern der Ökonomie und deren Forde-
rung nach qualifi zierten Arbeitskräften 
gemacht. Vielmehr werden der Wunsch 
und das Bemühen der Familien, ihre 
Einkommenskapazität zu wahren, un-
terstützt. Die familiäre Vorsorge ge-
gen das Armutsrisiko durch und für 
die Kinder wird ebenso ernst genom-
men wie die Berufsinteressen qualifi -
zierter Mütter und die frühen Sozial-
bedürfnisse von Kindern.

Das Wohl junger Mütter und 
Frauen: Explosives Dilemma 
zwischen Beruf und Familie

Bei einer empirischen Beobachtung der 
gesellschaftlichen Realität in Deutsch-
land wird deutlich, dass junge, gut 
qualifi zierte Frauen heute in einem 
explosiven Dilemma des Entweder-
Oder stehen. Sie sehen sich widerspre-
chenden Anforderungen ausgesetzt.

 Einerseits sind Frauen heute stärker 
gefordert, wenn sie dem Armutsrisiko 
im Alter vorbeugen wollen: Die un-
sichere Arbeitsmarktsituation und die 
Brüchigkeit von Eheverträgen, die kein 
geborgenes, versorgtes Leben durch 
den Ehemann mehr garantieren, legen 
es nahe, auf eine kontinuierliche Be-
rufstätigkeit und lückenlose Sozialver-
sicherungsvita bedacht zu sein, auch 
im gebärfähigen Alter. Verbunden mit 
der hohen berufl ichen Qualifi kation ist 
dies der eigentliche Grund, der Frauen 
dazu veranlasst, eine kontinuierliche 
Erwerbsbiographie anzustreben – so-
weit sie nicht aus ländlichen Verhält-
nissen kommen, traditionell religiösen 

 Der Ausbau von Betreu-
ungsplätzen dient nicht 
der Ökonomie, sondern 
den Interessen der Familie

 Mütter sind bisher meist 
gezwungen, aus ihrem 
 Beruf auszusteigen
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regelte Halbtags- oder Ganztags-
schulen; das Problem bleibt bis zum 
Berufsabschluss der Kinder beste-
hen. Durch ungünstige Anfangs- und 
Schließungszeiten, Ferienzeiten und 
ausfallende Stunden kann sich so-
gar eine noch schwierigere Situa-
tion ergeben als bei jüngeren Kin-
dern (Wendt, C. / Maucher, M., 2000, 
20). Deshalb ist (in den meisten Fäl-
len) mindestens bis zum 15. Lebens-
jahr der Kinder eine Betreuung durch 
eine häusliche Bezugsperson erfor-
derlich, die sich über unterschiedliche 
Zeiten des Tages verteilt. Halbtagestä-
tigkeiten oder Minijobs eines Eltern-
teils sind daher die Regel, wenn eine 
gewissenhafte Betreuung von Kindern 

im eigenen Haushalt erfolgen soll. 
Meist geben die Mütter dazu ihren 
ursprünglichen Beruf auf. Die Folge 
sind mangelnde Rentenansprüche und 
häufi ge Altersarmut von Frauen. Das 
wird besonders deutlich, wenn man 
die eigenständigen Rentenansprüche 
von Frauen und Männern in Deutsch-
land vergleicht. Frauen in den westli-
chen Bundesländern erreichen in der 
gesetzlichen Rentenversicherung im 
Durchschnitt weniger als die Hälfte 
der durchschnittlichen Männerren-
ten, wobei sich diese Relation in den 
letzten Jahrzehnten kaum verbessert 
hat. Auch in den östlichen Bundes-
ländern liegen die Frauenrenten im 
Schnitt mehr als ein Drittel unter den 
Männerrenten (Klammer, U., 2000, 
269–270). Hinzu kommt die Tatsache, 
dass in der Familienphase das Famili-
eneinkommen überproportional sinkt 
und das Sozialhilfe- und Armutsrisi-
ko von Familien und Kindern erheb-
lich über dem anderer Bevölkerungs-
teile liegt (BMAS, 2005, 60).

Menschen, die in derartigen Di-
lemmasituationen stehen, reagieren 
verständ licherweise mit der Verhal-
tensoption, die ihnen persönlich die 

größte Sicherheit bietet: Unter Unsi-
cherheit entscheiden sich rational den-
kende junge Menschen für den Beruf 
und seit den 1970er Jahren gegen Kin-
der, oder zumindest gegen viele Kin-
der. Nur Frauen, die bewusst Risiken 
eingehen, die einen besonders starken 
Kinderwunsch haben und hierfür be-
reit sind, erhebliche persönliche Nach-
teile in Kauf zu nehmen (besonders im 
berufl ich hoch qualifi zierten Bereich) 
oder Frauen, die sich eine Berufsauf-
gabe ökonomisch leisten können, ent-
scheiden sich für Kinder. Auch junge 
Männer sprechen sich immer häufi ger 
gegen Kinder aus.

Sozialpolitisch betrachtet verursacht 
diese institutionell bedingte, kollektive 
Anreizsituation für Kinderlosigkeit das 
Erodieren der Sozialversicherungssys-
teme in absehbarer Zukunft. Weitere 
Folge ist die Entsolidarisierung der Ge-
sellschaft, da Armutsprävention und 
Alterssicherung nur noch auf der Ba-
sis privater Vorsorge in ausreichendem 
Maß erfolgen kann. Hierfür dürfen je-
doch nicht diejenigen Menschen ver-
antwortlich gemacht werden, die in 
der Dilemmasituation stehen, sondern 
die politisch Verantwortlichen, denen 
entsprechende demographische, fami-
liensoziologische und familienökono-
mische Analysen seit den 1970er Jah-
ren bekannt sind. Denn es existiert eine 
gesellschaftliche Anreizsituationen für 
die Nichteinhaltung des Generationen-
vertrages. Dadurch wird die über hun-
dert Jahre alte Errungenschaft des Sozi-
alversicherungssystems in Deutschland 
fundamental gefährdet.

Eine vereinfache politische Schluss-
folgerung, die Einführung institutio-
neller Fremdbetreuung und Ganztages-
betreuungssysteme werde unmittelbar 
zur Erhöhung der Geburtenrate füh-
ren, ist gleichwohl verfehlt. Ein aus-
reichendes institutionelles Angebot 
ganztätiger Kinderbetreuung auf der 
Basis der Freiwilligkeit ist jedoch ein 
gravierender Faktor, der die Befürch-
tungen von Frauen bezüglich des Ar-
beitsplatzverlustes und einer unge-
wollten Hausfrauen-Ehe erheblich 

reduzieren würde. Wissenschaftliche 
Studien belegen eine positive Korrela-
tion zwischen Betreuungsinstitutionen 
und Fertilitätsbereitschaft von  Frauen 
(Hank, K. / Kreyenfeld, M. / Spieß, C. K., 
2003 und Dieckmann, N., 2003, 12). 
Gleichzeitig muss jedoch auch vielen 
anderen Unsicherheitsfaktoren Beach-
tung geschenkt werden: der Massen-
arbeitslosigkeit, der mangelnden Al-
tersversorgung von erziehenden Eltern, 
dem hohen Scheidungsrisiko. Nur dann 
kann eine Familienpolitik mit bevöl-
kerungspolitischen Implikationen ge-
lingen, die getragen ist vom Respekt 
vor dem Kinderwunsch der Mehrheit 
in der Bevölkerung.

Schlussfolgerungen

Vorrangiges Ziel ist also eine offensive 
Familien-, Frauen- und Gesellschafts-
politik, welche die Unsicherheitssitua-
tionen junger Frauen institutionell und 
strukturell reduziert. Erst durch geeig-
nete Betreuungsinstitutionen werden 
sie mehr Mut zu Kindern haben, die 
selbst erworbene Einkommenskapa-
zität junger Familien kann gesichert 
und Kinderarmut strukturell verhin-
dert werden.

Bezüglich der Fremdbetreuung 
von Kindern verbleibt allerdings im-
mer das Problem der richtigen Balance 
zwischen verantwortlicher Kinderbe-
treuung durch die Eltern selbst und 
ihrer gleichzeitigen Berufsausübung. 
Die Ausgewogenheit zwischen bei-
den Zielen kann nur hergestellt wer-
den, wenn
• erstens Wahlfreiheit ermöglicht 

wird durch externe Hilfe von In-
stitutionen und mehr staatliche 
Mittel für Familien (wie beispiels-
weise durch ein das Ehegattensplit-
ting nicht aufhebendes Familien-
splitting),

• zweitens ein kinderfreundlicheres 
Klima in der Gesellschaft und bei 
Arbeitgebern angereizt wird,

• drittens die Begrenztheit beruf-
lichen Engagements während der 

 Frauenrenten sind im 
 Westen nur halb so hoch 
wie die Männerrenten
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frühesten Kindheit bei allen Betei-
ligten anerkannt und ermöglicht 
wird.

Um die bisherigen Defi zite zu reduzie-
ren und die Situation für junge Frau-
en erträglicher zu machen ist es zu-
dem notwendig,
• dass die männlichen Partner ihre 

Einstellung ändern und sie die Frau 
als gleichrangig anerkennen durch 
entsprechende Partizipation an der 
Familien- und Erziehungsarbeit,

• dass junge Eltern rechtlich einklag-
bare Privilegierung auf den Ar-
beitsmärkten erhalten,

• dass es eine grundsätzliche Poli-
tikinitiative für Familien und ei-
ne Erneuerung des Drei-Generatio-

Gesellschaft und traditionelle Fami-
lienwerte liegen. Denn hierdurch än-
dert sich die strukturbedingte Un-
sicherheits- und Dilemmasituation 
junger Frauen nicht; die Negativan-
reize für Kinderlosigkeit bleiben be-
stehen, sie lassen sich nicht allein 
durch Animation junger Menschen, 
das Familienrisiko zu übernehmen, 
überwinden.

Eine Lösung lässt sich letztend-
lich nur durch eine Reduktion des Ar-
muts- und Unsicherheitsrisikos für 
junge Frauen und Männer erreichen. 
Das erfordert eine Veränderung von 
fi skalischen, bildungspolitischen und 
sozialpolitischen Institutionen, die die 
Investition in Kinder belohnen, nicht 
bestrafen sollten. Es handelt sich al-
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L I T E R A T U R

nenvertrages auf konstitutioneller 
Ebene gibt (Ott, N., 2001, 136).

Eine familienpolitische Initiative ist 
auch angesichts des verfassungsmä-
ßigen Schutzes der Familien und an-

gesichts der sozialethischen Schutz-
würdigkeit von Familien, Frauen und 
Kindern unbedingt geboten.

Eine ethisch vertretbare Lösung ei-
ner solchen Situation kann auch von 
theologischer Seite nicht allein in der 
Werbung für eine kinderfreundliche 

 Männer müssen sich 
mehr an der Familien- 
und  Erziehungsarbeit 
 beteiligen
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so primär um eine politische Gestal-
tungsaufgabe. Eine Nichtrealisierung 
des Kinderwunsches lässt sich nämlich 
erst dann ändern, wenn sich die Wer-
te der Menschen und die gesellschaft-
liche Wertrealisierungsbedingungen 
nicht mehr widersprechen. Solange 
die gesellschaftliche Realität den so-
zialen und ökonomischen Erfordernis-
sen des Familienlebens, das sich durch 
die Frauenqualifi kation verändert hat, 
widerspricht, darf sich eine Gesell-
schaft über Kinderarmut nicht wun-
dern. Die eigentliche politische Her-

stehen wir in Deutschland am Beginn 
dieses Weges, der dies zum Ziel haben 
könnte. Die aktuellen Debatten und 
erste Politikinitiativen erkunden die 
Möglichkeiten einer entsprechenden 
Systemveränderung. Kinder und Fa-
milien sind dabei, allmählich auch im 
politischen Bewusstsein zum syste-
matischen Bestandteil einer moder-
nen Gesellschaft zu werden. Bislang 
werden sie in ihr noch zum großen Teil 
überfordert oder zerrieben.

ausforderung der deutschen, süd- und 
osteuropäischen Politik besteht darin, 
das Gleichgewicht zwischen familiä-
rer und gesellschaftlicher Realität auf 
dem Niveau einer modernisierten Ge-
sellschaft und Geschlechterbeziehung 
erneut herzustellen. Denn ohne Kinder 
und deren gezielte Förderung lassen 
sich weder auf Entwicklung angewie-
sene Wohlstandsgesellschaften erhal-
ten, noch globale Konkurrenzen be-
stehen.

In einer kinderarmen und über-
alterten Gesellschaft droht ein pro-
blematischer Mentalitätswandel, der 
verbunden ist mit einer Abkehr vom 
traditionellen Humanitätsverständ-
nis, das Verantwortung für die Zu-
kunft integriert und nicht ziellos im 
Jetzt stehen bleibt. Es steht die Frage 
im Raum, ob wir diesen Wandel wirk-
lich wollen, obwohl Modernisierung 
der Gesellschaft und Tradition in pri-
vaten Welten durchaus in Einklang ge-
bracht werden könnten, wie wir ver-
sucht haben zu zeigen. Im Moment 
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Problemaufriss

Mit der Einführung des Elterngeldes, 
der verbesserten steuerlichen Absetz-
barkeit von Kinderbetreuungskosten 
und dem avisierten Ausbau subventio-
nierter Kinderbetreuungseinrichtungen 
nimmt die Bundesregierung nach eige-
nen Angaben einen Paradigmenwech-
sel in der Familienpolitik vor. Dieser 
Paradigmenwechsel zeichnete sich so-
wohl in der Literatur wie in vereinzel-
ten politischen Maßnahmen zwar be-
reits seit längerem ab; seine gesamte 
Tragweite wird aber erst jetzt – nicht 
zuletzt aufgrund der veränderten po-
litischen Rahmenbedingungen – er-
kennbar. In diesem Beitrag soll dieser 
Paradigmenwechsel anhand von vier 
Aspekten genauer untersucht werden, 
nämlich
• dem Wandel in der politischen Wer-

tigkeit staatlicher Familienpolitik,
• dem Wechsel im normativen An-

satzpunkt staatlicher Familienpo-
litik,

• dem Wechsel im Adressatenkreis 
staatlicher Familienpolitik sowie 
schließlich

• dem Wandel im Politikverständnis 
der beteiligten Akteure.

Quo vadis 
 Familienpolitik?
Anmerkungen zum Paradigmenwechsel 
in der Familienpolitik

Jörg Althammer

Die staatliche Familienpolitik hat in den vergangenen Jahren eine Paradigmenwech-
sel vollzogen. Dieser Beitrag analysiert den normativen Perspektivenwechsel und die 
Änderungen im familienpolitischen Instrumentarium und unterzieht die jüngsten 
Reformen einer kritischen Würdigung. Der Aufsatz endet mit einem Plädoyer für 
„mehr Markt“ in der Familienpolitik.

Die wohl auffälligste Veränderung be-
trifft den geänderten Stellenwert des 
Politikfelds: Die Familienpolitik ist 
von einem „weichen“ Randthema in 
den Fokus staatlicher Wirtschafts- und 
Sozialpolitik gerückt. Noch nie zuvor 
wurden Fragen die Familie betreffend 
so intensiv in Politik und Wissenschaft 
diskutiert, wie das zurzeit der Fall ist.

Diese neue Aufmerksamkeit der Fa-
milie gegenüber leitet sich primär aus 
einer als defi zitär wahrgenommenen 
Funktionserfüllung von Familien ab. 
So ist es mittlerweile allgemein an-
erkannt, dass der Geburtenrückgang 
die Gesellschaft - und hier insbeson-
dere den Sozialstaat - vor Herausfor-
derungen stellt, die eine politische 
Antwort erfordern. Weiterhin gelten 
Familien nicht mehr unhinterfragt als 
der „natürliche“ Ort, in dem Kinder 
die bestmöglichen Bedingungen für 
ihre Sozialisation vorfi nden. Der er-
ziehungs- und bildungspolitisch be-
gründete Primat externer Betreuungs-
einrichtungen in der frühkindlichen 
Entwicklungsphase zeugt hiervon 
ebenso wie die Forderung nach einer 
intensivierten Förderung elterlicher Er-
ziehungskompetenz. Allerdings schlägt 

sich dieser gestiegene Stellenwert der 
Familie bislang nicht in einem höheren 
Gewicht familienpolitischer Leistungen 
nieder. So ist zum einen der Anteil der 
sozialpolitischen Funktion „Ehe und 
Familie“ am Sozialbudget langfristig 
gesunken. Des Weiteren waren zahl-
reiche familienpolitische Maßnahmen 
wie die z. T. massiven Anhebungen der 
steuerlichen Freibeträge oder die An-
erkennung von Familienleistungen im 
System sozialer Sicherung nicht auf 
den politischen Gestaltungswillen des 
Gesetzgebers zurückzuführen, sondern 
das Ergebnis einschlägiger Urteile des 
Bundesverfassungsgerichts (Gerlach, 
2006).

Allen Beteuerungen der gesell-
schaftspolitischen Bedeutung von Fa-
milienpolitik zum Trotz erfolgen neue 
Schwerpunktsetzungen in der Fami-
lienpolitik weitgehend kostenneutral, 
d. h. sie werden durch Umschichtungen 
innerhalb des familienpolitischen Leis-
tungsspektrums gegenfi nanziert. Dies 
gilt für die Einführung des Elterngeldes, 
das durch den Wegfall des Erziehungs-
geldes und das „Einfrieren“ der steu-
erlichen Freibeträge sowie des Kinder-
geldes refi nanziert wurde, ebenso wie 

Der Bedeutungswandel  staatlicher Familienpolitik
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für den avisierten Ausbau der externen 
Betreuungseinrichtungen und die ge-
planten familienpolitischen Reformen 
des Einkommensteuersystems. Seit den 
familienpolitischen Weichenstellun-

gen der 80er Jahre (also die Einfüh-
rung des Erziehungsurlaubs und des 
Erziehungsgeldes sowie die Anrech-
nung von Kindererziehungszeiten in 
der gesetzlichen Rentenversicherung) 
fand nur noch mit dem Tagesbetreu-
ungsausbaugesetzes (TAG) im Jahr 
2003 eine von den politischen Ak-
teuren veranlasste Ausweitung des 
familienpolitischen Leistungsspekt-
rums statt.

3. der Kompensation weiterhin beste-
hender Einkommensdifferenziale 
zwischen Haushalten unterschied-
licher Größe (klassischer Familien-
lastenausgleich).

Diese Normbegründungen stehen in 
einem teleologischen Über-/Unter-
ordnungsverhältnis. Oberste Priorität 
kommt der verfassungsmäßig gebo-
tenen steuerlichen Verschonung des 
Existenzminimums zu. Die aus die-
sem Grundsatz resultierenden steuer-
lichen Freibeträge stellen auch keine 
familienpolitische Leistung des Staates 
dar, sondern verhindern lediglich eine 
steuerliche Diskriminierung von Fami-
lien gegenüber Kinderlosen. Sie sind 
somit Ausfl uss des verfassungsmäßig 
zwingenden Diskriminierungsverbots 
und keine Fördermaßnahme des Staa-
tes. Insofern hat der Gesetzgeber an 
dieser Stelle auch nur einen sehr ein-
geschränkten Gestaltungsspielraum.

Neben der Verschonung der exis-
tenzminimalen Aufwendungen vor 
dem fi skalischen Zugriff haben Fami-
lien zusätzlich einen Anspruch auf die 
Kompensation jener Leistungen, die sie 
durch die Geburt, Erziehung und Ab-
sicherung der Familienmitglieder vor 
sozialen Risiken für die Gesellschaft 
erbringen. Dieses neue Konzept des 
Familienleistungsausgleichs impli-
ziert zum einen, dass sich die Höhe 
familienpolitischer Maßnahmen an 
der Leistungshöhe, d. h. am Umfang 
der gesellschaftlichen externen Ef-
fekte orientierten soll. Zwar wirft die 
Operationalisierung dieser Leistungen 
erhebliche Probleme auf und ist wohl 
auch nicht befriedigend zu lösen. Wie 
in anderen nur schwer monetarisier-
baren Bereichen wie bspw. dem Um-
weltschutz wird man auch in der Fami-
lienpolitik nicht umhin kommen, mit 
politisch gesetzten Größenordnungen 
zu arbeiten (vgl. jedoch den Quantifi -
zierungsansatz bei Werding / Hofmann, 
2005). Allerdings liefert der Leistungs-
ausgleichsgedanke zumindest Anhalts-
punkte für die qualitative Ausgestal-
tung familienpolitischer Maßnahmen. 

Der Wechsel der normativen Begründung 
staatlicher Familienpolitik

Eine weniger offensichtliche, für die 
praktische Ausgestaltung der Famili-
enpolitik jedoch weitaus bedeutendere 
Veränderung ist im Bereich der nor-
mativen Begründung festzustellen. 
Nach traditionellem Verständnis ist 
die Familienpolitik der Bundesrepublik 
Deutschland als Teil der klassischen, 
bedarfsorientierten Sozialpolitik zu 
verorten (Lampert, 1996). Das zentrale 
Ziel staatlicher Familienpolitik war die 
Kompensation der Einkommensunter-
schiede zwischen Familien und Kinder-
losen als Teil einer umfassenden Politik 
der Angleichung der Nettoäquivalenz-
einkommen. Dieses Verständnis von 
staatlicher Familienpolitik als Politik 
des Familienlastenausgleichs fand sei-
nen Niederschlag in § 6 SGB I (Minde-
rung des Familienaufwands), der lau-
tet: „Wer Kindern Unterhalt zu leisten 
hat oder leistet, hat ein Recht auf Min-
derung der dadurch entstehenden wirt-
schaftlichen Belastungen.“ Aus diesem 
Verständnis erklärt sich die gewach-
sene Struktur monetärer familienpoli-
tischer Leistungen – von der beitrags-
freien Mitversicherung der Kinder und 
des nicht-erwerbstätigen Ehegatten in 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
bis zur Ausgestaltung des Kindergeldes. 
Dieser ausschließlich verteilungspoli-
tische Ansatz der Familienpolitik wur-
de zwar schon frühzeitig kritisiert (vgl. 
insbes. Schreiber, 1964); diese Kritik 
blieb jedoch politisch weitgehend wir-
kungslos.

Ein erster konzeptioneller Wandel 
im Begründungsdiskurs staatlicher 
Familienpolitik erfolgte im Zuge der 
Diskussion um den Umbau des Sozi-
alstaats in den 80er Jahren. Die Krise 
des Sozialstaats machte deutlich, dass 
die sozialstaatlichen Institutionen auf 
Leistungen der Familien angewiesen 
sind, die bislang weitgehend unhin-
terfragt in Anspruch genommen wur-
den, deren Angebot mittlerweile aber 
problematisch geworden ist. Aus die-
sem erweiterten Begründungsdiskurs 
entstand jene trias der Begründbarkeit 
staatlicher Familienpolitik, die für die 

praktische Familienpolitik der Fol-
gezeit handlungsleitend war und die 
weitere Ausgestaltung staatlicher Fa-
milienpolitik nachhaltig geprägt hat. 
Danach begründet sich staatliche Fa-
milienpolitik aus
1. der steuerlichen Verschonung des 

Existenzminimums für alle Fami-
lienmitglieder (sog. „familienspezi-
fi sches Nettoprinzip“ der Einkom-
mensbesteuerung),

2. dem Ausgleich bestimmte Leistun-
gen, die die Familien für die Ge-
sellschaft erbringen (Familienleis-
tungsausgleich) und

 Trotz ihrer  gewachsenen 
Bedeutung erfolgt 
 Familienpolitik bisher 
weitgehend kostenneutral

 Der Sozialstaat ist auf 
Leistungen der Familien 
angewiesen. 
Auch das begründet 
 staatliche Familienpolitik
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Des Weiteren folgt aus dem Prinzip der 
Leistungsgerechtigkeit, dass alle Fami-
lien einen unbedingten Anspruch auf 
die gesellschaftlichen Gegenleistungen 
haben, also unabhängig von Faktoren 
wie der Höhe des Einkommens, des Be-
rufsstandes oder Art und Umfang der 
Erwerbstätigkeit. In der Rentenversi-
cherung ist dieser Ansatz durch die 
additive Anrechnung von Kinderer-
ziehungszeiten weitgehend realisiert; 
eine umfassende familienpolitische Re-
form des Systems sozialer Sicherung 
steht jedoch nach wie vor aus.

Sofern nach einer sachadäquaten 
Besteuerung und der Herstellung von 
Leistungsgerechtigkeit im System so-
zialer Sicherung weiterhin unvertretbar 
hohe Einkommensdifferenziale zwi-
schen Familien und Kinderlosen be-
stehen sollten, ergibt sich die Notwen-
digkeit eines Familienlastenausgleichs 
klassischer Prägung mit den üblichen 
allokativen und distributiven Anforde-
rungen an die Verteilungspolitik.

Auch in der Frage des Begrün-
dungsparadigmas hat ein signifi-
kanter Wechsel stattgefunden. Auffal-
lend ist zunächst die Verengung und 
Schwerpunktverlagerung im Zielsys-
tem staatlicher Familienpolitik. Denn 
während in der Vergangenheit insbe-
sondere in der familienwissenschaft-
lichen Literatur darauf geachtet wur-

de, Familienpolitik möglichst frei von 
bevölkerungspolitischen Zielen zu be-
gründen, fi ndet mittlerweile eine fast 
vollständige Reduktion des Zielsys-
tems auf die Bevölkerungspolitik statt; 
die weiteren familialen Funktionen 
treten demgegenüber in den Hinter-
grund. Dies gilt sowohl für die Siche-
rungsfunktion – obwohl das System 
sozialer Sicherung ohne ergänzende 
familiale Dienstleistungen gar nicht 
funktionsfähig wäre – als auch für die 
familiale Sozialisationsfunktion. Da-

bei ist insbesondere die Sozialisations-
funktion aus Sicht des Kindeswohls, 
aber auch aus gesellschaftspolitischer 
Perspektive ungleich wichtiger als die 
rein biologische Reproduktion. Denn 
in den Familien werden nicht nur ge-
sellschaftliche Werte und Normen 
vermittelt und damit der Fortbestand 
kultureller Identität gesichert; in der 
frühkindlichen Sozialisation erfolgt 
auch die Herausbildung der kogniti-
ven Fähigkeiten des Kindes, die für 
den späteren schulischen und beruf-
lichen Erfolg von entscheidender Be-
deutung sind. Ausschlaggebend für 
das künftige ökonomische Poten-
zial einer Gesellschaft ist weniger die 
Quantität als vielmehr die Qualität des 
Humanvermögens. Bezüglich der So-
zialisationsfunktion erweisen sich die 
jüngsten familienpolitischen Reformen 
jedoch als erstaunlich unstimmig. Ei-
nerseits wird die Notwendigkeit eines 
qualitativ hochwertigen Angebots an 
Betreuungs- und frühkindlichen Bil-
dungsleistungen betont und als Argu-

ment für die Forderung eines Ausbaus 
externer Betreuungseinrichtungen he-
rangezogen. Auf der anderen Seite 
wird rückwirkend zum 01.01.2006 die 
Betreuung durch Fremdkräfte steuer-
lich gefördert, ohne dass die Betreu-
ungsperson einen Qualifi kationsnach-
weis zu erbringen hätte.

Des Weiteren orientiert sich die Fa-
milienpolitik normativ wieder verstärkt 
am Konzept des Familienlastenaus-
gleichs. Allerdings knüpfen die staat-
lichen Transferleistungen nicht mehr 
an den direkten Kinderkosten an, Re-
ferenzpunkt sind vielmehr die Oppor-
tunitätskosten der Kindererziehung, al-
so die während der Erziehungsphase 
entgangenen Erwerbseinkünfte. Dies 
hat zur Folge, dass die familienpoli-
tischen Transferleistungen – entgegen 
jeglicher sozialpolitischer Logik – mit 
steigendem Einkommen der Erzie-
hungsperson zunehmen. Prominen-
testes Beispiel ist das Elterngeld, das 
das Erziehungsgeld zum 01.01.2007 
abgelöst hat.

Der Wechsel in Adressatenkreis und Instrumentarium 
staatlicher Familienpolitik

Nach tradiertem Verständnis ist die Fa-
milie ein eigenständiges soziales Ge-
bilde, das sich der Marktlogik entzieht 
und auch nicht der direkten staatli-
chen Einfl ussnahme unterworfen wer-
den soll. Familiale Interpersonenbe-
ziehungen sind gekennzeichnet durch 
ein besonderes Maß an Verbundenheit, 
Liebe und Vertrauen und deshalb ge-
tragen von gegenseitiger Solidari-
tät. Die Rede von der Familie als der 
„kleinsten sozialen Einheit“ resp. der 
„Keimzelle der Gesellschaft“ ist in die-
sem Verständnis von Familie zu ver-
orten. Dieses Familienverständnis ist 
die normative Grundlage der „fami-

liaristischen“ Ausgestaltung des Steu-
er- und Sozialsystems, die sich im je-
weiligen Normadressatenkreis und im 
Grundsatz des Vorrangs von Geld- vor 
Sachleistungen manifestiert. Das in der 
Theorie der Sozialpolitik fest veran-
kerte Prinzip des Primats von Geld-
leistungen leitet sich aus der Tatsa-
che ab, dass monetäre Leitungen die 
Verwendungsentscheidung den Emp-
fängern – in diesem Fall den Eltern – 
überlassen und damit im Vergleich zu 
Sachleistungen einen deutlich höheren 
Freiheitsgrad aufweisen. Normadressa-
tenkreis dieser Leistungen ist die Insti-
tution Familie; die Entscheidung über 
die intrafamiliale Verteilung der Res-
sourcen einschließlich der Aufteilung 
des Zeitbudgets liegt bei der Familie 
selbst.

Auch diesbezüglich ist ein Paradig-
menwechsel eingetreten. So ist zum ei-

 Familienpolitik sollte 
nicht auf eine Funktion 
der  Bevölkerungspolitik 
reduziert werden

 Geldleistungen 
an die Familien lassen 
 diesen einen größeren 
Entscheidungsfreiraum 
als Sachleistungen
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nen die Umschichtung von monetären 
Leistungen zu Sachleistungen erklär-
tes Ziel der Bundesregierung. Insbe-
sondere der mit 35 Mrd. € ausgewie-
sene Aufwand für das Kindergeld führt 
im politischen Bereich immer wieder 
zu der Forderung, auf anstehende 
Anhebungen des Kindergelds zu ver-
zichten oder es gar zu kürzen, um den 
avisierten Ausbau der Betreuungsein-
richtungen gegenzufi nanzieren. Dabei 
wird grundsätzlich übersehen, dass die 
in der Statistik ausgewiesenen Ausga-
ben für das Kindergeld zum größten 
Teil Rückerstattungen zuviel gezahl-
ter Steuer darstellen und somit dem 
diskretionären Zugriff des Gesetzge-
bers entzogen sind. Der reine Trans-
feranteil beträgt ca. 15 Mrd. € (vgl. 
Althammer /Romahn, 2006), wobei 
weiterhin zu berücksichtigen ist, dass 
das Kindergeld auf sonstige Transfer-
leistungen wie das Arbeitslosengeld II, 
das Sozialgeld und die Sozialhilfe an-
gerechnet wird. Eine Absenkung des 
Kindergeldes hätte also zwingend ei-
nen Anstieg bei diesen Sozialausga-
ben zur Folge. Von einer Absenkung 
bzw. einem Verzicht auf anstehende 
Erhöhungen des Kindergeldes wären 
also ausschließlich jene Haushalte be-
troffen, deren eigenständige Einkünfte 
zwar oberhalb der Leistungssätze der 
sozialen Mindestsicherung liegen, aber 
nicht so hoch sind, dass der Transfe-
ranspruch durch den impliziten Frei-
betrag ausgeschöpft ist. Auch die steu-
erlichen Freibeträge kommen für eine 
Gegenfi nanzierung familienpolitischer 
Sachleistungen nicht in Betracht. Es 
ist im Gegenteil mit dem Prinzip der 
Besteuerung nach subjektiver Leis-
tungsfähigkeit unvereinbar, dass diese 
Freibeträge seit 2002 nicht mehr an-
gehoben wurden und auch eine Anhe-
bung bis 2009 nicht geplant ist. Denn 
die im Existenzminimumbericht aus-
gewiesenen Beträge für das sächliche 
Existenzminimum konnten nur da-
durch konstant gehalten werden, dass 
die Berechnungsgrundlagen mehrfach 
geändert wurden und z. T. auf veralte-
ten Daten beruhen (vgl. Becker, 2006). 

Besonders problematisch ist es, dass der 
Existenzminimumbericht keine Aussa-
gen zur Entwicklung des Betreuungs- 
und Erziehungsbedarfs macht. Eine be-

friedigende Besteuerung von Familien 
steht damit – trotz der zahlreichen ein-
schlägigen Urteile des Bundesverfas-
sungsgerichts – weiterhin aus.

Der Wechsel im Politikverständnis

Fasst man das bisher Gesagte zusam-
men, so wird deutlich, dass sich die 
Familienpolitik bislang primär ord-
nungspolitisch verstand. Es war das 
Ziel staatlicher Familienpolitik, einen 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Rahmen zu setzen, innerhalb dessen 
sich die Familien bestmöglich und ih-
ren jeweils spezifi schen Bedarfen und 
Präferenzen entsprechend entfalten 
können. Im Rahmen der neuen Fami-
lienpolitik wird dieses Politikfeld als 
in sich geschlossenes Ziel-Mittel-Sys-
tem gesehen. Dabei dominiert eine be-
völkerungspolitische Ausrichtung; die 
Fertilität wird somit zu einer durch 
die Politik direkt zu steuernden Grö-
ße. Die Auswahl der als geeignet an-
gesehenen Instrumente erfolgt auf der 
Grundlage statistischer Verfahren, de-
ren Ergebnisse im Rahmen der „indi-
katorgestützten“ Politikberatung in 
wirtschaftspolitische Handlungsemp-
fehlungen umgesetzt werden. Der ord-
nungpolitische Ansatz tritt zugunsten 
eines konstruktivistischen, sozialstruk-
tur-interventionistischen Politikmo-
dells zurück.

Obgleich der Beobachtungszeitraum 
noch sehr kurz ist, sind die bisherigen 
Ergebnisse dieses Politikentwurfs ins-
gesamt eher ernüchternd. Insbesonde-
re im steuerlichen Bereich fi ndet sich 
mittlerweile ein Konglomerat ver-
einzelter, untereinander nicht abge-
stimmter Einzelregelungen. So kön-
nen tatsächlich angefallene Kosten der 
Kinderbetreuung zusätzlich zum allge-

meinen Betreuungs- und Erziehungs-
freibetrag steuerlich geltend gemacht 
werden; die ersten 2.160 € werden da-
mit gleichsam doppelt berücksichtigt. 
Steuersystematisch äußerst fragwürdig 
ist auch die steuerliche Absetzbarkeit 
der Betreuungskosten bei Alleinver-
dienerhaushalten. Und bereits 2004 
wurde im Zuge der Neugestaltung des 
Haushaltsfreibetrags die nicht justizi-
able Figur der / des „echt“ Alleinerzie-
henden mit einem zusätzlichen Freibe-
trag in Höhe von 1.300 € geschaffen. 
All diese Maßnahmen lassen jegliche 
Systematik vermissen, verkomplizieren 
das Steuerrecht unnötig und schaffen 
zahlreiche Spielräume zur Steuerge-
staltung. Wenn man in den jüngsten 
familienpolitischen Reformen über-
haupt eine durchgängige Zielrich-
tung erkennen kann, so ist dies neben 
der Beeinfl ussung der innerfamilialen 
Zeitallokation insbesondere die Ent-
lastung der Bezieher höherer Einkom-
men.

Fazit

Der eingeleitete Paradigmenwechsel in 
der Familienpolitik hat das bislang oh-
nehin schon wenig konsistente und in-
transparente System steuerlicher und 
transferrechtlicher Maßnahmen noch 
unübersichtlicher und inkohärenter 
gemacht. Dies ist kein Zufall, sondern 
das zu erwartende Ergebnis einer ka-
suistischen und sozialinterventionis-
tischen Konzeption staatlicher Fami-
lien- und Sozialpolitik. Ein derartiges 
Politikverständnis ist für den familiä-
ren Bereich jedoch bereits im Ansatz 
verfehlt. Denn die Ausdifferenzierung 
familialer Lebensformen und die Di-
vergenz der unterschiedlichen Lebens-

 Einzig durchgängiges Ziel 
der neuen Familienpolitik 
scheint bisher die Entlas-
tung der Bezieher höherer 
Einkommen zu sein
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tik muss sich der Staat von verhaltens-
lenkenden Normen verabschieden. Eine 
freiheitliche, nach ordnungspolitischen 
Grundsätzen ausgestaltete Familienpo-
litik muss sich vielmehr darauf kon-
zentrieren, horizontale Steuergerech-
tigkeit herzustellen, externe Effekte der 
Familien adäquat zu honorieren und 
im Bedarfsfall einkommensschwache 
Familien sachgerecht zu unterstützen. 
Im Bereich der Kinderbetreuung geht 
es weniger darum, staatlich vorgege-
bene Angebotsstrukturen auszubauen, 
als vielmehr darum, durch Gutschein-
lösungen marktnahe, den familiären 
Präferenzen entsprechende Lösungen 
zu entwickeln. Auch in der Familien-
politik ist „mehr Markt“ erforderlich. 
Aktuell scheint sich die Familienpolitik 
von dieser ordnungspolitischen Aus-
richtung jedoch zunehmend zu ent-
fernen.

verläufe macht eine punktuelle, auf die 
jeweiligen Einzelbedarfe abgestimmte 
Politik unmöglich. Die jeweiligen Be-
darfslagen und Präferenzen der ver-
schiedenen Familientypen sind für 
eine auf Einzelfallgerechtigkeit abzie-
lende Politik viel zu heterogen. So geht 
bspw. die emotional aufgeladene Dis-
kussion um die simultane versus suk-
zessive Vereinbarkeit von Familie und 
Erwerbstätigkeit am eigentlichen Ziel 
ebenso vorbei wie die durch das El-
terngeld entfachte Kontroverse um die 
Beeinfl ussung der innerfamilialen Ar-
beitsteilung. Denn es wird weder den 
divergierenden Präferenzen der Fami-
lien gerecht noch ist es normativ zu-
lässig, wenn der Staat bestimmte Wer-
tungen hinsichtlich der Art, Dauer und 
des Umfangs inner- versus außerhäus-
licher Kinderbetreuung vornimmt. 
Auch und gerade in der Familienpoli-
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Ressource Ehe
Zum öffentlichen Interesse 
an der PartnerschaftBernhard Laux

Die Institution der Ehe hat Ihre Selbstverständlichkeit verloren. Die Pluralität der Le-
bensformen ist in der modernen Gesellschaft allgemein anerkannt. Der Autor geht 
angesichts dieser Situation der gesellschaftlichen Bedeutung und der besonderen 
Dignität der Ehe nach. Deutlich wird dabei u. a. ihr unersetzbarer Wert für ein ge-
lingendes Leben der beiden Partner, für die Bejahung von Kindern und eine ver-
lässliche Erziehung. In gesellschaftlicher Perspektive ist die Ehe ein wichtiger de-
mographischer Faktor. Durch ihre Verbindlichkeit und die regelmäßige Bereitschaft, 
langfristig Verantwortung für eine Familie zu übernehmen, prägt sie das Solidari-
tätsniveau einer Gesellschaft. Umgekehrt bedarf die Institution Ehe der gesellschaft-
lichen Unterstützung durch Wertschätzung und Anerkennung, durch rechtlichen 
Schutz, durch gemeinschaftliche Besteuerung und durch eine privilegierte Koppe-
lung von Ehe und Familie.

Ehe – ein Thema 
der Sozialethik?

Bevor man nun allerdings mit großer 
Empörungsgeste auf die Politik zeigt, 
muss man sich zumindest die Frage 
stellen, ob Ehe überhaupt ein Thema 
der Politik sein sollte. Ist es nicht eher 
angebracht, die Wahl und Gestaltung 
der Partnerschaft als Kernbereich der 
Privatheit und Intimität den einzel-
nen Personen bzw. Paaren sowie den 
Weltanschauungs- und Überzeugungs-
gemeinschaften zu überlassen, da die-
ser Themenbereich doch stark mit weit 
reichenden Vorstellungen darüber ver-
bunden ist, was ein Leben gelingen 
lässt? Diese Frage ist eng verknüpft 
mit einer zweiten: Sind Partnerschaft 
und Ehe überhaupt Themen der Sozial-
ethik? (Vgl. Mack) Stellen sich im Blick 
auf Ehe Gerechtigkeitsfragen?

Wenn man auf die in den Wahlpro-
grammen behandelten Themen schaut, 
haben sowohl Besteuerung als auch 
Rechtsstellung ganz eindeutig mit Ge-
rechtigkeit zu tun. Zwei Fragen stel-
len sich: Wie behandelt man Lebens-
formen gerecht? Hat Politik nur mit 
Gerechtigkeit zu tun?

Letzteres ist offensichtlich nicht der 
Fall. Wenn Politik die Aufgabe hat, ge-
samtgesellschaftlich verbindliche Ent-
scheidungen zu treffen, so beziehen 
sich diese Entscheidungen auch auf 
geschichtlich gewachsene und kul-
turell geprägte Institutionen und le-
bensweltliche Zusammenhänge, die 
von tradierten Vorstellungen, was ein 
gutes Leben ausmacht, durchdrun-
gen sind. Gerechtigkeit ist nicht Ge-
genstand der Politik, vielmehr ihr ver-
bindlicher Maßstab. Auch dort, wo es 
angesichts der Zukunftsherausforde-
rungen um ganz neue Lösungen geht, 
liefert der Maßstab der Gerechtigkeit 
nicht die Antwort, sondern nur ein Kri-
terium, dem die Antworten zu genü-
gen haben. Auch hier muss auf eigene 
– oder auch fremde – kulturelle Tra-
ditionen, Ideen und Innovationen zu-
rückgegriffen werden.

Zumindest in den präpolitischen 
Raum, in die gesellschaftlich-poli-
tische Öffentlichkeit, gehört deswe-
gen die Diskussion um Lebensformen 
und um ihren Beitrag zu einem gelin-
genden Leben. Auch Christinnen und 
Christen müssen sich dabei verständ-
lich einbringen.

Ehe hat keine besonders gute Pres-
se mehr. Sie gilt zwar als bewährt, 

trägt aber auch das Odium einer „tradi-
tionellen“, ein wenig braven, vielleicht 
überholten Lebensform. Es scheinen 
ihr Kick und Chic zu fehlen.

Ehe fi ndet kaum noch politische 
Resonanz. Ein Blick auf die Wahl-
programme 2005 zeigt, dass zwar 
das Thema Familie erheblichen Stel-
lenwert gewonnen hat, zur Ehe aber 
die Auskünfte ausgesprochen spärlich 
und weniger positiv ausfallen. Ange-
sprochen werden im Wesentlichen die 
Rechtsstellung im Vergleich zu nich-
tehelichen Lebensgemeinschaften und 
die Besteuerung.

Der Eindruck der medialen Lebens-
stildebatten und das politische Desin-
teresse passt allerdings nicht recht mit 
den Wünschen und Lebensperspekti-
ven der Menschen zusammen, die Ehe 
und Familie eine große Bedeutung in 
ihrer Lebensperspektive einräumen. Bei 
einer zwar deutlich ansteigenden Ledi-
genquote waren „im Jahr 2005 88 % 
der 21,4 Millionen Paare mit gemein-
samer Haushaltsführung Ehepaare“. 
(Stat. Bundesamt, 28)
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Ehe – ein Beitrag zum 
 gelingenden Leben

Zentrale Argumente für die bleibende 
und aktuelle Bedeutung der Ehe kön-
nen hier nur skizziert werden:

In der Partnerbeziehung kommt 
über die Einmaligkeit der Personen de-
ren Einzigkeit füreinander zum Tragen. 
Liebe meint diese(n) Eine(n), sie meint 
ihn / sie ganz, vorbehaltlos und ewig. 
Die Ehe – das Wort ist mit Ewigkeit ver-
wandt – bringt gerade die Bedeutung 
der „Zeitdimension“ zum Ausdruck. 
In der Unbedingtheit und Unbefristet-

heit der wechselseitigen Annahme und 
Anerkennung wird ein Raum der ge-
meinsamen und je eigenen Entwick-
lung eröffnet. Weil Identität und Au-
thentizität von Anerkennung abhängig 
ist, schenkt die Unwiderrufl ichkeit der 
wechselseitigen Annahme tiefere Vo-
raussetzungen für die Ausschöpfung 
von Lebensmöglichkeiten und für die 
Gestaltung einer gemeinsamen Lebens-
geschichte als eine von Bedingungen 
abhängige und widerrufl iche Bezie-
hung („solange es gut geht“ / „solange 
du meine Erwartungen erfüllst“).

Sprechen bildet Wirklichkeit nicht 
nur ab, sondern schafft auch Wirklich-
keit. „Erklärte“ Liebe ist etwas anderes 
als unerklärte. So verändert das for-
melle Versprechen lebenslanger Treue 
und Verlässlichkeit die Beziehungs-
gestalt der Partner. Bedeutung kommt 

aber auch der Öffentlichkeit des Ver-
sprechens zu. Das Paar gibt es vor Zeu-
gen ab, es „erklärt“ der Öffentlichkeit 
seine Beziehung. Sie wird damit in den 

Raum der Gesellschaft und des Rechtes 
gestellt. Gesellschaft weiß, wie es um 
die beiden steht, sie weiß, dass sie sich 
auf diese Beziehung mit ihren rechtlich 
bindenden Verpfl ichtungen – die selbst 
über ein Scheitern der Beziehung hi-
naus Wirkung zeigen – in anderer Wei-
se verlassen kann als auf informelles 
Zusammenleben.

Die Institution hat so nach innen 
und außen strukturierende Wirkung 
und verbindet den zentralen Bereich 
der Privatheit mit dem gesellschaft-
lichen Bereich.

Auch in der modernen Welt sind 
viele Beziehungen – allem Gleichheits-
pathos zum Trotz – hierarchisch struk-
turiert. Partnerschaft stellt demgegen-
über eine Beziehungsgestalt dar, der in 
der gegenseitigen Hochschätzung und 
Anerkennung Gleichwertigkeit funda-
mental zugrunde liegt. So wird die fak-
tisch immer wieder auch feststellbare 
Macht in Liebesbeziehungen als De-
formation benennbar.

Die Ehe ist gegenüber nichteheli-
chen Partnerschaften strukturell so-
gar durch ein höheres Maß an Ega-
lität ausgezeichnet, weil sie gerade in 
Fällen des Konfl ikts und des Schei-
terns durch ihre rechtliche Grundlage 
den schwächeren Partner schützt und 
Willkür und Gebrauch von (wirtschaft-
licher) Macht begrenzt.

Christliches Eheverständnis betont 
die Fruchtbarkeit der Liebe. Liebe lässt 
sich gerade nicht hermetisch abgren-
zen, sondern soll über die Liebenden 
hinaus wirken. Sie wird fruchtbar in 
einer von Liebe geprägten Zuwendung 
zu anderen Menschen. Sie wird in ei-
ner spezifi schen Weise fruchtbar in 
den Kindern und der liebevollen Sor-
ge für sie.

Liebe ist so eben nicht nur die 
„Zweierkiste“, die in Abschließung 
und Kontrast zum „Rest der Welt“ zu 

leben ist. In der Sorge für die Kinder 
und für andere Menschen ist sie be-
deutsam und wirksam für ihre Um-
welt und die größere Gemeinschaft. 
Von ihr geht in der Verknüpfung von 

äußerster Privatheit und enormer öf-
fentlicher Bedeutsamkeit ein humani-
sierender Impuls aus.

Ulrich Beck spricht von der „ir-
dischen Religion der Liebe“ (Beck /
Beck-Gernsheim, 222 ff) und bringt 
damit zum Ausdruck, dass Menschen 
heute in der Liebe Sinn, Heil und Erlö-
sung erhoffen. Er beschreibt aber auch, 
in welche Paradoxien das führt. Das 
katholische Verständnis der Ehe als Sa-
krament kann demgegenüber – so selt-
sam es klingen mag – als Ausdruck der 
Weltlichkeit der Ehe verstanden wer-
den. Gerade die weltliche Ehe wird 
zum Ort Gottes. Sie ist nicht Himmel 
noch Erlösung, verweist aber auf diese. 
„Die Liebe von Mann und Frau berührt 
in der Tat eine religiöse Dimension, 
insofern das Maß der Sehnsucht nach 
Annahme, Geborgenheit und Hingabe 
in keiner menschlichen Beziehung zu 
erfüllen ist. Jenes ganz Andere, Größe-
re, das Mann und Frau suchen, leuch-
tet ihnen vielleicht intuitiv in der Er-
fahrung gegenseitiger Nähe auf, aber 

sie ist eben nicht selbst die jenseitige 
Wirklichkeit, auf die sich die Sehn-
sucht der Liebenden letztlich richtet.“ 
(Die deutschen Bischöfe, 25)

Im Verständnis der Ehe als wirk-
sames Zeichen der Liebe Christi wird 
sie entlastet und gestärkt zugleich. 
Sie wird vor Überforderung und Über-
erwartung bewahrt: Die Partner müs-
sen und können nicht „einander al-
les“ sein.

 Entschiedenheit und 
 Einzigkeit vs. Austausch-
barkeit – der Sinn der 
„Unkündbarkeit“

 Öffentliche Erklärung 
vs. stillschweigendes 
 Einverständnis – der Sinn 
der Institution

 Gleichwertigkeit vs. 
 Herrschaftsverhältnisse 
– der Sinn der Partner-
schaftlichkeit

 Fruchtbarkeit der Liebe 
vs. Abschließung – der 
Sinn von Kindern

 Gottes Liebeshandeln 
vs. Selbsterlösung durch 
Liebe – der Sinn der 
 Sakramentalität der Ehe
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Für die bleibende Bedeutung der Ehe 
lassen sich zwei Grundargumente vor-
tragen: Sie ist bedeutsam erstens für 
die Partner selbst und zweitens für die 
größere Gemeinschaft. Die innere Be-
deutung wurde skizziert und könnte si-
cherlich im Blick auf die personale Be-
deutung, die erforderlichen Haltungen 
und die förderliche Spiritualität noch 
differenzierter entfaltet werden. (Vgl. 
Gaudium et spes, Gruber) Hier soll der 
Akzent auf die externen Effekte ge-
legt werden, auch wenn interne und 
externe Effekte nicht immer eindeu-
tig abzugrenzen sind. Wenn sich etwa 
empirisch zeigt, dass die Gesundheit, 
Ausgeglichenheit und psychische Sta-
bilität bei verheirateten Menschen hö-
her ist, so profi tieren davon zunächst 
die Partner selbst. Mittelbar ist aber die 
Gesundheit und Leistungsfähigkeit ih-
rer Mitglieder auch für die Wohlfahrt 
der Gesellschaft relevant – sogar in der 
harten Währung der Ökonomie. (Vgl. 
Habisch)

Voranzustellen ist die Bemerkung, 
dass es viele Aspekte gibt, die nicht vom 
Rechtsstatus der Ehe selbst, sondern 
von der Qualität einer verlässlichen 
und vertrauensvollen Partnerschaft 
abhängen, die auch in nicht-ehelichen 
Partnerschaften verwirklicht – und in 
ehelichen verfehlt werden kann. Es gibt 
keinen Automatismus der Institution. 
Der Blick auf die tatsächliche Bezie-
hungsgestalt ist immer wichtig. An-
dererseits schaffen die institutionellen 
Verbindlichkeiten der Ehe Rahmenbe-
dingungen, die eine höhere Verlässlich-
keit mit ihren bedeutsamen Folgen für 
die Gemeinschaft ermöglichen.

Zwar kann man mit Recht über die 
hohen Scheidungsziffern klagen. Die 
Scheidungswahrscheinlichkeit einer 
gerade geschlossenen Ehe unter der 
Annahme gleich bleibenden Schei-
dungsverhaltens lag 2005 bei etwa 
42 % . Man kann sie als Indiz für die 
begrenzte Stabilität von Ehe ansehen. 

Andererseits ist aber erstens festzuhal-
ten, dass das bei der Eheschließung ge-
gebene Versprechen für mehr als die 
Hälfte der Paare Lebensrealität und Le-
bensgrundlage bedeutet, bis der Tod sie 
scheidet. Zweitens ist auch feststell-
bar, dass alle anderen Lebensformen 

von einer höheren Trennungswahr-
scheinlichkeit gekennzeichnet sind, 
Ehe also die weitaus stabilste Partner-
schaftsform ist. (Vgl. Vaskovics u. a.) 
Die rechtliche Form zeigt Wirkung auf 
die Beziehungskultur. Die gegenseitige 
Solidarität der Partner ist ein wichtiger 
Teil des Solidaritätsniveaus einer Ge-
sellschaft.

Zur höheren Stabilität der Partner-
schaft kommt bei der Ehe der öffent-
liche Charakter und die rechtlich-ver-
bindliche Struktur des Versprechens 
hinzu. Diese rechtliche Qualität des 
Eheversprechens schützt es vor will-
kürlicher Begrenzung und Rücknah-
me sowie von einer völligen Abhän-
gigkeit von der Beziehungsqualität. 
Selbst im Falle einer Scheidung wird 
das Eheversprechen nicht gegen-
standslos, sondern die zugesagte So-
lidarität setzt sich in wechselseitigen 
Unterhaltsverpfl ichtungen fort. Die-
ser Schutz des wirtschaftlich Schwä-
cheren begrenzt nach innen Macht-
verhältnisse und entlastet durch die 
fortbestehende Solidarität der Partner 
die größere Gemeinschaft von Unter-
stützungspfl ichten im Rahmen der so-
zialen Sicherungssysteme.

Ehe – ein wichtiger 
 demographischer Faktor

Die Verlässlichkeit der Solidarität ist 
von besonderer Bedeutung, wenn es 
um die Entscheidung für Kinder geht.

Gesellschaftlich besteht ein erheb-
liches Interesse an einer nachwach-
senden Generation, die wenigstens 
halbwegs zum Generationenersatz 
ausreicht. Die mit erheblicher Ver-
spätung doch noch erreichte Sensi-
bilisierung für die demographische 
Entwicklung führt zu politischer Auf-
merksamkeit für die Familie und deren 
Förderung. Dass spezifi sch die Familie 
Förderung und Unterstützung erfah-
ren muss – und zwar unabhängig von 
der Beziehungsform, in der die Eltern 
zueinander stehen – ist völlig unstrit-
tig. Problematisch ist allerdings, dass 
bei der Konzentration auf die Fami-
lie leicht die Bedeutung der Partner-
schaft für die Entscheidung zum Kind 
und insgesamt die Bedeutung der Ehe 
für die Familie übersehen wird.

In der demographischen Forschung 
fi ndet die Partnerschaft besondere Auf-
merksamkeit. Doreen Klein hält resü-
mierend fest, „dass der Partner im Rah-
men der generativen Entscheidung die 
wichtigste Bezugsperson ist und der 
Zustimmung des Partners zum eigenen 
Kinderwunsch das größte Gewicht zu-
kommt. Diese Ergebnisse belegen ein-
mal mehr, dass es sich bei der Ent-
scheidung für oder gegen Kinder in 
der Regel um keine einsame biogra-
phische Entscheidung, sondern um ei-
ne dyadische Entscheidung handelt.“ 
(Klein, 30)

Zeigt dies schon die Bedeutung der 
Paarinteraktion so wird in genaueren 
Analysen deutlich, dass die Partner-
schaft einer der Engpassfaktoren bei 
der Entscheidung für Kinder ist. Nicht 
nur das Fehlen eines Partners wirkt 
sich – was nahe liegt – prohibitiv auf 
den Kinderwunsch aus, sondern auch 
Zweifel an der Tragfähigkeit und der 
Stabilität der Partnerschaft sind nicht 
förderlich für eine Entscheidung für 

Ehe – die gesellschaftliche Bedeutsamkeit 
verbindlichen Versprechens

 Ehe ist die weitaus 
 stabilste Form von 
 Partnerschaft, sie prägt 
das Solidaritätsniveau 
 einer Gesellschaft

amos 02_2007 - endfassung - seit17   17amos 02_2007 - endfassung - seit17   17 09.05.2007   23:13:4609.05.2007   23:13:46



AMOS 1. Jg. (2007) Heft 218

Schwerpunktthema

Kinder. Elternschaft als eines der 
wichtigsten, langfristigsten und kos-
tenträchtigsten „Projekte“ im Leben 
braucht eine verlässliche Grundlage.

„Die entscheidende Voraussetzung 
für ein Kind sehen 84 % (Allensbach 
2004) in einer gut funktionierenden 
Partnerschaft. Diese existiert häu-
fi g (noch) nicht zu dem Zeitpunkt, an 
dem Frau oder Mann sich eine Fami-
liengründung vorstellen könnten und 
sich wünschten. Grundsätzlich äußern 
Verheiratete einen signifi kant höheren 
Kinderwunsch – und realisieren ihn 
auch häufi ger als unverheiratete Paare 
(Klein / Eckhard 2005). Die Ehe ist nach 
wie vor die Lebensform, die mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zu einer Familien-
gründung führt.“ (BMFSFJ 2005, 8)

Die Bedeutung der Ehe kann man 
sich folgendermaßen erklären: „Die 
höhere Kooperationsbereitschaft in 
Ehen ergibt sich … gerade aus höheren 
Stabilitätserwartungen an die Partner-
schaft, denn der Ehe haftet traditionell 
die Vorstellung einer lebenslangen Be-
ziehung an.“ Mit der antizipierten Sta-
bilität wächst die „Neigung zur Inves-
tition in ehespezifi sches Kapital“, zu 
dem neben Wohneigentum, gemein-
samen Netzwerken, Arbeitsteilungen 
etc. insbesondere gemeinsame Kinder 
gehören. Diese gemeinsamen Investi-
tionen und Projekte wirken dann wie-
derum auch als Barrieren für Trennung 
und Scheidung. (Brose, 264 f)

Den Zusammenhang von Ehe und 
Familie – und die Gegenthese von ihrer 
zunehmenden Entkoppelung – kann 
man von zwei Seiten her betrachten. 
Erstens kann man Familien unter der 
Fragestellung der mit ihnen verbun-
denen Partnerschaftskonstellationen 
in den Blick nehmen. Zweitens kann 
man fragen, welcher Anteil der Ehen 
mit Kindern verbunden ist.

Die erste Blickrichtung kann die 
These des fortbestehenden Zusam-

deutlich höher als in anderen Famili-
enkonstellationen.

Im zeitlichen Verlauf ist seit der 
Mitte des letzten Jahrhunderts der Ge-
burtenrückgang bei den verheirateten 
Paaren marginal und die Zahl der kin-
derlosen Ehen nahezu konstant. Nach 

zehn Ehejahren waren von den Hei-
ratsjahrgängen 1960 18 % ,1970 20 %, 
1980 22 % und 1990 20 % kinderlos. 
Der Geburtenrückgang ist im Wesent-
lichen auf den Anstieg der Kinderlosig-
keit zurückzuführen, der sich auf den 
Personenkreis der Nichtverheirateten 
konzentriert. So trennt gerade die Ehe 
zwischen dem „Sektor“, in dem von 
Geburtenrückgang kaum gesprochen 
werden kann und demjenigen, der von 
– beileibe nicht immer gewollter – Kin-
derlosigkeit bestimmt ist.

Den Zusammenhang von Ehe und 
Kindern belegen aber auch internatio-
nale Vergleiche. Man kann über die 
Staaten der Europäischen Union hin-
weg einen sehr deutlichen Zusammen-
hang von Nicht-Verheirateten-Quote 
und dem Anteil kinderloser Personen 
in einer Gesellschaft feststellen. Aus 
diesem Zusammenhang scheren nur 
Schweden, Norwegen und mit Ein-
schränkung Slowenien mit geringer 
Ehequote und zugleich relativ weni-
gen Kinderlosen aus. (Dorbritz 2005, 
385)

Angesichts der demographischen 
Bedeutung der Ehe tut eine Gesell-
schaft, die Familien und Kinder haben 
will, gut daran, mit dem Institut der 
Ehe sehr sorgsam umzugehen. Wenn 
man noch bedenkt, dass die wechsel-
seitige Unterstützung der Eltern ein 
wichtiger Faktor der Erziehungskapa-
zität ist und die Erfahrung von Mutter 
und Vater als Bezugspersonen für eine 
optimale Entwicklung und Identitäts-
bildung des Kindes von großer Bedeu-
tung ist, stellt die Förderung stabiler 
Partnerschaften ein gewichtiges Ele-

menhangs von Ehe und Familie nur 
begrenzt empirisch bestätigen: 2005 
wurden nach Angaben des Statisti-
schen Bundesamtes etwa 29 % der Kin-
der in Deutschland außerehelich gebo-
ren (wobei die Quote im Westen etwas 
mehr als ein Fünftel, im Osten mehr als 
die Hälfte beträgt). Schaut man nicht 
nur auf die Geburtssituation, sondern 
auf alle minderjährigen Kinder, so zeigt 
sich, dass 2005 etwa zwanzig Prozent 
von ihnen nicht bei verheirateten El-
tern lebten. (Stat. Bundesamt) Zwar 
zeigen auch diese Zahlen, dass die 
Ehe als Lebensform für fast 80 % der 

minderjährigen Kinder der Normalfall 
des Familienlebens ist, aber Familien 
ohne Trauschein nehmen seit Jahren 
zu. Die nichteheliche Lebensgemein-
schaften unter den Familien mit min-
derjährigen Kindern machen dagegen 
insgesamt nur etwa 6 % aus; deutlich 
größer ist die Gruppe der Alleinerzie-
henden. (Stat. Bundesamt, 43) Die Al-
leinerziehendensituation stellt jedoch 
nur in Ausnahmefällen die als Ideal 
angestrebte Familienform dar.

Die zweite Blickrichtung, die vom 
Partnerschaftsstatus auf die Kinder 
bzw. Kinderlosigkeit blickt, kann einen 
sehr viel deutlicheren Zusammenhang 
feststellen. Ehe erweitert sich mit sehr 
hoher Wahrscheinlichkeit zur Familie. 
Für die Situation in der Bundesrepu-
blik Deutschland kann festgestellt wer-
den: „Die steigende Kinderlosigkeit hat 
die Bevölkerung in zwei Gruppen ge-
gliedert. Der kleinere aber wachsende 
Teil heiratet nicht und bleibt mehrheit-
lich auch kinderlos. Der größere Teil 
(etwas mehr als zwei Drittel der Be-
völkerung) folgt dem traditionellen 
Muster der Familienbildung, heiratet 
und hat in aller Regel zwei oder drei 
Kinder.“ (Dorbritz 2004, 322) In Ehe-
Familien ist auch die Zahl der Kinder 

 Eine verlässliche 
 Beziehung begünstigt die 
Entscheidung für Kinder

 2005 wurden in West-
deutschland etwa ein 
Fünftel, im Osten mehr 
als die Hälfte der Kinder 
außerehelich geboren

 Die Anzahl der Ehen, die 
kinderlos bleiben, ist seit 
fünfzig Jahren konstant
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ment der Sorge für Kinder und Jugend-
liche und für Familie dar.

Politische Folgerungen

Aus der dargestellten Bedeutung der 
Ehe für die Partner selber und vor 
allem aus den positiven Wirkungen 
für die Gemeinschaft ergeben sich ver-
schiedene Konsequenzen im Blick auf 
die Ehepolitik und mittelbar auf die 
Lebensformenpolitik.

Eine Tendenz der Rechtsentwick-
lung im Blick auf Ehe und Familie 
stellt die zunehmende Individualisie-
rung dar. Nicht alles daran ist nega-
tiv. Das frühere Übergewicht der In-
stitution bzw. der Gemeinschaft über 
die Belange und Rechte der Einzelnen 
scheint sich jedoch heute zu einer Be-
tonung der Einzelnen umzudrehen, bei 
der der genuine Gemeinschaftsbezug 
des Menschen verlustig zu gehen droht. 
Gemeinschaften bestehen nicht nur aus 
Individuen, sondern sie bestehen we-
sentlich aus Beziehungen zwischen 
diesen Individuen. Sie ermöglichen 
erst das Leben des Einzelnen, berei-

chern es, nehmen es aber auch in die 
Pfl icht. Politisch und ethisch kommt 
es darauf an, Menschen nicht nur als 
einmalige und unverwechselbare Indi-
viduen, sondern auch in ihrer sozia-
len Einbindung wahrzunehmen, die ja 
nicht nachträglich zu ihrer Individua-
lität hinzukommt, sondern umgekehrt 
ihre Individualität erst ermöglicht und 
ihr lebensgeschichtlich vorhergeht.

Wenn die Ehe als spezifi sche Form 
der Partnerschaft für die Lebensmög-
lichkeiten der Partner von erheblicher 
Bedeutung ist, dann ist politisch zu 
fordern, dass die Ehe als Lebensform 
möglich bleibt. Dazu gehört die Siche-
rung des Rechtsinstituts Ehe und eine 
rechtliche Ausgestaltung, die der In-
stitution Ehe entspricht.

Grundsätzlich ist die Ehe allerdings 
in rechtlicher Hinsicht sowohl durch 
den dezidierten Schutz des Grundge-
setzes stabil verankert, als auch von 
keiner ernsthaften Partei program-
matisch angefochten (was nicht aus-
schließt, dass einzelne Parteiunter-
gliederungen – z. B. Grüne Jugend 
oder „BAG queer“ der PDS – die For-
derungen nach Abschaffung der Ehe 
erheben).

Aktuelle Fragen ergeben sich im 
Kontext von Scheidung und Unterhalt. 
Hier ist daran festzuhalten, dass die im 
Eheversprechen zugesagte lebenslan-
ge Verlässlichkeit füreinander, auf die 
in Entscheidungen gesetzt werden darf 
(etwa wenn es um die Planung und 
Gestaltung von Erziehungs- und Er-
werbsarbeit geht), ihre Verbindlichkeit 
gegebenenfalls auch über das Ende der 
Beziehung hinaus behalten muss. Das 
muss sich in entsprechenden nachehe-
lichen Unterhaltsregelungen konkre-
tisieren, damit lebenstragende Ent-
scheidungen und „Investitionen“ in 
die Ehe, darunter insbesondere die 
Entscheidung für Kinder, verantwort-
bar bleiben.

Die Umstellung auf eine Individual-
besteuerung, die ohnehin nicht „rein“ 
vorgenommen werden kann, weil zivil-
rechtliche Unterhaltspfl ichten in jedem 
Fall zu berücksichtigen sind, ist abzu-
lehnen. Denn eine solche Steuerpoli-
tik geht von Einzelpersonen aus, oh-
ne die Beziehungsstrukturen, in denen 
diese Personen stehen, zu berücksich-
tigen. Sie unterstellt die Unabhängig-
keit der Personen voneinander. Das ist 

allerdings eine Fiktion, die die Lebens-
realität von Ehepaaren – insbesonde-
re in Familien – grundlegend ver-
fehlt. Solche Steuerpolitik macht die 

fi nanziell autarken und in fi nanzieller 
Hinsicht auch völlig symmetrisch ge-
stellten Partner (Idealtypus „Studien-
ratsehepaar“) zum Ausgangspunkt der 
steuerlichen Behandlung und sanktio-
niert jede Abweichung vom Idealmo-
dell Gleichverdienst durch Erhöhung 
der Steuerlast negativ.

Es soll nicht bestritten werden, 
dass Gleichheit von Einkommen 
und Gleichverteilung von Familien- 
und Arbeitszeit ein Ideal der meisten 
Paare ist. Doch sind unterschiedliche 
Persönlichkeits- und Fähigkeitsstruk-
turen, Ausbildungsniveaus und Ar-
beitsplatzchancen durchaus die Re-
gel. Eine Reduzierung der Arbeitszeit 
für die Kindererziehung ist nicht im-
mer in paralleler Weise möglich, ein 
Partner kann arbeitslos oder chro-
nisch krank werden. Das Verfehlen des 
Ideals, das häufi g den Umständen ge-
schuldet wird, würde zusätzlich steu-
erlich sanktioniert.

Wenn insofern das Splitting grund-
sätzlich eine angemessene Besteue-
rung der Ehe ist, so scheinen mir zwei 
Argumente für eine Begrenzung des 
Ehegattensplittings trotzdem möglich 
und tragfähig. Erstens kann mit gutem 
Grund vertreten werden, dass die An-
wendung des Splittingtarifs, der ge-
genwärtig selbst bei Gütertrennung 
angewandt werden kann, an die Ge-
meinschaftlichkeit der Einkommens-
verwendung gebunden werden sollte. 
Konkrete Bedingungen für das Ehe-
gattensplitting wären erst noch zu 
entwickeln, wenn man nicht nur auf 
die in mancher Hinsicht über die ge-
meinsame Einkommensverwendung 
hinausgehende und deshalb u. U. zu 
weit gehende Gütergemeinschaft ver-
weisen will.

Zweitens kann als „Notargument“ 
auch der Verweis auf die ungenügende 
fi nanzielle Förderung der Familie die-
nen. Zwar besteht die Pfl icht zur Fa-
milienförderung unabhängig von der 
Ehebesteuerung, unter dem Diktat be-
grenzter Mittel gewinnt jedoch die 
Verringerung der Ehegerechtigkeit zu-
gunsten der Familiengerechtigkeit ei-

 Die soziale Basis von 
 Identität und Indivi-
dualität verteidigen

 Das Rechtsinstitut „Ehe“ 
gewährleisten

 Die Ehe als 
 Wirtschaftsgemeinschaft 
gerecht besteuern
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ne gewisse Logik. Fraglich bleibt aller-
dings, ob das, was der Ehe genommen 
wird, tatsächlich bei der Familie an-
kommt.

Angesichts der, wie gezeigt, auch 
empirisch sehr fragwürdigen These 
von der Entkoppelung von Ehe und 
Familie sind auch rechtliche Intentio-
nen zu einer völligen Trennung von 
Partnerschafts- und Familienbezügen 
in je unterschiedlichen Rechtsinstitu-
ten sehr problematisch. Man kann im 
Kindschaftsrecht sehen, wie es gerade 
im Interesse des Kindes unmöglich ist, 
von den Partnerschaftsbezügen abzu-

sehen, und wie sehr sich eine dauer-
hafte, verlässliche und vertrauensvolle 
Beziehung zwischen den Eltern dabei 
als Idealfall erweist.

Weil es in der Tat zunehmend Fa-
milien gibt, die nicht auf Ehe beruhen 
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L I T E R A T U R

gesichts der hohen generativen Bedeu-
tung der Ehe ist daran festzuhalten.

Verlässliche und solidarische Part-
nerschaften sind eine wertvolle und 
knapper werdende Ressource. Wich-
tig sind sie für die Lebensführung des 
Paares selbst, für das Heranwachsen 
von Kindern mit Mutter und Vater 
sowie mittelbar für die ganze Gesell-
schaft. Die Förderung stabiler Partner-

schaft ist ein wesentliches Element der 
Sorge für die Kinder und Jugendlichen 
unserer Gesellschaft.

Deswegen muss die Unterstützung 
der Partnerschaft innerhalb der Fami-
lien- und Erwachsenenbildung, der 
Gesundheitserziehung sowie der Be-
ratungsdienste einen Platz haben und 
Mittel erhalten. Die Förderung von 
Partnerschaftskompetenz verdient Un-
terstützung im Rahmen lebenslanger 
Bildung.

(ca. 20 %), muss es ein von der Ehe un-
abhängiges Familienrecht geben, das 
nicht-ehelichen Kindern bzw. Eltern-
Kind-Bezügen soweit irgend möglich 
gleiche Rechte und Chancen zu schaf-
fen versucht wie ehelichen Kindern. 
Die Sorge für Kinder verdient, unab-
hängig von der Lebensform, in der sie 
sich vollzieht, Wertschätzung und ge-
rechte Anerkennung sowie fi nanziel-
len Lasten- und Leistungsausgleich 
und Unterstützung durch eine fami-
lienorientierte Infrastruktur.

Weil sich aber die Ausrichtung der 
Ehe auf Familien in keiner Weise ab-
schwächt, gibt es keinen Anlass, das 
Eherecht von allen Familienbezügen 
zu reinigen. Vielmehr ist ganz deutlich 
zu sehen, dass das Rechtsinstitut Ehe 
Mann und Frau nicht nur in ihrer Zwei-
samkeit im Blick hat, sondern auch als 
Vater und Mutter, die für Kinder sor-
gen. Das Eherecht zielt auf die Absi-
cherung der Partnerschaft von Mann 
und Frau, auch und gerade im Blick 
auf die Gründung einer Familie. An-

 Der rechtlichen 
 Entkoppelung von Ehe 
und Familie wehren

 Verlässlichkeit der Partner-
schaften unterstützen
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KURZBIOGRAPHIE
Unter den Bedingungen irreduzibler 
Pluralität bei allem Bemühen um die 
notwendige Kommunikation und Ar-
gumentation ist von der Vorstellung 
Abstand zu nehmen, die christliche 
Überzeugung von der besonderen Qua-
lität der Ehe könne anderen gewisser-
maßen „anargumentiert“ werden. Man 
muss vom Fortbestand unterschied-
licher Konzepte des guten Lebens 
ausgehen, gerade im Blick auf Form 
und Gestaltung der Geschlechterbezie-
hung. Die dann unausweichliche Ge-
rechtigkeitsfrage, wie mit diesen unter-
schiedlichen Vorstellungen in Politik 
und Recht zu verfahren ist, welcher 
Rechtsstatus zuzugestehen ist und wel-
che Verweigerung von Rechten als Un-
recht zu qualifi zieren ist, führt in ge-
nuin sozialethische Kontexte. Dabei ist 
die Wahrnehmung der Differenz von 
Fragen des guten Lebens und der Ge-
rechtigkeit von außerordentlicher Be-
deutung für die spannungsreiche Posi-
tion zwischen Fundamentalismus und 
Relativismus, die „vernünftige“ Welt-
anschauungen und Religionen halten 
müssen. Es kann zu gegenläufi gen Po-
sitionen unter den Perspektiven des 

Sozialethische Konsequenz und Perspektiven

Rechten und des Guten kommen, falls 
eine Lebensform einerseits als sittlich 
nicht richtig zu beurteilen ist und an-
dererseits das Recht zu solcher Lebens-
form zugestanden werden muss.

Die Gleichzeitigkeit von sittlicher 
Ablehnung und Verteidigung der recht-
lichen Gewährleistung ist nicht wider-
sprüchlich, sondern folgerichtig. Un-
ter freiheitlichen und rechtsstaatlichen 
Bedingungen ist nämlich von Überzeu-
gungsgemeinschaften der Spagat der 
komplexen Perspektivverschränkung 
von Binnensicht der Glaubensgemein-
schaft und gerechtem, gleichberech-
tigtem Zusammenleben mit anderen 
Überzeugungen zu leisten. (vgl. Laux) 
Dem Christentum ist diese spannungs-
reiche Position seit der Anerkennung 
der Freiheitsrechte der Andersglau-
benden, -denkenden und -handeln-
den im Konzil nicht fremd.

Deshalb ist eine christliche Sozial-
ethik bei der Gestaltung der gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen in 
der Ehe- und Familienpolitik sowohl 
der Ehe als ihrer Lebensform verbun-
den, als auch der Gerechtigkeit für alle 
Partnerschaftsformen verpfl ichtet.
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Demographischer  Wandel 
in Deutschland
Analyse – Folgen – Handlungsempfehlungen

Martin LampertDer folgende Beitrag thematisiert die vor uns liegende demographische Herausforde-
rung mit den zu erwartenden Folgeproblemen und Belastungen für Wirtschaft, Staat 
und Gesellschaft. Zur Zeit ist der demographische Wandel vielfach Anlass für emo-
tional geführte Debatten, in denen eine prognostizierte „Rentnerschwemme“ wech-
selweise herhalten muss als Erklärung für Sozialstaatsabbau, für vermeintliche Be-
nachteiligungen der jüngeren Generationen und schließlich sogar für einen Verlust 
demokratischer Kultur. Auf diesem Hintergrund bedürfen drei Fragen der nüchternen 
Klärung: Welche Bevölkerungsentwicklung ist zu erwarten? Welche Folgen hat dies? 
Was ist zu tun? Zu den beiden ersten Fragen referiert der Autor einschlägige Studi-
en und aktuelle Berechnungen. Bezogen auf die dritte Frage macht er Vorschläge 
zur besseren Integration älterer Arbeitnehmer in das Erwerbsleben, zur Vermeidung 
von Altersarmut sowie zur partiellen Entkopplung von Lohnarbeit und Rentenzah-
lungen.

In der bundesdeutschen Debatte der 
letzten Jahre fi nden sich immer wieder 
Extrempositionen in der Auseinander-
setzung mit diesen Wandlungsprozes-
sen. Während die Einen den Untergang 
des Abendlandes voraussagen, min-
destens aber ökonomischen Wohl-
stand, wirtschaftliche Prosperität und 
nicht zuletzt die Errungenschaften des 
deutschen Sozialstaats in Gefahr se-
hen (vgl. Birg, 2000), prognostizieren 
die Anderen beträchtliche Chancen ei-
ner schrumpfenden Bevölkerung (vgl. 
Börsch-Supan, A., 2007). Die Zeit sah 
sich im letzten Jahr gar herausgefor-
dert ausführlich Stellung zu beziehen 
gegen eine „Biologisierung“ der demo-
graphischen Debatte unter dem Motiv 
des „Erhalts deutschen Genmaterials“ 
(vgl. Schwentker, B., 2006).

Gefordert ist also zunächst eine 
Versachlichung. Daher werden im fol-
genden
• als empirische Grundlage die wich-

tigsten Ergebnisse der jüngsten Be-
völkerungsvorausberechnung durch 
das Bundesamtes für Statistik refe-
riert,

• mögliche Folgewirkungen exem-
plarisch für die Bereiche Arbeits-
markt und gesetzliche Rentenversi-
cherung diskutiert und schließlich

• einige Handlungsempfehlungen aus 
dem Kontext der christlichen So-
zialethik vorgestellt.

Was erwartet uns?

Im vergangenen Jahr legte das Bundes-
amt für Statistik seine jüngste koordi-
nierte Bevölkerungsvorausberechnung 
für die Bundesrepublik Deutschland 
vor (vgl. Bundesamt für Statistik, 
2006). Derartige Berechnungen sind, 
darauf weisen die Autoren ausdrück-
lich hin, keine Prognosen, welche die 
Zukunft exakt voraussagen könnten. 
Vielmehr zeigen sie auf, wie sich Be-
völkerungszahl und -struktur unter be-
stimmten Annahmen entwickeln wür-
den (vgl. ebd., 1). Als Grundlage für 
die Vorausschätzung dienen Annah-
men bezüglich dreier Parameter: Ge-
burtenentwicklung, Lebenserwartung 
und Migration.

Der demographische Wandel in 
Deutschland und weltweit gehört 

zu den wichtigsten gesellschaftlichen 
Veränderungen des 21. Jahrhunderts. 
Während die Bevölkerung Europas in 
nächster Zeit altern und schrumpfen 
wird, wächst die Einwohnerzahl Afri-
kas, Lateinamerikas und Asiens noch 
beträchtlich an, wenngleich auch hier 
das Median-Alter der Bevölkerung 
beständig ansteigen wird (vgl. Walla, 
W. u. a., 2006, 15–32). Bereits das 20. 
Jahrhundert ging als die Epoche der 
größten globalen Bevölkerungszunah-
me in die Geschichte ein (vgl. Schima-
ny, P., 2003, 60). Heute ist davon aus-
zugehen, dass sich kein Land der Welt 
im Zustand eines demographischen 
Gleichgewichts1 befi ndet.

1 Als demographisches Gleichgewicht 
wird ein Zustand ohne Bevölkerungs-
wachstum bzw. Schrumpfung der Ein-
wohnerzahl eines Landes bei einer nahe-
zu konstanten Altersstruktur defi niert. Die 
hierfür erforderliche Geburtenrate beträgt 
ca. 210 Lebendgeborene je 100 Frauen im 
gebärfähigen Alter. Vgl. hierzu exempla-
risch: Grohmann, Heinz, 2005, 4 f.
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Die zentralen Grundannahmen 
der aktuellen Prognose unterscheiden 
sich darin wenig von den vorherigen 
Schätzungen: weiterhin steigende Le-
benserwartung, geringe Geburtenrate 
sowie begrenzte Zuwanderung nach 
Deutschland. Dargestellt wird im Fol-
genden die Prognose aufgrund der je-
weils mittleren Annahme2 der vorge-
stellten drei Parameter. Während sich 
in der Vergangenheit die Parameter 
Lebenserwartung und Geburtenhäu-
fi gkeit recht verlässlich stabil ent-
wickelten, ergaben sich bezüglich des 
Items „Migrationsbewegungen“ erheb-
liche Differenzen. Zur besseren Ver-
anschaulichung dieser Unterschiede 
werden deshalb die beiden Prognosen 
einer mittleren Bevölkerung mit un-
terschiedlich hohen positiven Wan-
derungssaldi von 100.000 Personen/
Jahr bzw. 200.000 Personen/Jahr für 
die Bundesrepublik herangezogen.

Infolge dieser Basishypothesen 
kommt das Bundesamt dann zu fol-
genden Ergebnissen:
• Sinkende Gesamtbevölkerung: Die 

Bevölkerung der Bundesrepublik 
wird demnach bis zum Jahr 2050 
auf eine Zahl zwischen 68,7 Mil-
lionen (mittlere Annahme, Unter-
grenze) und 74 Millionen Personen 
(mittlere Annahme, Obergrenze) zu-
rückgehen. Das ist ein prozentualer 
Rückgang um 10 % bzw. 17 % im 
gesamten Prognosezeitraum (vgl. 
ebd., 33 f).

• Geburtendefi zit: Die Differenz zwi-
schen Gestorbenen und Gebore-

2 Das Bundesamt für Statistik weist 
hierzu folgende Grundannahmen aus: ei-
ne annähernd konstante Geburtenhäufi g-
keit von durchschnittlich 1,4 Kindern je 
Frau, ein Anstieg der Lebenserwartung bei 
Jungen um 7,6 Jahre, bei Mädchen um 6,5 
Jahre sowie eine jährliche Nettozuwande-
rung von 100.000 Personen (Untergrenze) 
bzw. 200.000 Personen (Obergrenze). Vgl. 
Bundesamt für Statistik, 2006, 47.

nen (Geburtendefi zit), wird sich bis 
2050 von gegenwärtig 144.000 Per-
sonen pro Jahr auf eine Zahl zwi-
schen 566.000 (Obergrenze) und 
602.000 Personen (Untergrenze) 
vergrößern, d. h. für eine ausgegli-
chene Bevölkerungsentwicklung 
wäre dann eine Nettozuwanderung 
in entsprechender Höhe (zusätzlich 
zur Basisannahme) erforderlich. Der 
Grund für diese rapide Steigerung 
in vergleichsweise kurzer Zeit ist 
darin zu suchen, dass bei sinken-
der Gesamtbevölkerung auch die 
jeweils nachfolgende Elterngene-
ration entsprechend kleiner ist, ih-
rerseits aber wiederum einen Nach-
wuchs auf dem durchschnittlichen 
Niveau von 1,4 Kindern je Frau zur 
Welt bringt (vgl. ebd., 31 f).

• Altersstruktur: Interessanter zur 
Abschätzung möglicher Folgewir-
kungen als die beiden vorherigen 
Ergebnisse, ist die prognostizierte 
Annahme zur künftigen Alterzu-
sammensetzung der Bevölkerung. 
Sie gibt unter anderem Aufschluss 
über die erwarteten Belastungen 
etwa der gesetzlichen Rentenver-
sicherung im Zuge des demogra-
phischen Umbruchs. Das Bundes-
amt geht hierbei in der mittleren 
Prognose (Untergrenze) von fol-
gender Zusammensetzung der Be-
völkerung aus: Die Zahl der 0- bis 
19-Jährigen wird von gegenwär-
tig 16,5 Millionen (20 %) auf 12,7 
Millionen (16 %) im Jahr 2030 und 
schließlich auf 10,4 Millionen Per-
sonen (15 %) im Jahr 2050 zurück-
gehen. Die Zahl der 20- bis unter 
65-Jährigen wird ebenfalls im ge-
samten Zeitraum bis 2050 stark 
sinken. Ihr Anteil an der Gesamt-
bevölkerung geht von 61 % (50,1 
Millionen Personen) im Jahr 2005 
auf 55 % (42,4 Millionen Personen) 
im Jahr 2030 zurück und sinkt 
schließlich bis 2050 auf nur noch 
52 % (35,5 Millionen Personen). 
Der Rückgang der Personengrup-
pe im Alter zwischen 20 und 64 
Jahren wird sich dabei vornehm-

lich auf die Altersgruppe der 25- 
bis 45-Jährigen konzentrieren (vgl. 
Wolff, 2000, 29–32). Während die 
beiden unteren Altersgruppen also 
kontinuierlich innerhalb des Pro-
gnosezeitraumes abnehmen, wird 
sich die Zahl älterer Menschen in 
Deutschland beträchtlich erhöhen. 
Ihre Zahl steigt nach der dargestell-
ten Annahme von gegenwärtig 15,9 
Millionen (19 %) auf 22,1 Millionen 
(29 %) im Jahr 2030 und schließlich 
auf 22,9 Millionen Personen (33 %) 
im Jahr 2050 an (vgl. ebd., 37).

Zur Abschätzung möglicher Folge-
wirkungen des demographischen 
Wandels, insbesondere auf die öko-
nomische Situation in der Bundesre-
publik, ist weiterhin die Struktur der 
Erwerbsbevölkerung im Alter zwi-
schen 20 und 64 Jahren von Inter-
esse. Nach den Prognosen ist auch 
innerhalb dieser Gruppe mit einer 
deutlichen Alterung zu rechnen. Zu-
nächst ist für die Gruppe der 50- bis 
64-Jährigen mit einem deutlichen An-
stieg zu rechnen: Bis zum Jahr 2020 
wird diese Gruppe von 15,1 Millionen 
auf dann 19 Millionen Personen an-
wachsen. Danach sinkt die Anzahl der 
Menschen in dieser Altersgruppe bis 
2050 wieder bis knapp unter das Aus-

gangsniveau auf 14 Millionen (Unter-
grenze) bzw. knapp 15 Millionen (vgl. 
ebd., 40 f). Die jüngste Altersgruppe 
der Erwerbsbevölkerung (die 20- bis 
29-Jährigen) wird dagegen im gesam-
ten prognostizierten Zeitraum konti-
nuierlich zurückgehen. Ihr gehören 
gegenwärtig ca. 9,7 Millionen Per-
sonen an, in der zweiten Hälfte der 
2020er Jahre werden es noch 9 Mil-
lionen Personen sein. Im Jahr 2050 ist 
schließlich in dieser Altersgruppe, je 
nach angenommener Zuwanderung, 
ein Umfang zwischen 6,7 Millionen 

 Die Gesamtbevölkerung 
schrumpft und wird älter

 Innerhalb der Erwerbs-
bevölkerung wächst nur 
die Gruppe der 50- bis 
64-Jährigen

amos 02_2007 - endfassung - seit23   23amos 02_2007 - endfassung - seit23   23 09.05.2007   23:13:4809.05.2007   23:13:48



AMOS 1. Jg. (2007) Heft 224

Schwerpunktthema

und 7,4 Millionen Personen zu erwar-
ten (vgl. ebd., 40–42).

Durch diese Entwicklung ver-
schiebt sich die Altersstruktur auch 
innerhalb der Erwerbsbevölkerung 
beträchtlich: Gegenwärtig gehören 
ca. 20 % zur jüngsten der genann-
ten drei Gruppen (20 bis 29 Jahre), 
ca. 50 % zur mittleren (30 bis 49 Jah-
re) und 30 % zur älteren (50 bis 64 
Jahre). Für das Jahr 2050 sieht die 
erwartete Verteilung dann folgen-
dermaßen aus: Ca. 17 % werden zur 
jüngeren Gruppe gehören, ca. 43 % 
zur mittleren und ca. 40 % zur älteren 
(vgl. ebd., 41 f). Der demographische 
Wandel schlägt sich also in einer 
deutlichen Verschiebung der Alters-
gruppen innerhalb der Erwerbsbevöl-
kerung der Bundesrepublik nieder. So 
rechnet Kistler (2000, 116 f) etwa mit 
einer Steigerung des Durchschnittsal-
ters der Erwerbstätigen um 2,2 Jahre 
auf dann 41,5 Jahre bis 2020.

Welche Folgen hat dies?

Im Folgenden werden einige Aus-
wirkungen des vorgestellten Daten-
materials auf zwei zentrale Bereiche 
der Gesellschaft Deutschlands vorge-
stellt. Exemplarisch werden an die-
ser Stelle die soziale Sicherung am 
Beispielfall der gesetzlichen Ren-
tenversicherung sowie die mögliche 
künftige Arbeitsmarktentwicklung 
herausgegriffen.

Dabei zeigt sich, dass unser ge-
wohntes Modell der gesetzlichen 
Rentenversicherung nicht nur in be-
sonderem Maße anfällig ist für eine 
Verschiebung der Altersstruktur inner-
halb der Bevölkerung (übrigens auch 
im Vergleich zu den europäischen 
Nachbarn), sondern überdies ange-
wiesen ist auf einen funktionsfähigen 
Arbeitsmarkt für alle Gesellschaftsmit-
glieder. Eine Verschiebung der Alters-
struktur innerhalb der Bevölkerung zu-
lasten der mittleren Geburtskohorten 
im arbeitsfähigen Alter bei gleichzei-
tig hoher struktureller Arbeitslosigkeit 

bedeutet also nichts anderes als eine 
doppelte Krux für die Finanzierung des 
Sozialstaats und die Absicherung des 
Einzelnen.

Die gesetzliche Rentenversicherung 
strukturiert sich wesentlich nach dem 
Prinzip des Ein-Perioden-Umlagever-
fahrens (vgl. Lampert, H. / Althammer, 
J., 2004, 280). Rentenzahlungen wer-
den danach in derselben Periode ge-
leistet, in der die Beitragszahlungen 
der Versicherten erfolgen. Versicherte 
erwerben im Gegenzug einen Anspruch 

auf eine Rentenleistung in Abhängig-
keit von ihren vorherigen Beitragszah-
lungen. Änderungen in der Relation 
zwischen Beitragszahlern und Versi-
cherten, wie sie infolge des demogra-
phischen Wandels gegeben sind, haben 
dadurch direkte Auswirkungen auf die 
Finanzierungsgrundlagen dieser Ver-
sicherung. Eine Zunahme der Anzahl 
von Rentenempfängern zulasten des 
Umfangs an möglichen Beitragszah-
lern und, infolge des Anstiegs der Le-
benserwartung, auch die zunehmende 
Dauer von Rentenleistungen führen al-
so unweigerlich zu erhöhten Renten-
ausgaben sowie andererseits zu ab-
nehmenden Beitragseinnahmen der 
Versicherung.

Außerdem sind die Leistungen der 
gesetzlichen Rentenversicherung, be-
dingt durch das Konstruktionsprin-
zip der versicherungsmathematischen 
Äquivalenz, an die Höhe und Dauer 
vorheriger Beitragszahlungen vorwie-
gend abhängig Beschäftigter gekop-
pelt (vgl. ebd., 270–276). Zeiten ho-
her Arbeitslosigkeit führen somit zu 
Finanzierungsausfällen für die Versi-
cherung, tendenziell aber auch (und 
dies ist mindestens ebenso bedenklich) 
zu einer Unterversorgung des Versi-
cherten im Rentenalter. Das deutsche 
System sozialer Sicherung ist also in 
wesentlichen Bereichen als demogra-

phieanfällig und lohnarbeitszentriert 
zu kennzeichnen (vgl. Lampert, M., 
2006, 82–87).

Daher ist es besonders dringlich, bei 
der Analyse demographischer Daten die 
wahrscheinlichen Auswirkungen auf 
die Entwicklung des Arbeitsmarktes 
der Zukunft abzuschätzen. Im Gegen-
satz zu den relativ klar abschätzbaren 
Auswirkungen des demographischen 
Wandels auf die Entwicklung der ge-
setzlichen Rentenversicherung und die 
Alterssicherung des Einzelnen, herrscht 
hierbei allerdings größte Unsicherheit 
unter den Experten. So nimmt etwa 
Börsch-Supan (2007, 49 f) in seinem 
optimistischen Szenario einen Anstieg 
der Frauenerwerbsquote auf 74 % an, 
eine Steigerung des Renteneintrittsal-
ters auf 62,5 Jahre sowie einen Rück-
gang der Arbeitslosenquote auf 5 % bis 
zum Jahr 2030. Gleichzeitig betont er 
jedoch die große Unsicherheit einer 
solchen Schätzung. Dieser Prognose 
zufolge würden sich zwar, begründet 
durch eine sehr hohe Erwerbsbeteili-
gung des Einzelnen, insbesondere der 
Frauen, die Rentenanwartschaften we-
sentlich erhöhen. Doch bliebe die un-
günstige Relation zwischen Beitrags-
zahlern und Rentenempfängern auch 
unter dieser Annahme bestehen und 
damit letztlich ebenso die ungünsti-
ge Finanzierungssituation für künftige 
Rentenleistungen.

Weit plausibler erscheint mir hinge-
gen das pessimistische Szenario einer 
künftigen Arbeitsmarktentwicklung. 
So geht beispielsweise Döring (2003, 
25–28) aufgrund von vier Kernannah-
men davon aus, dass in Zukunft keine 
wesentliche Änderung der Arbeitslo-
senquoten zu erwarten sei. Seine An-
nahmen:
• Der seit Jahren beobachtbare Trend 

zu immer höheren Anforderungs-
profi len am Arbeitsmarkt dürfte 
sich auch in Zukunft fortsetzen.

• Die demographischen Verände-
rungen führen zu weiter steigenden 
Lohnnebenkosten und zur Verteu-
erung des Produktionsfaktors Ar-
beit.

 Das Verhältnis zwischen 
Rentenbeziehern und 
Beitragszahlern gerät in 
Schiefl age
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• Es bleibt daher auch bei der man-
gelnden Nachfrage nach einfachen 
Arbeitstätigkeiten.

• Es fehlen zunehmend gut ausge-
bildete Facharbeiter, das führt zu 
Wachstumseinbußen.

Auch Brosi (2003, 67–69) erwartet bei 
seiner Prognose für den Arbeitsmarkt 
im Jahr 2010 eine deutlich wach-
sende Nachfrage nach höher qualifi -
zierten Tätigkeiten zulasten der ein-
fachen Tätigkeitsbereiche innerhalb 
des produzierenden Gewerbes und 
des Dienstleistungssektors. Zudem 
berücksichtigten Prognosen, die ei-
nen Rückgang der Arbeitslosigkeit im 
Zuge der demographischen Verände-
rungen vorhersagen, weder deren Aus-
wirkungen auf Nachfrageumfang und 
-verhalten, noch die Annahme, dass 
sich vor einem Rückgang der Arbeits-
losigkeit zunächst zahlreiche andere 
Formen von unfreiwilliger Unterbe-
schäftigung, etwa ungewollte Teil-
zeittätigkeiten, abbauen würden. (vgl. 
Kistler, E., 2000, 110–115). So rechnet 
Kistler in seiner pessimistischen Deu-

tung mit einer Arbeitslosenquote von 
12,6 % im Jahr 2040, sollten bis dahin 
keine entscheidenden Arbeitsmarktre-
formen durchgeführt werden (vgl. ebd., 
115). Sollten sich beide Annahmen als 
korrekt erweisen, würde dies für den 
Arbeitsmarkt der Zukunft eher ei-
ne Zunahme von Mismatch-Szenari-
en, des Facharbeitermangels einerseits 
und der großen regionalen und bran-
chenspezifi schen Differenzierung an-
dererseits, bei gleichzeitig auch hoher 
Arbeitslosigkeit, bedeuten. Die Milch-
mädchenrechnung, dass eine sinken-
de Erwerbsbevölkerung infolge der de-
mographischen Veränderungen quasi 
automatisch zum Rückgang der hohen 
Arbeitslosigkeit führe, würde sich da-
mit als Irrtum erweisen.

Als gesichert gilt indes, dass Un-
ternehmen in Zukunft den Umgang 
mit alternden Belegschaften werden 
lernen müssen. Im Zuge der demo-
graphischen Veränderungen wird dies 
sowohl aus unternehmensspezifi schen 
als auch aus gesellschaftlichen Grün-
den heraus notwendig und erwünscht 
sein. Die unternehmensspezifi schen 
Gründe ergeben sich dadurch, dass 
mit der Abnahme der jüngeren Jahr-
gänge auch der Rekrutierungsspiel-
raum für neue Arbeitskräfte eingeengt 
sein dürfte, dies allerdings vermut-
lich regional und branchenspezifi sch 
stark differenziert. Zum zweiten ist 
unlängst die Heraufsetzung des ge-
setzlichen Renteneintrittsalters auf 
67 Jahre zwischen 2012 und 2029 be-
schlossen worden; eine längere aktive 
Erwerbsphase dürfte somit auch ge-
samtgesellschaftlich erwünscht sein. 
Viele Probleme, die die Unterneh-
men mit älteren Mitarbeitern haben, 
dürften dagegen hausgemacht sein. 
So sind Ältere in den Unternehmen 
häufi g abgekoppelt von betrieblichen 
Weiterbildungen; sie werden häufi g 
nur noch in den Tätigkeitsfeldern ein-
gesetzt, für die sie eingestellt wurden 
und verlieren dadurch mit dem Aus-
laufen entsprechender Produktlinien 
auch wieder ihren Arbeitsplatz. In 
der Regel werden sie im Vergleich mit 
jüngeren Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern als leistungsgemindert ange-
sehen (vgl. Morschhäuser, M., 2000, 
283–286).

Alternsbezogene Personalplanung 
hat sich in der Vergangenheit nicht 
selten als Personalfreisetzungspla-
nung erwiesen. Dadurch wurde die De-
mographieproblematik für Unterneh-
men mindestens teilweise von ihnen 
selbst verursacht (vgl. ebd., 282 f). Da-
bei zeigen jüngste arbeitsmedizinische 
und psychologische Untersuchungen 
eher in die gegenteilige Richtung: 
Sie weisen aus, dass Altern und ab-
nehmende Leistungsfähigkeit keines-
falls gleichzusetzende Größen sind 
(vgl. ebd., 284 f). So sind Ältere gera-
de aufgrund ihrer Erfahrung oft Ga-

ranten für Qualität und Stabilität im 
Unternehmen und dadurch entschei-
dende Leistungsträger. Sie lernen zwar 
anders, aber nicht schlechter als Jün-
gere und schließlich nehmen mit zu-
nehmendem Alter soziale Fähigkeiten 
eher zu als ab, während bei den Fak-
toren Intelligenz und kognitive Fähig-
keiten keine altersrelevanten Verände-
rungen festzustellen sind (vgl. Lindley, 
R., 2000, 137–139).

Was ist zu tun?

Es bleibt also festzuhalten, dass der 
demographische Wandel aller Vor-
aussicht nach massive Konsequenzen 
sowohl für Unternehmen und Ar-
beitsmarkt als auch für die sozialen 
Sicherungssysteme nach sich ziehen 
wird. Wie können angesichts dessen 
Erfolg versprechende Handlungsoptio-
nen für die Zukunft aussehen?

Nach christlich-sozialethischem 
Maßstab muss bei allen Reformbemü-
hungen der Mensch selbst im Zentrum 
stehen. Denn er ist „Urheber, Mittel-
punkt und Ziel aller Wirtschaft“ (GS 
63) und gesellschaftlichen Wohlfahrt. 
Das besondere Interesse hierbei gilt 
den bisherigen Outsidern der Gesell-
schaft, für die gesellschaftliche Parti-
zipationsmöglichkeiten in allen zen-
tralen Lebensbereichen einzufordern 
sind. Der Verpfl ichtung des Einzel-
nen zur Gemeinwohlorientierung ent-
spricht dabei die Pfl icht der gesell-
schaftliche Institutionen, ihm diese 
auch zu ermöglichen (vgl. Nationale 
Konferenz der katholischen Bischöfe 
der Vereinigten Staaten von Amerika 
1986, Nr. 71). Der Sozialstaat der Zu-
kunft wäre nach dieser Einsicht grund-
legend als „aktivierend, ermöglichend 
und investiv“ (Wie meyer, J., 2005) zu 
verstehen.

Für die beiden betrachteten zen-
tralen Lebensbereiche einer modernen 
Gesellschaft bedeutet diese Maßgabe 
im Kontext der demographischen He-
rausforderung, sich auf die Suche nach 
einem integralen Ansatz zwischen Ar-

 Dem Arbeitsmarkt  werden 
zukünftig Fachkräfte 
 fehlen, Arbeitslosigkeit 
wird es trotzdem geben
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beitsmarkt und sozialer Sicherung zu 
begeben, da soziale Sicherheit des Ein-
zelnen gerade in Deutschland wesent-
lich mit seiner Arbeitsmarktpartizipa-
tion zusammenhängt. Angezeigt ist 
dabei eine vierfache Schrittfolge, die 
hier zunächst benannt und danach 
kurz erläutert wird:
1. Im Zuge der erwarteten Bedro-

hung der Finanzierungsgrundlagen 
vor allem der gesetzlichen Renten-
versicherung ist darauf zu achten, 
Armutsprozesse und mit ihr gesell-
schaftliche Ausgrenzung unbedingt 
auch in Zukunft zu vermeiden.

2. Dies bedeutet, dass gerade vor dem 
Hintergrund unlängst beschlos-
sener Rentenreformen eine hohe 
Erwerbsbeteiligung bis zum ge-
setzlichen Renteneintrittsalter si-
cherzustellen ist.

3. Die Erwerbsbeteiligung jüngerer 
Jahrgänge muss im Vergleich zum 
Status quo mittelfristig noch er-
höht werden, um sowohl für deren 
ausreichende Altersabsicherung als 
auch für den Erhalt der Finanzie-
rungsbasis der gesetzlichen Renten-
versicherung zu sorgen.

4. Es muss über eine (teilweise) Abkehr 
von der Lohnarbeitszentrierung al-
ler wesentlichen Bereiche des Sozi-
alstaats nachgedacht und sondiert 
werden, welche konkreten Schritte 
hierzu hilfreich sein könnten.

Da im Zuge beider Herausforderungen, 
der demographischen Veränderungen 
und der Umgestaltung des Arbeits-
marktes, vermehrt Altersarmut zu be-
fürchten ist3, ist es m. E. geboten, das 
Ziel der Altersarmutsvermeidung ne-
ben der Lebensstandardsicherung im 
Rentenrecht zu verankern. Es sollte 
ihm sogar Priorität eingeräumt wer-

3 So weist Schmähl (2001, 160–165) 
unter anderem nach, dass ein Beitrags-
zahler bei einem, nach dem Rentenreform-
gesetz 2000 abgesenkten Eckrentenniveau 
von 64 %, Beitragsleistungen von 28,8 Jah-
ren durchschnittlicher Anwartschaften be-
nötigt, um eine spätere Rente in Höhe des 
Sozialhilfesatzes zu erreichen. 

den gegenüber der Niveausicherung im 
Vergleich zur Zeit früherer Erwerbstä-
tigkeit. Reformen wie die Einführung 
der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung (2003) sind hier-
zu sicherlich Schritte in die richtige 
Richtung. Sie verweisen von Armut 
Betroffene aber dennoch auf die So-
zialhilfeträger und ihren besonderen 
Rechtsrahmen. Letztlich scheint hier 
die Krux des gesamten deutschen Al-
terssicherungssystems zu liegen: Ge-
setzliche Rentenversicherung, Beam-
tenpensionen, betriebliche Vorsorge 
und privates Ansparen, sind allesamt 
auf Lebensstandardsicherung hin an-
gelegt. Altersarmutsvermeidung hin-
gegen ist bisher kein eigenständiges 
Sicherungsziel.

Zur Umsetzung erscheint mir eine 
Strategie Erfolg versprechend, die Un-
ternehmen selbst, gesellschaftliche In-
termediäre und letztlich auch die staat-
liche Rahmenordnung einbezieht. Es 
sollten hierfür folgende vier Dimen-
sionen Berücksichtigung fi nden: Sen-
sibilisierung, Personalentwicklung, 

betrieblicher Gesundheitsschutz und 
schließlich eine alternsgerechte Orga-
nisation von Arbeitsabläufen in den 
Unternehmen. Neuere Untersuchungen 
zeigen, dass die Auseinandersetzung 
mit den Folgen des demographischen 
Wandels hauptsächlich bei kleineren 
und mittelständischen Unternehmen 
sowie im öffentlichen Dienst noch 
nicht in ausreichendem Maße stattfi n-
det und dass gerade auf betrieblicher 
Ebene kaum Maßnahmen zum erfolg-
reichen Gegensteuern ergriffen wer-
den (vgl. SÖSTRA, 2003, 56–58). Hier 
scheint zunächst von öffentlicher Sei-
te und durch gesellschaftliche Interme-
diäre wie z. B. Bildungsorganisationen, 
Sensibilisierungsarbeit vonnöten, wel-

che den Unternehmen die Problema-
tik alternder Belegschaften und fehlen-
den Nachwuchses nahe bringt. Ferner 
sollten Unternehmen auch ihre Per-
sonalentwicklung, den betrieblichen 
Gesundheitsschutz und eine langfris-
tige Laufbahngestaltung auf die Be-
dürfnisse älterer Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter abstimmen. Hierzu gehört 
aus meiner Sicht unbedingt der Ein-
bezug Älterer in Weiterbildungsmaß-
nahmen, gesundheitsförderliche Belas-
tungswechsel gerade bei industriellen 
Arbeitsplätzen oder im Handwerk so-
wie letztlich auch neue Formen der Ar-
beitsgestaltung (z. B. Teamarbeit oder 
Tandemmodelle zwischen älteren und 
jüngeren Mitarbeitern). Präventiven 
Ansätzen der Qualifi kation, des Ge-
sundheitsschutzes und der Mitarbei-
termotivation ist jedenfalls stets der 
Vorzug gegenüber Rehabilitation zu 
geben (vgl. Morschhäuser, M., 2000, 
285–290).

Für das Ziel einer Erhöhung der 
Erwerbsbeteiligung jüngerer Jahr-
gänge und einer Ausdehnung der Er-
werbsphase insgesamt sind aus mei-
ner Sicht vor allem zwei konkrete 
Maßnahmen Erfolg versprechend: 
Zum einen sollte der eingeschlagene 
Weg einer engeren Verzahnung zwi-
schen Ausbildungssystem und Wirt-
schaft unbedingt fortgesetzt werden. 
Zum anderen ist – trotz der kontro-
versen Diskussionen in diesem Be-
reich – auf eine bessere Vereinbarkeit 
von Berufs- und Erziehungstätigkeit 
vor allem für Frauen zu achten. Hier-
bei geht es nicht etwa um eine, gerade 
von konservativen Politikern und Ver-
tretern der Öffentlichkeit, befürchtete 

Bevormundung von Frauen oder um 
die Zerstörung als klassisch geltender 
bürgerlicher Familienideale, sondern 

 Die Erwerbsbeteiligung 
bis zum Rentenalter durch 
verbesserte Rahmen-
bedingungen und durch 
eine veränderte Mentalität 
ermöglichen

 Eine erweiterte Erwerbs-
beteiligung der jüngeren 
Jahrgänge stärkt u. a. 
 deren gesellschaftliche 
Partizipation und verhin-
dert Altersarmut
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um die Sicherstellung tatsächlicher 
Wahlfreiheit. Sie kann über Arbeits-
marktpartizipation Armut verhindern 
helfen, mehr Beteiligung am öffent-
lichen Leben sicherstellen und letzt-

lich – in der Verzahnung mit der so-
zialen Sicherung – eigenständige 
Alterssicherungsansprüche aller Ge-
sellschaftsmitglieder ermöglichen (vgl. 
zur Umsetzung Mack, 2005, 15–48).

Schließlich verweist uns der 4. Punkt 
auf weitergehende Gestaltungsoptio-
nen im Zusammenspiel zwischen so-
zialer Sicherung und Erwerbsarbeit. 
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und KUNST

Liebes-Lied

Wie soll ich meine Seele halten, daß
sie nicht an deine rührt? Wie soll ich sie
hinheben über dich zu anderen Dingen?
Ach gerne möchte ich sie bei irgendwas
Verlornem im Dunkel unterbringen
an einer fremden stillen Stelle, die
nicht weiterschwingt, wenn deine Tiefen schwingen.
Doch alles, was uns anrührt, dich und mich,
nimmt uns zusammen wie ein Bogenstrich,
der aus zwei Seiten eine Stimme zieht.
Auf welches Instrument sind wir gespannt?
Und welcher Spieler hat uns in der Hand?
O süßes Lied.

Rainer Maria Rilke

Nicola Marotta, Alghero (Sardinien)
Amanti, 1985
Öl auf Leinwand, 180 × 180 cm

Nicola Marotta, geb. 1936 in 
Brusciano (Neapel), Studium der 
Malerei am „L'Institute statale di 
Napoli“, diverse Kurse für Bildhauerei 
und Malerei an der „Academia delle 
Belle Arti“ in der gleichen Stadt. 
Seit 1962 lebt und arbeitet er in 
Alghero (Sardinien). 
Zahlreiche Ausstellungen in Italien, 
aber auch in Deutschland (1977, 
1979, 2000) und den USA (1986).
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der Sozialversicherungen über Bei-
tragsäquivalenzen an Erwerbstätig-
keiten des Einzelnen gekoppelt sind, 
gilt der unlösbare Zusammenhang: 
Marktlich arm heißt auch sozialstaat-
lich arm, eine hohe Erwerbslosigkeit 
ist gleichbedeutend mit Finanzierungs-
defi ziten in allen öffentlichen Kassen. 
Ein konkretes Vorbild für eine aus mei-
ner Sicht erwünschte Ablösung – zu-
mindest der gesetzlichen Rentenver-
sicherung – von diesem Prinzip ist 
beispielsweise im niederländischen Al-
terssicherungssystem gegeben. Es ver-
bindet eine steuerfi nanzierte Grundsi-
cherung zur Armutsvermeidung in der 
ersten Säule mit einer gut ausgebauten 
betrieblichen Altersvorsorge zur Le-

bensstandardsicherung in der zwei-
ten Säule (vgl. Bieber, 2004). Die erste 
Säule ist damit zumindest der direkten 
Abhängigkeit von der Entwicklung des 
Arbeitsmarktes entzogen; gleichzeitig 
bleibt die Grundsicherung des Einzel-
nen unabhängig von seiner Arbeits-
marktpartizipation auch innerhalb der 
Alterssicherung gewährleistet.

Martin Lampert (geb. 1977), Dipl.-
 Theol., studierte Theologie in Erfurt und 
München sowie Wirtschaftspädagogik 
in Kassel; seit 2004 Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Lehrstuhl für Christli-
che Sozialwissenschaft der Universität 
Erfurt; Dissertationsprojekt: Alterssi-
cherung im Spannungsfeld von demo-
graphischer Entwicklung und interge-
nerationeller Gerechtigkeit; jüngste 
Veröffentlichung: Der Sozialstaat im 
21. Jahrhundert. Gefährdungen – Lö-
sungsstrategien – Wertung, Saarbrü-
cken 2006.

KURZBIOGRAPHIE Die Rentenversicherung 
sollte zukünftig eine 
 steuerfi nanzierte und 
damit lohnunabhängige 
Komponente zur Armuts-
vermeidung beinhalten
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„Eltern sind Schlüssel 
 aller Erziehungsprozesse“

Kinder und Jugendliche wachsen heute in kleineren Familien auf. Das Verhältnis zwischen 
den Generationen ist entspannt. Gleichwohl gibt es viele schwierige Herausforderungen 
für Kinder, Jugendliche und ihre Eltern sowie zahlreiche umstrittene Erziehungsfragen, 
die auch in die aktuelle Familienpolitik hinein spielen: Wie früh und in welchem Umfang 
brauchen Kinder soziale Kontakte außerhalb der Familie? Welche Erziehungsnachteile ha-
ben Kinder aus armen Familien oder Problemfamilien? Wie sieht eine gute Verzahnung 
zwischen den verschiedenen Erziehungsinstanzen aus? Welche Rolle spielen die Medien 
als Mit-Erzieher? Welche besondere Bedeutung haben speziell männliche Erzieher? Klaus 
Hurrelmann plädiert für mehr Fantasie und eine Vielfalt der Modelle, um ein starkes Fa-
milienleben mit der modernen Berufswelt zu verbinden. Neben verbesserten Rahmenbe-
dingungen gehört dazu an erster Stelle die Stärkung der Erziehungskompetenz von Vä-
tern und Müttern.

bleibt auch über die ganze Entwick-
lung hinweg ein Mutter- oder ein Va-
terkind, im durchaus guten Sinne des 
Wortes. Es lebt in einer engen Bezie-
hung zu den Angehörigen der älteren 
Generation. Von der zweiten Hälfte der 
Familien haben die meisten zwei Kin-
der, einige wenige drei und mehr.

  : Was ist anders in den Fa-
milien mit zwei oder mehr Kindern?

Hurrelmann: Sobald ein zweites Kind 
hinzukommt, ändert sich die Familien-
dynamik enorm. Das wird von vielen 
Eltern, die nur ein Kind haben, unter-
schätzt. Es kommt nämlich jetzt zu ei-
ner Beziehung zwischen den Kindern 
und dadurch entsteht ein Freiraum 
für die Beziehung der Eltern. Die Fa-
miliensoziologie sagt: Es entsteht ein 
Kindersystem neben dem Elternsystem, 
d. h. es entsteht eine völlig neue Dy-
namik: Die Kinder schließen sich teil-
weise zusammen, sie setzen sich auch 
mal gegen ihre Eltern durch, sie arti-
kulieren ihre Wünsche als Kindergrup-

pe gegen die Eltern, sie erleben sich in 
diesem Gegenüber nicht nur als ein-
zelnes Individuum.

Es hat durchaus große Bedeutung, 
ob man in einer kleinen oder in einer 
großen Familie aufwächst. Da wir so 
viele kleine Familien haben, haben wir 
auch sehr viele Kinder, bei denen Erst-
kind-Effekt und Einzelkind-Effekt zu-
sammen fallen. Das erste Kind erhält 
die gesammelte Aufmerksamkeit der 
Eltern, mit einem Schuss Unsicherheit, 
aber auch mit dieser ganz intensiven 
Zuwendung. Das hinterlässt Spuren: 
Erst-Kinder sind häufi g sehr sensibel, 
manchmal etwas verwöhnt, mit hoher 
Sensibilität gegenüber Eltern-Anliegen, 
mit Raffi nesse in der Durchsetzung ei-
gener Vorstellungen und Wünsche; sie 
kennen ihre Eltern sehr genau.

  : Die Kehrseite ist vermutlich 
eine geringere Kompetenz im sozialen 
Umgang mit Gleichaltrigen?

Hurrelmann: Tendenziell ist das so. 
Wenn man als Erstkind allein bleibt, 

  : Die Geburtenrate soll stei-
gen. 1,3 Kinder pro Frau, das sei zu 
wenig für die Rentenversicherung, 
für den Arbeitsmarkt usw., heißt es. 
Ist die Entwicklung tatsächlich so dra-
matisch? Wie sieht heute – im Ver-
gleich zu früheren Zeiten – die Fami-
lienwirklichkeit aus?

Klaus Hurrelmann: Im historischen 
Vergleich fällt da schon ein sehr gro-
ßer Unterschied in der Familienkons-
tellation auf. Der Trend geht seit etwa 
vier Generationen hin zu sehr kleinen 
Familien. Wer sich heute in Deutsch-
land überhaupt für eine Familie ent-
scheidet, der entscheidet sich zu ei-
ner sehr kleinen Familie. Etwa bei der 
Hälfte der Familien beschränkt sich das 
auf ein Kind. Es gibt also sehr viele 
Kinder, die allein mit ihren Eltern auf-
wachsen. Das Phänomen Ein-Kind-Fa-
milie ist zwar per se nicht neu, dass 
diese Familien einen so großen An-
teil ausmachen, ist allerdings histo-
risch neu. In dieser Konstellation ist 
das Kind ganz dicht an den Eltern, es 

Gespräch mit Klaus Hurrelmann 
über Kinder und Eltern, Erziehung und Familie
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verstärken sich diese Tendenzen. Wenn 
anderseits Geschwister dazu kommen, 
dann schleift sich das wieder etwas ab. 
Um auf Ihre Eingangsfrage zurückzu-
kommen: Auffällig – im historischen 
Vergleich – ist der Trend zum Kind als 
Individuum, als individuellem Subjekt, 
mit ganz eigenen Lebensansprüchen 
und einer hohen Respektierung die-
ser Lebensansprüche durch die Eltern. 
Das ist in der Ein-Kind-Familie alles 
auf die Spitze getrieben. In der Fami-
lie mit mehreren Kindern gemeindet 
sich das etwas mehr ein, die erinnert 
stärker an frühere historische Typen 
von Familie.

  : Umfangreiche Verwandt-
schaftsbeziehungen wird es demnach 
in Zukunft immer seltener geben?

Hurrelmann: Der Trend zur Ein-Kind-
Familie führt zu einer Reduzierung 
der Verwandtschaftsverzweigungen. 
Es gibt nur noch wenige Cousins und 
Cousinen, dann auch weniger Onkel 
und Tanten usw. Durch die verlän-
gerte Lebenszeit leben aber die Groß-
eltern noch und häufi g auch sogar 
Urgroßeltern, während das Kind groß 
wird. Die Familiensoziologie benutzt 
manchmal den schönen Begriff von 
der Bohnenstangenfamilie für dieses 
sehr kleine und schlanke Familien-
system, in dem vier Generationen zu-
sammen leben.

Viele Eltern in Ein-Kind-Familien 
spüren dagegen, dass die Entfaltungs-
spielräume für ihre Kinder möglicher-
weise zu sehr eingrenzt. Sie freuen sich 
daher über Anregungen von außen. 
Dadurch wächst nun endlich auch in 
Deutschland die Bereitschaft, sich ei-
nen Platz in einer Kindertagesstätte zu 
organisieren, und zwar nicht nur für 
drei Stunden am Vormittag. Da bildet 
sich eine ganz natürliche Gegenbewe-
gungen. Trotzdem bleibt die Situation 
historisch neu und auffällig.

  : Worin äußert sich dieses 
Neue? Was wird anders außer der Fa-
miliengröße?

Hurrelmann: Die letzte Shell-Jugend-
studie, bei der ich maßgeblich betei-
ligt war, hat gezeigt: Jugendliche se-
hen ihre Eltern heute viel stärker als 
in der Vergangenheit als Vorbilder für 
die eigene Lebensgestaltung. Sie lie-
ben ihre Eltern, man lebt in einer ganz 
dichten Generationsbeziehung, es gibt 
kaum eine Generationsspannung. Ei-
ne Frage aus der Shell-Jugendstudie, 
die immer schon gestellt wurde, lau-
tet: „Möchtest du einmal deine eige-
nen Kinder genau so erziehen wie du 
erzogen worden bist?“ Heute bekom-
men Sie darauf 71 oder 72 % Ja-Ant-
worten. Vor 30 Jahren, in Zeiten der 
studentischen Proteste, lag dieser Wert 
vielleicht bei 20 oder 25 %. Die Mehr-
heit drückte massiv ihre Distanz zur 
älteren Generation aus. Diese Distanz 
ist heute überhaupt nicht mehr cha-

rakteristisch, auch umgekehrt bei den 
Eltern nicht. Vielen Eltern kann man 
da schon ins Stammbuch schreiben, 
dass sie aufpassen müssen, den Spiel-
raum für ihre Kinder als Angehörige 
der neuen Generation nicht zu sehr 
einengen. Das beschränkt die Chan-
cen für Innovationen.

  : Sie sagten, Eltern seien 
durchaus interessiert, ihren Kindern 
frühzeitig Sozialkontakte außerhalb 
der Familie zu verschaffen, etwa durch 
den Besuch einer Kindertagesstätte. Die 
politischen Entscheidungsträger disku-
tieren darüber, wie die entsprechenden 
Angebote massiv ausgebaut werden 
können. Gleichzeitig liest man von ei-
ner Langzeitstudie des National Insti-
tute of Child Health and Human Deve-
lopment (USA), die besagt, dass Kinder, 
die nicht ausschließlich im häuslichen 
Umfeld aufwachsen, sondern frühzei-
tig in eine Kindertagesstätten kommen, 
eher auffälliges und schwieriges Sozi-
alverhalten zeigen. Müssen Eltern, die 

ihre Kinder schon früh in eine Kinder-
krippe geben, nun doch ein schlechtes 
Gewissen haben?

Hurrelmann: Die Studien, die Sie zi-
tieren sind sehr ernst zu nehmen; das 
sind solide Studien. Aber man darf sie 
auch nicht verabsolutieren oder vorei-
lige Schlüsse ziehen. Das Beste für ein 
Kind ist es, das klingt banal, in einer 
gut funktionierenden Familie so lan-
ge wie möglich gut erzogen zu werden. 
Das gibt eine starke Persönlichkeit. Es 
setzt aber voraus, dass Vater und Mut-
ter ein gutes Team bilden und sich bei-
de beteiligen an der Erziehung, dass 
beide Eltern auch wirklich auf die heu-
tige Lebenssituation des Kindes ein-
gehen, dass sie das Grundhandwerk 
des pädagogischen Handelns verste-
hen, dass es gelingt, eine gute Bin-
dung herzustellen, gute Anregungen, 
gute Anleitung zu geben, gute Formen 
der Anerkennung für das Kind fi nden. 
Unter solchen Bedingungen ist diese 
familiale Erziehung in den ersten 10 
Jahren unersetzbar. Da kann keine an-
dere Institution mithalten. Aber wo ha-
ben wir diese idealen Bedingungen? 
Sie sind heute sehr selten. Das wird 
schnell vergessen in dieser Diskussion, 
wenn die so kategorisch geführt wird. 
Da, wo diese Bedingungen existieren, 
das würde ich sofort sagen, da sollte 
man das Kind möglichst lange in der 
Familie erziehen.

  : Es geht bei dieser Frage 
aber selbstverständlich nicht nur um 
das Kind, sondern auch um die Eltern, 
konkret meist um die Mütter, die nicht 
allzu lange bzw. nicht vollständig mit 
ihrer Berufstätigkeit aussetzen möch-
ten oder das aus fi nanziellen Gründen 
nicht können.

Hurrelmann: Bei den gut ausgebil-
deten Müttern gibt es auch in Deutsch-
land seit mehr als 20 Jahren den Trend, 
dass sie sich nicht mit einer reinen 
Hausfrauen- und Mutterrolle zufrieden 
geben möchten, selbst wenn dies öko-
nomisch möglich wäre. Diese Gruppe 

 Eine zu geringe Distanz 
zwischen Eltern und 
 Kindern verengt Spiel-
räume für Innovationen
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wird weiter anwachsen. Das ist eine 
Entwicklung, die im Zusammenhang 
mit der Frauen-Emanzipation zu se-
hen ist, mit der Gleichberechtigung der 
Geschlechter. Ich halte diese Entwick-
lung für fällig, für sinnvoll. Wenn die 
Frauen das selbst wollen, dann gibt es 
überhaupt keine Diskussion mehr. Den 
Trend in der jungen Generation zeigt 
auch hier wieder die Shell-Jugend-
studie: Die 12- bis 27-Jährigen Mäd-
chen und jungen Frauen entscheiden 
sich zu etwa 80 %, also in überwälti-
gender Mehrzahl, für ein fl exibles Bild 
der Frau, für die Kombination von Be-
ruf und Familie. Nur 20 % favorisieren 
die traditionelle Frauenrolle.

  : Das moderne Selbstver-
ständnis junger Frauen setzt demnach 
wohl voraus, dass Kindererziehung viel 
stärker von der Allgemeinheit mitge-
tragen wird?

Hurrelmann: Wir brauchen ein viel 
besseres Netz von öffentlicher Erzie-
hung. Damit sind wir in Deutschland 
im Vergleich zu den Ländern um uns 
herum, bis auf Österreich, deutlich ver-
spätet. Die Familien selbst verlangen 
danach. Die veränderten Familienmus-
ter sind angelegt auf die ergänzende 
öffentliche Erziehung von Profi s, von 
Erzieherinnen, hoffentlich auch Er-
ziehern, von Grundschullehrerinnen 
und hoffentlich auch Grundschulleh-
rern. Dass diese öffentliche Erziehung 
in vielerlei Hinsicht nicht die gleiche 
Qualität haben kann wie die Famili-
enerziehung, das ist einfach eine Tat-
sache. Erzieherinnen können nicht die 
gleiche intensive emotionale Bindung 
zu 25 Kindern aufbauen. Sie kön-
nen aber sehr wohl auf Gruppenfä-
higkeit achten, auf Kommunikations-
formen, auf Regeln, auf Umgangsstil. 
Sie können vieles tun, was in einer 

kleinen Familie so ohne weiteres gar 
nicht möglich ist. Sie können auch die 
künstlerische, die allgemeine kognitive 
Entwicklung, die Wahrnehmungsfä-
higkeit fördern. Das sind die Stärken 
der professionell geleiteten Einrich-
tungen. Wir brauchen daher beides. 
Familienerziehung allein, so gut sie 
auch ist, reicht nicht aus. Meine For-
mel für die ersten zehn, zumindest aber 
die ersten sechs Jahre lautet: So viel 
Familienerziehung wie möglich und so 
viel öffentliche Erziehung wie sinnvoll 
und nötig. Dabei sollte die Familie in 
jedem Fall die Schaltstelle für alle Ent-
scheidungen bleiben. 

  : Gilt das auch für die zwei 
Drittel der Eltern, bei denen es mehr 
oder weniger starke Defi zite in der 
Erziehungsfähigkeit gibt? Bei die-
sen müssten dann die öffentlichen 
Erziehungseinrichtungen nicht nur 
Ergänzungs-, sondern auch Kom-
pensations- bzw. Ersatzfunktionen 
wahrnehmen?

Hurrelmann: Ja, so kann man das 
sagen. Vor allem beim letzten Drit-
tel, wenn wir mal bei dieser Dritte-
lung bleiben. Wir haben heute viel-
leicht ein knappes Drittel von Eltern, 
die deutlich überfordert sind mit der 
Erziehung ihrer Kinder, z. B. aus wirt-
schaftlichen Gründen. Nach offi ziellen 
Zahlen leben in Deutschland 15 % der 
Familien in relativer Armut. Das ist 

eine hohe Quote, sie ist in den letz-
ten Jahren gestiegen. Wer so lebt, ist 
kein guter Vater und keine gute Mut-
ter. Diese wirtschaftliche Belastung 
schlägt in die Familiendynamik hin-
ein. Das macht die Eltern unsouverän, 
es irritiert sie und es löst Aggressionen 
aus. In diesen Familien ist die Bezie-
hung zu den Kindern häufi g schwie-
rig. Die Kinder fi nden nicht den nö-
tigen Halt, die Unterstürzung, die sie 
brauchen. Sie werden geschlagen, Ag-

gressionen sind an der Tagesordnung. 
Bei weiteren fast 15 % der Eltern gibt 
es schwierige gesundheitliche Pro-
bleme, Alkoholprobleme sind heute 
ein riesiges Thema, 2–3 % der Fami-
lien sind betroffen. Insgesamt haben 
wir eine große Gruppe, für die eine 
gute öffentliche Erziehung ein Segen 
für die Kinder wäre. Allerdings kann 
auch in diesen Fällen eine professio-
nelle öffentliche Erziehung die emo-
tionale Seite und die Bindungsseite, 
die auch diese Familien leisten, nicht 
ersetzen. Das lässt sich durch nichts 
ersetzen.

  : Kinder sind ein Armuts-
risiko, heißt es häufi g. Die ZEIT-Au-
torin Susanne Gaschke schrieb dage-
gen vor kurzem: „Nicht Kinder machen 
arm, sondern mangelnde Bildung, die 
Kosten von Trennung, Scheidung und 
doppelter Haushaltsführung sowie die 
unerträgliche Leichtigkeit des Schul-
denmachens“. Wie sehen Sie es: Ma-
chen Kinder arm?

Hurrelmann: Der Satz ist nicht falsch. 
Ein Paar, das sich entscheidet, ein, zwei 
oder drei Kinder zu haben, seht wirt-
schaftlich schlechter da als ein Paar oh-
ne Kinder. Das wird auch nicht durch 
Kindergeld und steuerliche Entlastun-
gen ausgeglichen. Kinder sind ein fi -
nanzielles Zuschussgeschäft. Das ist 
allerdings eine sehr nackte Betrach-
tung, denn der Reichtum an Lebensat-
mosphäre, den ein Kind mit sich bringt, 
den kann man kaum bemessen, jeden-
falls nicht in Geld ausdrücken. Bezogen 
auf die fi nanzielle Belastung geschieht 
in Deutschland relativ viel, um durch 
staatliche Transferleitungen Abhilfe zu 
schaffen. Im internationalen Vergleich 
stehen wir gar nicht so schlecht da. In 
den USA gibt es z. B. Kindergeld und 
andere Entlastungen, die wir kennen, 
nicht. Trotzdem gibt es dort eine viel 
höhere Kinderquote. Beim Motiv, sich 
für oder gegen Kinder zu entscheiden, 
da kommt sehr viel mehr ins Spiel als 
nur die fi nanzielle Seite.

 Mädchen und  junge 
 Frauen orientieren 
sich kaum noch an der 
 traditionellen Frauenrolle

 Armut in den Familien 
macht aggressiv
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  : Welche Bedeutung hat die 
wirtschaftliche Situation der Fami-
lie denn aus Perspektive der Kinder? 
Fühlen sich Kinder aus ärmeren Fa-
milien tatsächlich materiell benach-
teiligt? Wie sehr haben sie darunter 
zu leiden?

Hurrelmann: Ja, das ist eine ganz 
empfi ndliche Geschichte. Diese Kin-
der aus sozioökonomisch benachtei-
ligten Familien fühlen sich zurück 
gesetzt. Sie bekommen die Knapp-
heit des Geldes zu spüren. Sie können 
sich nicht die gleiche Kleidung, nicht 
die gleichen Geräte, nicht die glei-
chen Fahrzeuge leisten. Sie leben aber 
heute in einer sehr auf Konsum und 
auf Zurschaustellung von Markenar-
tikeln gerichteten Welt. Die Werbung 
unterstreicht ihnen das jede Sekunde, 
da ist ein enormer Druck. Die Kinder 
spüren, dass sie nicht mithalten kön-
nen. Das wirkt sich, auch im Jugend-
alter noch, wie eine psychische Beein-
trächtigung aus. Es tritt Scham auf, 
man zieht sich zurück, man möchte 
dieses als Schwachpunkt empfunde-
ne Nicht-Mithalten-Können kaschie-
ren. In extremen Fällen kommt es zu 
Ausgleichshandlungen in Form von 
Aggressionen, von Diebstählen usw. 
Viele Eltern versuchen das zu ver-
hindern durch demonstratives Unter-
stützen ihrer Kinder, durch Umlenken 
ihrer knappen Geldströme auf glit-
zernde Konsumartikel, um dem Kind 
die Chance zu geben, doch noch in 
der gleichaltrigen Gruppe mithalten 
zu können.

  : Geht diese Rechnung denn 
auf?

Hurrelmann: Nein, die Kinder merken 
das, ob es sich um eine ausgeruhte si-
chere wirtschaftliche Basis handelt 
oder nicht. Diese relative Armut von 
Familien ist eine Geisel für Kinder. Das 
verunsichert bis in ihre Lebensführung 
hinein. Zwar gibt es auch die kompe-
tenten armen Eltern, die gelernt haben, 
mit ihrer Situation umzugehen, die ei-

ne sehr gute Haushaltsführung beherr-
schen, die nicht unsouverän geworden 
sind, obwohl sie in einer wirtschaftlich 
engen Situation leben. Das ist jedoch 
eine sehr kleine Gruppe. Die Kommer-
zialisierung des öffentlichen Lebens, 
der Freizeit, von Kleidung, von Ausse-
hen, von materieller Ausstattung zeigt 
da ihre Wirkung. Wenn ein Kind heute 
z. B. kein Mobiltelefon hat, ist es nicht 
mehr Mitglied der Gruppe. Das ist eine 
große Belastung für das Budget der Fa-
milie. Eine alternatives Familienmot-
to würde lauten: Man kann auch ohne 
Handy eine hoch interessante Persön-
lichkeit sein, gut kommunizieren, gut 
in der Schule sein, eine selbständige 
Persönlichkeit; wir bestärken uns ge-
genseitig darin. In dieser Weise gegen 
den Strom zu schwimmen, das ver-
langt allerdings eine ungeheure Dis-
ziplin und Stärke, die nur wenige auf-
bringen.

  : Vermutlich ist da auch der 
Einfl uss der Medien, vor allem Fernse-
hen und Computerspiele, viel zu stark. 
Oder ist es übertrieben, sie als Mit-Er-
zieher zu bezeichnen?

Hurrelmann: Sie sind heute mäch-
tige Mit-Erzieher. Viele Eltern spü-
ren, dass ihr Kind schon mit vier, fünf 
oder sechs Jahren fernsehorientiert ist. 
Das Fernsehen und etwas später auch 
der Personalcomputer setzen mit ih-

ren Unterhaltungsprogrammen zuneh-
mend die Maßstäbe. Das prägt nicht 
nur Inhalt und Form, wie Informatio-
nen aufgenommen werden, sondern 
auch die Bilder und Stile, wie Men-
schen leben; den Eltern behagt das 
möglicherweise überhaupt nicht. Es 
gibt eine kleine Gruppe von Eltern, die 
ihre Kinder daher ganz vom Fernseher 
fernhalten, sie so stark zu machen ver-
suchen, dass sie nicht fernsehen müs-
sen. Ich habe Respekt davor, würde es 

aber nicht empfehlen. Sinnvoller er-
scheint es mir, den dosierten Umgang 
mit dem Medium früh zu lernen, ähn-
lich wie man das später mit Drogen, 
mit Alkohol z. B. auch lernen muss. 
Natürlich kann man abstinent sein, 
aber in unserer Kultur ist das schwie-
rig bei solchen allgemein verbreite-
ten Mustern. Erziehung von Kindern 
ist heute jedenfalls schwieriger als vor 
einer Generation. Denn die Lebensum-
stände sind offener, breiter und viel-
fältiger geworden, es existieren sehr 
viele Miterzieher und den Eltern wird 
eine Menge abverlangt.

  : Diese Herausforderun-
gen lassen sich nicht allein durch ei-
ne bessere fi nanzielle Ausstattung der 
Eltern meistern. Welche Art der Unter-
stützung benötigen Eltern heute?

Hurrelmann: Zwei Drittel der Eltern, 
wenn nicht gar alle benötigen eine Art 
Kompetenztraining, eine Stärkung ih-

rer Kompetenz im Umgang mit den ei-
genen Kindern. Eltern-Schule, Eltern-
Training oder Eltern-Coaching lauten 
die Stichworte. Das ist heute aktueller 
als je zuvor. Es gibt bereits etliche An-
bieter von Elterntrainings und die ha-
ben eine gute Nachfrage. Da scheint 
eine richtige Bewegung zu entstehen. 
Noch müssen Eltern sich die entspre-
chenden Leistungen einkaufen, was 
dazu führt, dass wiederum die armen 
Eltern außen vor bleiben. An dieser 
Stelle bräuchten wir Anreizsysteme 
und fi nanzielle Unterstützung, damit 
auch die bedient werden, die es be-
sonders benötigen. Der Kindergarten-
platz könnte z. B. an den Besuch einer 
bestimmten Anzahl von Elternaben-
den geknüpft sein, bei denen über Er-
ziehungsfragen gesprochen oder ein 
übereinstimmender Umgang mit den 
Kindern abgesprochen wird.

 Viele vier-, fünf-
jährige Kinder sind bereits 
 fernsehorientiert

 Eltern brauchen Kompe-
tenztraining und Beratung 
in Erziehungsfragen
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  : Ein wichtiges Erziehungs-
thema ist der Umgang mit Gewalt. In 
Ihren Studien hat das Gewaltthema im-
mer wieder eine Rolle gespielt. Was sa-
gen Ihre Untersuchungen zur erlebten 
und selbst praktisierten Gewalttätig-
keit bei Kindern und Jugendlichen? 
Wo wird gewalttätiges Verhalten er-
lernt? Aus den Medien, von Gleichalt-
rigen oder doch eher in der Familie?

Hurrelmann: Wir haben in der Tat 
viele unakzeptable Ausprägungen 
von Aggressionen bei Kindern. Ich 
formuliere das so, weil Aggressionen 
zunächst ganz natürlich sind. Jeder 
Mensch hat sein Aggressionspoten-
tial, es ist zugleich Antriebspotential. 
Werden allerdings bestimmte, kulturell 
defi nierte Grenzen überschritten, spre-
chen wir von Gewalt, die dann nicht 
mehr akzeptabel ist. Wir sind heute 
sensibler gegenüber Aggressionen als 
noch vor einer Generation. Wir spre-
chen schneller von Gewalt als vor 30 
Jahren, z. B. wird auch psychische oder 
verbale Gewalt eher als solche identifi -
ziert. Diese Sensibilisierung gegenüber 
den unakzeptablen Aggressionsformen 
in breiten Schichten der Bevölkerung 
ist begrüßenswert. Sie könnte jedoch 
mit dazu beitragen, dass wir heute 
das Gewaltpotential von Kindern et-
was höher einschätzen, als man das 
vor 30 Jahren bei gleicher Situation 
getan hätte.

  : Das ganze Gerede über ei-
ne wachsende Gewaltbereitschaft unter 
Kindern und Jugendlichen, über här-
teres und lustvolleres Verprügeln von 
ohnehin Schwachen, zum Teil noch um 
entsprechende Handy-Aufnahmen zu 
„produzieren“, das wäre demnach al-
les Panikmache?

Hurrelmann: Das ist nicht meine Aus-
sage. Es deutet durchaus vieles darauf-
hin, dass Aggressionen bei Kindern 
zugenommen haben, weil der Ent-
wicklungsdruck sehr hoch geworden 
ist. Den Eltern gelingt es häufi g nicht, 
das Kind in eine feste Bindung, in ein 

festes Regelsystem einzubeziehen. Es 
werden keine klaren Umgangsformen 
in der Familie defi niert, keine Sanktio-
nen, wenn Regeln gebrochen werden, 
kein vernünftiges Strafen. Das macht 
die Kinder unruhig. Sie erhalten zu-
dem nicht das Ausmaß von Anerken-
nung und Wertschätzung, das sie be-
nötigen. Das kann vor allem bei den 
männlichen Kindern zu körperlicher 
Aggression führen. Da haben wir ein 
Anwachsen in den letzten Jahren. Das 
geht auf das Konto der Familien. In 
den Medien, aber auch in ihrer Umwelt 
erleben sie, dass Gewalt eine Form des 
Umgangs miteinander ist. Die Medien 
sind aber nicht ursächlich für Gewalt-
Handlungen und für unakzeptable Ag-
gressionen.

  : Gleichwohl wird immer 
wieder der Vorschlag in die Diskus-
sion eingebracht, extreme Darstellun-
gen von Gewalt in den Medien, etwa 
in Computerspielen, zu verbieten. Hal-
ten Sie das für unangebracht?

Hurrelmann: Über ein Verbot lässt 
sich durchaus reden, denn es ist ja für 
unsere Kultur eine problematische Si-
tuation, dass schon Kinder Zugang zu 
solchen Spielen haben, in denen sie 
sich beweisen können, indem sie ande-
re Menschen töten. Zunächst virtuell, 
als Spiel, aber wir haben ja an schlim-
men Beispielen gesehen, dass diese 
Virtualität in die Realität übersprin-
gen kann. Sieht man jedoch genauer 
hin, ist zu erkennen: Die Ursache lag 

nicht in der Nutzung des Gewaltspiels, 
sondern in einer gestörten Persönlich-
keit, die in einer bestimmten familiä-
ren Situation entstanden ist. Mit Hilfe 
der Medien kommt das Training, sich 
gewalttätig zu verhalten hinzu; von 
den betroffenen Jugendlichen wur-
de diese Möglichkeit geradezu aufge-

sogen, weil sie der vorhandenen Ge-
waltneigung entgegen kam. Es wäre 
günstig, wenn der Zugang zu die-
sen Medien schwieriger würde, wenn 
es uns gelingen könnte, dass weni-
ger Kinder diesem schädlichen Ein-
fl uss ausgesetzt wären. Nur zu ver-
bieten und sich dann zurückzulehnen 
und zu sagen, wir haben es verboten, 
ist jedenfalls keine Lösung. Denn der 
Zugang bleibt bestehen, auch wenn 
ein Angebot verboten ist. Wir kennen 
es von illegalen Drogen. Ziel ist es, 
diese extremen Gewaltspiele und Ge-
waltfi lme zu ächten, auch im Bewusst-
sein der Jugendlichen. Das ist eher ei-
ne Kommunikationsaufgabe.

  : Eine Aufgabe, mit der die 
Familien anscheinend überfordert 
sind. In einer aktuellen UNESCO-Stu-
die heißt es, dass in deutschen Fami-
lien besonders wenig kommuniziert 
wird. Stimmt die Untersuchung mit 
Ihren Erkenntnissen überein? Und wo 
liegen die Hauptursachen für die Ver-
armung der familieninternen Kommu-
nikation?

Hurrelmann: Für diese UNESCO-Kin-
derstudie wurden Ergebnisse aus ver-
schiedenen bereits vorliegenden Stu-
dien zusammengespannt und dann im 
Gesamtbild ausgewertet. Da sind im 
Übrigen Daten auch von unseren Stu-
dien, die wir hier im Auftrag der Welt-
gesundheitsorganisation für Deutsch-
land machen, mitverarbeitet. Dieses 
eine Datum, auf das Sie anspielen, 
stammt allerdings aus einer anderen 
Quelle. Es ist sicher eine solide Studie, 
doch dieser eine Befund hat auch mich 
überrascht. Er beißt sich etwas mit un-
serem Befund, nach dem Eltern und 
Kinder heute ein sehr gutes Einverneh-
men miteinander haben. Meine Vermu-
tung ist, dass es mit der in Deutschland 
üblichen Halbtagsschule zu tun hat: 
Die Kinder sind längst zuhause und mit 
eigenen Dingen beschäftigt, wenn die 
Eltern von der Arbeit kommen und ih-
re häuslichen Tätigkeiten aufnehmen. 
So bewegen sich beide auch zuhause 

 Gewaltspiele und 
 Gewaltfi lme zu ächten, 
das ist eine Kommunika-
tionsaufgabe
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zum Teil in getrennten Welten. Überra-
schend ist dieses widersprüchliche Er-
gebnis trotzdem; es reizt mich, das ein-
mal genauer zu untersuchen.

  : Beim Thema Familien-
kommunikation muss man vermutlich 
deutlich zwischen Müttern und Vätern 
unterscheiden. Welchen zeitlichen An-
teil und welche Bedeutung haben da-
bei die Väter?

Hurrelmann: In etwa 20% der Fami-
lien ist nur ein Elternteil verfügbar und 
tatsächlich anwesend, meistens ist es 
die Mutter. Nach gut abgesicherten 
Studien umfasst aber auch ansonsten 
die Zeit, die die Väter für die Familie 

aufwenden, nur etwa ein Zehntel des-
sen, was die Mütter investieren. Den-
noch ist die Väter-Zeit für die Kinder 
unheimlich wichtig, weil Väter andere 
Impulse setzen als die Mütter. Beides 
wird vom Kind benötigt, die etwas 
herausfordernden, zugespitzten, leis-
tungsorientierten Anregungen der Vä-
ter und die stärker auf soziale Inte-
gration, auf Zugehörigkeit zielenden 
Initiativen der Mütter. Der Mangel an 
männlichen Impulsen ist auch ein Pro-
blem in der öffentlichen Erziehung. In 
Kindergärten und in Schulen ist et-
wa 90% des Personals weiblich. Vor 
allem den männlichen Kindern fehlen 
die konkreten Vorbilder. Die müssen 
sie sich aus den Medien nehmen. Des-
halb kommt es zu solchen klischee-
haften Vorstellungen. Der Cowboy ist 
so ein Bild vom Mann, ein Cowboy 
kann aber in einer heutigen Großstadt 
nicht leben. Wir müssen uns um mehr 
männliche Erzieher für Kindergärten 
und Schule bemühen.

  : Durch die jetzige Konstel-
lation werden demnach vor allem die 
Jungen defi zitär erzogen, während die 
weitgehende Abwesenheit von männ-

lichen Erziehern für die Mädchen we-
niger problematisch ist?

Hurrelmann: Wir haben in der Shell-
Jugendstudie wieder deutlich gesehen, 
dass die Mädchen inzwischen leis-
tungsstärker sind. Sie haben die Jungs 
überholt beim Abiturabschluss, bei den 
mittleren Abschlüssen und die Sche-
re geht noch weiter auseinander. Das 
könnte damit zu tun haben, dass den 
Jungs die Vorbilder fehlen, die kon-
kreten lebbaren Muster, wie sie sich 
z. B. mit Konfl ikten auseinandersetzen. 
Sie lassen sich zum Teil zurück fal-
len auf ein traditionelles Männerbild, 
das aber heute kaum noch lebbar ist. 
Nach dem Motto: Ich bin der, der so-
wieso einen Beruf kriegt und ich hol 
mir dann später noch eine Frau da-
zu, die macht Haushalt und Erziehung. 
Viele Jungen fl üchten sich heute hilf-
los in solche Bilder, während man den 
Mädchen, den jungen Frauen durchaus 
anmerkt, dass es eine kritische Eman-
zipationsbewegung gegeben hat. Die 
stellen sich den veränderten Anfor-
derungen sehr viel häufi ger. Den jun-
gen Männern fehlt häufi g das Empa-
thievermögen, es fehlt die Selbstkritik; 
sie überschätzen ihre Leistungen, auch 
ihre persönliche Stärke, sie brechen 
schnell ein bei Konfl ikten, bei Belas-
tungen, bei Leistungsversagen. Sie ge-
hen dann vorschnell aus dem Feld oder 
sie werden aggressiv oder gar krimi-
nell; manche agieren fremdenfeind-
lich, suchen Sündenböcke dafür, dass 
es ihnen so schlecht geht. Es gibt heute 
eine große Gruppe von jungen Män-
nern, nach den Ergebnissen der Shell-
Studie sind es ca. 15%, die uns Sorge 
machen müssen. Die sind abgehängt, 
können nicht mithalten in der moder-
nen Gesellschaft.

  : Migrantenfamilien haben 
häufi g mehrere oder gar viele Kinder. 
Von außen gesehen scheint der Fami-
lienzusammenhalt stärker zu sein als 
in deutschen Familien, die Kommuni-
kation innerhalb der Familie ist mög-
licherweise umfangreicher. Wie beur-

teilen Sie die Situation der Kinder und 
Jugendlichen aus diesen Familien? 
Können wir von ihnen gar lernen für 
eine kinderfreundlichere Kultur?

Hurrelmann: Verschiedene Studien 
belegen: Die Familien haben Probleme 
mit unserer hoch entwickelten Gesell-
schaft, die Kinder zeigen große Leis-
tungsdefi zite, sie haben dringenden 
Nachholbedarf, angefangen von den 
Sprachfähigkeiten, über viele andere 
Kompetenzbereiche wie z. B. soziale 
Verantwortungsfähigkeit, bis zur not-
wendigen, bei uns üblichen Selbstän-
digkeit von Kinder. Zwar erleben sie 
eine Familiensolidarität, einen emo-
tionalen Zusammenhalt zwischen Ver-
wandten, wie das in deutschen Fami-
lien nur noch selten zu fi nden ist. Doch 
es hat ja seine Gründe, wirtschaftliche 
und kulturelle, dass sich die traditio-
nellen Familienmuster bei uns nicht 
gehalten haben. Andere Lebenspers-
pektiven, eine stärkere Individualisie-
rung, mehr Freiheitsräume für jeden 
einzelnen – das genießen die Menschen 
in modernen Gesellschaften. Migran-
ten holen diese Emanzipationsprozesse 
innerhalb von kurzer Zeit nach, wenn 
sie sich denn einigermaßen integrieren 
können und dürfen. Gelingt das nicht 
oder wird ihre Integration nicht zuge-
lassen, dann kommt es zur Abkapse-
lung, einschließlich des Festhaltens an 
traditionellen Familienkulturen. Das 
bringt aber weder der aufnehmenden 
Gesellschaft, noch diesen Migranten-
familien irgendwelche Vorteile. Daher 
ist es richtig, die Weichen auch in der 
Politik endlich in Richtung einer kon-
sequenten Integration zu stellen.

  : Verbinden Sie damit auch 
eine Absage an jede Vision, aus kon-
servativ-kirchlichen Kreisen etwa, von 
Familien mit mehreren Kindern, die 
den Familienzusammenhalt in tradi-
tioneller Weise pfl egen und zugleich 
auf der Höhe der Zeit leben wollen?

Hurrelmann: Das ist eine spannende 
Frage. Wie könnte das gelingen: Ein 

 Die Jungen erleben 
kaum realistische 
 männliche Vorbilder
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Modelle zu fi nden. Es gibt auch in einer 
berufsintensiven Welt weit mehr Mög-
lichkeiten, als die zur Zeit praktizier-
ten. Daher sind die Wahlmöglichkeiten 
für die Eltern und ihre Kinder heute 
doch sehr begrenzt. Nehmen wir das 
Beispiel Betriebskindergarten. Wenn es 
die häufi ger gäbe, wäre viel gewon-
nen. Wenn ich weiß, ich muss hier in 
der Universität arbeiten, meine Kinder 
sind 100 m weiter im Betriebskinder-
garten der Universität, das ist doch un-
heimlich erleichternd für beide Teile. 
Man ist im Notfall schnell zur Stelle, 
man hat dieses beruhigende Kinder-
nähe-Gespür, obwohl sich beide doch 
an ihrem ganz unterschiedlichen Platz 
befi nden. Eine andere Option könnte 
die Tagesmutter, der Tagesvater sein, 
wenn ich mich dabei wohl fühle. Oder 
ich hole mir jemanden ins Haus, wenn 
das bezahlbar ist. Vielleicht geht das in 
der Großfamilie oder wenn sich mehre-
re Familien zusammentun. Dazu gehört 
selbstverständlich auch die berufl iche 
Seite. So wäre es aufgrund der moder-
nen Kommunikationsmedien durchaus 
möglich, den Vätern und Müttern mehr 
Möglichkeiten zur Heimarbeit zu ge-
ben, so dass sie in der Nähe der Kinder 
bleiben und auch mal zwischendurch 
für eine Stunde Kinderdienst überneh-
men können.

  : Sehen Sie denn in der ak-
tuellen politischen Diskussion Ansätze, 
die notwendigen Rahmenbedingungen 
zur Realisierung solcher „Fantasien“ 
zu schaffen?

Hurrelmann: Ich begrüße es, dass end-
lich eine breite Diskussion in Gang ge-
kommen ist. Leider geht das wie im-
mer zuerst über Finanzfragen oder 

intensives Familienleben, mehr als 
ein Kind, langfristige Verzahnungen 
im weiteren Familiensystem, eine 
verlässliche Verwandtschaftssolida-
rität; Männer und Frauen sollen da-
bei gleichzeitig berufstätig sein kön-
nen, man schottet sich auch nicht ab 
von den besprochenen Tendenzen zur 
weitgehenden Kommerzialisierung 
und Medialisierung der Welt; man lebt 
in dieser Welt, hat aber seine Heimat 
in einer weitläufi gen Familienkonstel-
lation. Grundsätzlich dürfte das mög-
lich sein. Aber es gibt Engpässe, bei 
der einheitlichen Lebenskonzeption, 
bei den räumlichen Gegebenheiten, 
der Wohnsituation, aber auch durch 
die Mobilitätsanforderungen der mo-
dernen Berufswelt. Die große Familie 
dürfte über kurz oder lang verstreut 
sein, vielleicht sogar weltweit. Die 
Herausforderung bestünde darin, den 
Zusammenhalt auch über weite Ent-
fernungen hinweg zu wahren, etwa 
durch regelmäßige Zusammenkünf-
te, die der Beziehungspfl ege dienen, 
durch Nutzung der modernen Kom-
munikationsmedien usw. Die Chance, 
als große Familie räumlich eng zu-
sammen zu leben ist jedenfalls rela-
tiv gering. Es sei denn, man hat ei-
ne eigenes Familienunternehmen, sei 
es ein landwirtschaftliches oder ein 
sonstiges, in dem alle arbeiten und 
ihr Geld verdienen können. Bei vielen 
Migrantenfamilien ist das übrigens zu 
beobachten, dass sie die Selbständig-
keit suchen, die es ihnen eher gestat-
tet, das traditionelle Familienleben 
weiterzuführen.

  : Für die ganz überwiegende 
Mehrzahl der Familien scheint das je-
denfalls kein realistisches Modell zu 
sein. Wie könnte für sie eine Zukunft 
mit Kindern anders, besser aussehen 
als heute?

Hurrelmann: Bisher wird zu wenig 
Fantasie darauf verwandt, geeignete 

Klaus Hurrelmann (geb. 1944), Dr. rer. 
soc., verheiratet, drei Kinder; Studium 
der Soziologie, Psychologie und Päda-
gogik in Freiburg, Berkley (USA) Müns-
ter; seit 1980 Professor für Sozial- und 
Gesundheitswissenschaften in Biele-
feld; Gastprofessuren in New York und 
in Los Angeles; Leiter des Collaborating 
Center for Health in Children and Ado-
lescents (HBSC) der Weltgesundheitsor-
ganisation (WHO); aktuelle Buchveröf-
fentlichungen: Gewalt an Schulen. 
Pädagogische Antworten auf eine so-
ziale Krise (mit H. Bründel), Weinheim 
2007; Kinder stark machen für das Le-
ben. Herzenswärme, Freiräume, klare 
Regeln (mit Gerlinde Unverzagt), Frei-
burg 2007.
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über Fragen der Demographie. Aber 
zum Glück öffnet sich die Diskussion 
ja allmählich hin zu den eigentlichen 
Fragen, nämlich zur Lebensgestal-
tung und Sicherung von Lebensquali-
tät von Eltern und Kindern. Das sollte 
im Zentrum aller Überlegungen ste-
hen. Die Eltern haben sich ja für Kin-
der entschieden, sie lieben ihre Kin-
der. Das ist eine ganz starke Ressource, 
die kann man gar nicht in öffentlichen 
Strukturen abbilden. Die Eltern brau-
chen staatlicherseits eine Stärkung und 
evtl. Schulung ihrer Erziehungskom-
petenz sowie unterstützende und er-
gänzende Einrichtungen. Zumindest in 
den ersten zehn, fünfzehn Jahren des 
Kindes sollten die Eltern Schlüssel für 
alle Erziehungsprozesse bleiben. Da-
nach kann sich das verändern, weil 
die Kinder heute doch sehr viel frü-
her selbstständig werden. Daraufhin 
sollten Geldströme sowie rechtliche 
und organisatorische Strukturen jus-
tiert werden.

Das Gespräch führte 
Richard Geisen

 Es gibt Chancen, 
Beruf und ein starkes 
 Familienleben miteinander 
zu verbinden
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BerichteMenschenbilder: 
Anfang oder Abbruch der 
ethischen Refl exion?
6. Workshop Ethik in der Evangelischen 
Akademie Arnoldshain

Bezüge auf das ‚Wesen‘, auf die ‚Na-
tur‘, auf ein ‚Bild‘ des Menschen gelten 
im ethischen Diskurs der Gegenwart 
als prinzipiell fragwürdig. Anthropo-
logische Rekurse stehen in normati-
ven Zusammenhängen unter Natur-
rechts- und Essentialismusverdacht; 
und Essentialismus ist „a dirty word 
at the academy“ (Martha Nussbaum). 
Entsprechend gilt die strikte Zurück-
haltung gegenüber anthropologischen 
Annahmen und ihrer Integration in 
ethische Konzeptionen als Grundbe-
dingung des von neokantianischen, 
neokontraktualistischen und diskur-
sethischen Konzeptionen dominierten 
politisch-philosophischen Mainstream; 
dem „Faktum der Pluralität“ (John 
Rawls) widerspreche die Einbeziehung 
eines Menschenbildes, weil ein solches 
immer ein bestimmtes und damit par-
tikulares Menschenbild sei. Aus zwei 
Gründen scheint der Konsens jedoch 
zu erodieren: Erstens weil Fragen der 
Bedingungen des Menschseins in den 
aktuellen ethischen Grundlagen- und 
Anwendungdiskursen zunehmend re-
levant erscheinen; zweitens weil nor-
mative Theorien, die dem Anspruch 
nach ohne anthropologischen Rekurs 
auskommen, häufi g implizit eben doch 
eine Anthropologie zugrunde legen.

Dies wurde in den Referaten und 
Diskussionen des Workshop Ethik 
deutlich, der vom 5. bis 7. März 2007 
zum sechsten Mal gemeinsam von der 
Evangelischen Akademie Arnoldshain, 
dem Akademischen Zentrum Rabanus 
Maurus, dem Nell-Breuning-Institut 
der Hochschule Sankt Georgen und 
dem Forschungsinstitut für Philoso-
phie Hannover unter dem Titel Men-
schenbilder – Anfang oder Abbruch 
der ethischen Refl exion in Arnolds-
hain durchgeführt wurde. Die These, 
dass Menschenbilder die Grundlage je-

des ethischen Nachdenkens bildeten, 
entfaltete Roland Kipke (Berlin) in sei-
nem Referat über Menschenbilder in 
der Bioethik. Einerseits wiesen ethische 
Konzeptionen, die beanspruchen, frei 
von jeder Art von Menschenbild zu 
sein, einen ‚blinden Fleck‘ auf; ande-
rerseits aber ersetze vor allem im Rah-
men öffentlicher ethischer Diskurse der 
Rekurs auf ein diffuses Menschenbild 
eine rationale Argumentation. Kipke 
erläuterte das anhand seiner Arbeit in 
der Bundestags-Enquetekommission 
Recht und Ethik der modernen Medi-
zin, näherhin an den Beispielen der 
Auseinanderstzung um das embryo-
nale Lebensrecht und um das so ge-
nannte Neuro-Enhancement1. Kritisiert 
wurde dabei vor allem, dass Bezüge 
zu einem Menschenbild entweder nicht 
refl ektiert oder nicht offengelegt wür-
den, während Kipke selbst durchaus 
die These der Abhängigkeit ethischer 
von anthropologischen Überlegungen 
vertrat. In Bezug auf ähnliche Anwen-
dungsprobleme und allgemein im Hin-
blick auf die mögliche technische ‚Ver-
besserung‘ des Menschen verwies auch 
Armin Grunwald (Heidelberg) auf die 
zentrale Rolle von Menschenbildern 
für das Selbstverständnis des Men-
schen und für die darauf aufbauende 
ethische Argumentation.

Bereits in seinem Eröffnungsvor-
trag hatte allerdings Christian Thies 
(Hannover) die gravierenden Pro-
bleme der Einbeziehung der anthro-
pologischen Dimension in die Ethik 
erläutert, die vor allem in der Kombi-
nation von deskriptiven mit präskrip-
tiven Aussagen verborgen seien (vgl. 
auch die Literaturempfehlung). Poin-

1  Medikamentöse Maßnahmen zur ge-
zielten Verbesserung geistiger Fähigkeiten 
oder physischer Befi ndlichkeiten bei Ge-
sunden.

tiert forderte Thies deshalb zunächst 
eine strikte anthropologische Enthalt-
samkeit der Ethik – eine Position, die er 
später freilich relativierte. Eine solche 
anthropologische Enthaltsamkeit kön-
ne nicht eingehalten werden und wer-
de im Übrigen auch in – dem Anspruch 
nach – rein formalen moralphiloso-
phischen Konzeptionen nicht eingehal-
ten, wo anthropologische Annahmen 
vielfach als rational nicht eingeholte, 
vielleicht auch nicht einholbare Voran-
nahmen mitliefen. Entsprechend dieser 
differenzierten Diagnose von Thies er-
läuterte Heike Baranzke (Bonn) unter-
schiedliche anthropologische Perspek-
tiven der Ethik Immanuel Kants. Zwar 
habe dieser ausdrücklich seine formale 
Konzeption von empirischen Annah-
men befreien wollen, so dass die An-
thropologie ganz sicher nicht mehr der 
‚Anfang‘ ethischer Refl exion sein dür-
fe. Doch könne anhand einer Reihe von 
Anhaltspunkten gezeigt werden, dass 
Kant keineswegs gänzlich ‚anthropo-
logiefrei‘ argumentiere: So integriere 
Kant etwa die leibliche Verletzlichkeit 
des Menschen als anthropologische 
Annahme in seine ‚Tugendlehre‘. In 
diesem Sinne vertrat auch Ian Kap-
low (Hannover / Berlin) eine ‚gemä-
ßigte‘ neokantianische Position der 
Abwägung zwischen der grundsätz-
lichen Abwendung der neuzeitlichen 
Ethik von einem anthropologischen 
Ausgangspunkt einerseits und ihrer 
bleibenden Verwiesenheit auf anthro-
pologische Bezüge andererseits. Dabei 
verwies er einerseits ebenfalls darauf, 
dass Kant selbst auf Menschenbilder 
Rekurs nehme und insistierte ande-
rerseits, dass bei diesem Rekurs Vor-
sicht und Zurückhaltung geboten sei: 
‚Kant statt Nussbaum‘ lautete des-
halb seine These, die vor allem ge-
tragen war von der Befürchtung, dass 
der Rekurs auf ein bestimmtes Men-
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schenbild leicht zur Intoleranz füh-
ren könnte. – Welches Menschenbild 
solle denn das richtige sein, an dem 
sich alle orientieren müssten? Die Ge-
genposition – ‚Nussbaum statt Kant‘ – 
wurde vor allem von Katja Winkler 
(Bamberg / Mainz) vetreten. Allerdings 
unterschied sich bereits ihre Darstel-
lung des Capabilities approach deut-
lich von jener Kaplows, indem sie vor 
allem auf Nussbaums Differenzierung 
von externalistischem und internalisti-
schem anthropologischen Rekurs hin-
wies. Nussbaum selbst vetrete – anders 
als meistens unterstellt wird – gera-
de keine (externalistische) Vorstellung 
von der möglichen Erkenntnis einer 
‚ontologischen Natur‘ des Menschen, 
sondern entwickle ihre Kategorie der 
‚Grundfähigkeiten‘ auf der Grund-
lage einer bewusst vage gehaltenen 
Annäherung an gewisse unbeliebige 
Grundbedingungen des Menschseins 
(Körperlichkeit, Sozialität, Refl exi-
onsfähigkeit etc.). Diese leite sie (in-
ternalistisch) aus der Selbstinterpreta-
tion des Menschseins durch Menschen 
her, von der sie freilich annehme, dass 
sie in unterschiedlichen historischen 
und kulturellen Kontexten eine ge-
wisse Kontinuität und Übereinstim-
mung aufweist.

Ähnlich wie Winkler plädierte auch 
Christian Spieß (Münster) für die of-
fene Einbeziehung anthropologischer 
Annahmen in die ethische Argumen-
tation. Dabei beschränkte er sich auf 
die These, dass Menschen zur Aus-
bildung einer positiven Selbstbezie-
hung auf die Anerkennung durch 
andere Menschen angewiesen seien, 
und zwar im Rahmen von Verhältnis-
sen emotionaler Zuneigung (Partner-
schaft, Liebe, Freundschaft) ebenso wie 
im Rahmen der gegenseitigen Achtung 
als zurechnungsfähige Rechtssubjekte 
(in den Institutionen des freiheitlichen 
Rechtsstaats) und insbesondere auch 
im Rahmen von Verhältnissen gesell-
schaftlich vermittelter sozialer Wert-
schätzung (etwa in stabilen sozial-
staatlichen Institutionen). Auch Ulrike 
Wagener (Freiburg) verwies auf die Un-

zulänglichkeit der Herleitung des Men-
schenwürdebegriffs aus einem bloß 
formalen Begründungspostulat, wo-
bei sie mit ihren rechtsethischen Aus-
führungen an Avishai Margalits Kon-
zeption der decent society anschloss. 
Menschenwürde könne nicht allein im 
Kontext individueller Autonomieerfah-
rung bestimmt werden, sondern müsse 
die anthropologische Polarität von In-
dividualität und Sozialität berücksich-
tigen. Menschenwürde könne demnach 
entweder durch den hervorgerufenen 
Verlust der Selbstbestimmung bzw. 
-kontrolle verletzt werden oder aber 
durch die faktische Exklusion von 
Menschen aus der Gemeinschaft der 
Mitmenschen. Diese Differenzierung 
entspreche der Unterscheidung eines 
rein an der Realisierung der Autono-
mie orientierten Würdebegriffs (wo-
nach als ‚menschenwürdig‘ genau das 
zu gelten habe, was im Rahmen auto-
nomer Entscheidungen gewählt werde) 
und eines in einem gewissen Umfang 
objektiv bestimmbaren Würdebegriffs 
(wonach auch Phänomene als men-
schenunwürdig klassifi ziert werden 
könnten, die aus autonomen Entschei-
dungen der jeweils Betroffenen resul-
tierten – beispielsweise die Beteiligung 
von kleinwüchsigen Menschen an so 
genannten ‚Zwergenweitwurf ‘-Veran-
staltungen, die Wagener als besonders 
drastisches Beispiel nannte).

Nicht der Frage ob, sondern der 
Frage wie Menschenbilder in norma-
tiven Zusammenhängen thematisiert 
werden können, ging Eilert Herms 
(Tübingen) nach, wobei er – im Grun-
de als einziger Redner – eine dezidiert 
theologische Argumentation wählte. 
Wenn eine solche – eindeutig in ei-
nen weltanschaulichen Kontext einge-
bundene – Anthropologie im Rahmen 
weltanschaulich pluraler Diskurskon-
stellationen vertreten werden solle, 
setze dies die Anerkennung der Par-
tikularität der je eigenen wie aller an-
deren Perspektiven voraus. Das Mo-
ralische gehe dann aus dem Prozess 
der Selbsttranszendierung der Men-
schenbilder hervor, die als Prozess 

der menschlichen Selbstrefl exion im-
mer kritisierbar und partikular bleibe. 
Dies vorausgesetzt, konnte Herms die 
konstitutive Bedeutung eines Gottes-
bezugs im Rahmen einer theologischen 
Antropologie erläutern.

Die Kontextgebundenheit (philo-
sophisch-)anthropologischer Über-
legungen führte auch Birgit Weiler 
(Frankfurt a. M.) vor Augen, indem sie 
die Interpretation des Verhältnisses von 
Mensch und Natur bei den im Amazo-
nasgebiet Perus lebenden Ethnien der 
Aguaruna und Huambisa vorstellte: Der 
Mensch werde als Teil eines großen Le-
bensnetzes verstanden, stehe der natür-
lichen Umwelt also nicht ‚gegenüber‘, 
wie es sonst häufi g interpretiert werde. 
Dieses integrative Mensch-Natur-Ver-
ständnis halte möglicherweise auch für 
unseren europäisch-westlichen Kon-
text – etwa für eine ökologische Ethik 
– wichtige Impulse bereit.

Andrea Günter vertrat die The-
se „Ethik ist Anthropologie“. Katha-
rina Eberlein setzte sich mit der Fra-
ge auseinander, inwieweit das Postulat 
der Trennung deskriptiver und norma-
tiver Aussagen überhaupt plausibel 
und durchzuhalten sei und ob dieses 
Postulat seinerseits normativen oder 
deskriptiven Charakter habe. Anhand 
eines Vergleichs der entsprechenden 
Einlassungen von Theodor W. Ador-
no einerseits und Karl Barth anderer-
seits erläuterte sie die Verschränktheit 
von Norm und Empirie im Menschen-
bild. Dieses sei gewissermaßen der Ort 
der Vermittlung von ethischen und de-
skriptiven Überlegungen und das ent-
scheidende Problem sei, wie diese 
Vermittlung im Menschenbild gelin-
gen könne. Dass diese Problemstellung 
gerade im Anschluss an Barth und Ad-
orno ein außerordentlich anspruchs-
volles Forschungsprogramm erfordert, 
liegt auf der Hand.

Es ist das Verdienst von Christoph 
Kalb (Hannover), in seinem Abschluss-
vortrag die unterschiedlichen Perspek-
tiven der Vorträge der Tagung in der 
Forschungslandschaft verortet und so 
eine verbindende gemeinsame Frage-
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stellung deutlich hervorgehoben zu 
haben.

Für die christliche Sozialethik stellt 
sich vor allem die Frage, inwieweit ein 
anthropologischer Rekurs sinnvoll und 
notwendig ist, um zu inhaltlich rele-
vanten Aussagen über die Legitimation 
und Gestaltung von Institutionen des 
Zusammenlebens zu gelangen. Nach 
der – in Folge des Endes der neuscho-
lastischen Epoche völlig angemes-
senen – anthropologischen Abstinenz 
scheint es gegenwärtig in der Sozial-
ethik eine gewisse Renaissance der An-
thropologie zu geben. Das wird nicht 
nur dort deutlich, wo ausdrücklich 
materiale Ethiken (etwa in der aris-
totelischen Tradition) vertreten wer-
den, sondern auch dort, wo formale 
Ethiken weit weniger strikt ‚anthropo-
logiefrei‘ interpretiert werden, als das 
in der neokantianischen, neokontrak-
tualistischen und diskursethischen Or-
thodoxie lange Zeit der Fall war.

Literaturempfehlung zum Thema: 
Christian Thies, Einführung in die phi-
losophische Anthropologie, Darmstadt: 
WBG 2004.

Christian Spieß

Menschenrecht auf Bildung
Symposium in der Akademie Caritas-
Pirckheimer-Haus Nürnberg

Unter dem Titel „Das Menschenrecht 
auf Bildung“ hat der Bamberger Lehr-
stuhl für Christliche Soziallehre und 
Allgemeine Religionssoziologie in Ko-
operation mit dem Forschungsinsti-
tut für Philosophie Hannover (FIPH) 
im März 2006 ein von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft (DFG) geför-
dertes Projekt zu zentralen Fragen der 
Bildungsgerechtigkeit begonnen. Erste 
Ergebnisse wurden im Januar auf dem 
Nürnberger Symposium vorgestellt. 
Das Projekt schließt eine Forschungs-
lücke innerhalb der Christlichen So-
zialethik, die sich bisher erstaunlich 
wenig mit dem Thema Bildung be-
schäftigt hat.

„Bildung ist ein, wenn nicht der 
entscheidende Schlüssel zu gesell-
schaftlicher Beteiligung“ betonte Pro-
jektleiterin Marianne Heimbach-Steins 
(Bamberg) in ihrem Eröffnungsvortrag. 
Das Recht auf Bildung sei eine wich-
tige Voraussetzung, um andere Rech-
te in Anspruch nehmen zu können. 
Katja Neuhoff, Mitarbeiterin des Pro-
jekts am FIPH, erläuterte, dass es aus 
menschenrechtlicher Perspektive dabei 
nicht nur darauf ankomme, dass Bil-
dungsangebote ausreichend zur Ver-
fügung stehen und allgemein zugäng-
lich sind. Sie müssten auch inhaltlich 
bestimmten Qualitätsmaßstäben ge-
nügen.

Axel Bernd Kunze (Bamberg) erläu-
terte, warum Bildung für die Subjekt-
werdung des Menschen unverzichtbar 
sei: „Selbstbestimmung setzt die Frei-
heit voraus, sich zum eigenen Wol-
len, Erkennen und Tun in ein wer-
tendes Verhältnis setzen zu können.“ 
Ohne Bildung werde diese Freiheit im 
Denken und Handeln, auf die auch 
die demokratische Gesellschaft unver-
zichtbar angewiesen sei, nicht zu errei-
chen sein. Deutlich machte Kunze aber 
auch, dass Bildung ohne aktiven Voll-
zug nicht gelingen könne: „Diese Ver-
antwortlichkeit beim Schüler zu we-
cken und zu fördern, ist eine wichtige 
Erziehungsaufgabe der Schule.“

„Die Menschenwürde ist unverre-
chenbar“, bekräftigte Heiner Biele-
feldt (Berlin) noch einmal in einem 
anschließenden Korreferat. Daher dür-
fe niemand von Bildung ausgeschlos-
sen werden. Die Schulpfl icht gebe dem 
einzelnen Kind oder Jugendlichen, so 
der Direktor des Deutschen Instituts für 
Menschenrechte weiter, die Möglich-
keit, sein Recht auf Bildung notfalls 
auch gegen die eigenen Eltern durch-
zusetzen.

Besondere Herausforderungen stel-
len sich im Blick auf Migrantinnen 
und Migranten, die in Deutschland 
ihr Recht auf Bildung oft nur unzu-
reichend verwirklichen können. Wie 
diese Situation verbessert werden 
kann, diskutierten im Rahmen einer 

öffentlichen Podiumsdiskussion un-
ter Leitung von Marianne Heimbach-
Steins Vertreter aus Wissenschaft, Ver-
waltung und Menschenrechtsarbeit.

Michael Griesbeck, Vizepräsident 
im Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge, betonte, dass durch ver-
mehrte Integrationsanstrengungen im 
Bildungsbereich viele spätere soziale 
Probleme vermieden werden könnten. 
Wie dies konkret gelingen kann, zeigte 
Hans Hesselmann, Leiter des Men-
schenrechtsbüros der Stadt Nürnberg, 
anhand von zwei lokalen Pilotpro-
jekten, die auf stärkere Vernetzung 
aller Beteiligten setzen: Durch Stadt-
teilarbeit könnten Eltern stärker zur 
Übernahme von Bildungsverantwor-
tung befähigt werden; von einer eigens 
eingerichteten Koordinierungsstelle, 
die zwischen Schule, Berufsberatung 
und Betrieben vermitteln soll, erhof-
fe man sich, Nürnberger Hauptschü-
lern bessere Ausbildungschancen zu 
geben. Katja Neuhoff machte deut-
lich, dass Schüler mit Migrationshin-
tergrund nicht allein als „Problemfäl-
le“ betrachtet werden sollten. Vielmehr 
sei es wichtig, auch deren besondere 
Ressourcen – beispielsweise ihre Mehr-
sprachigkeit – wahrzunehmen und pä-
dagogisch zu nutzen.

In einer noch viel schwierigeren Si-
tuation befi nden sich Kinder, die in der 
Illegalität leben. Die Diskussionsrunde 
war sich einig darin, dass ein fehlender 
Aufenthaltstitel kein Grund sein dürfe, 
Kindern ihr fundamentales Menschen-
recht auf Bildung zu beschneiden.

Die Abschlussdiskussion unter Lei-
tung von Gerhard Kruip (FIPH) mach-
te noch einmal deutlich, wie wichtig 
für den Einzelnen sowohl privat als 
auch berufl ich gute Bildungschan-
cen seien. Welche Form von Bildung 
konkret notwendig sei, könne nur vor 
dem Hintergrund des jeweiligen sozia-
len Kontextes bestimmt werden, be-
tonte Alexander Filipovic (Bamberg). 
Christof Mandry (Max-Weber-Kolleg 
für sozial- und kulturwissenschaftliche 
Studien in Erfurt) klagte besonders ein 
„Recht auf strukturellen Bildungser-
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folg“ ein: Wenn Bildungsversagen in 
bestimmten Schichten häufi ger vor-
komme als in anderen, zeige das ein 
Gerechtigkeitsproblem an, auf das mit 
Veränderungen im Bildungssystem re-
agiert werden sollte.

Die Beiträge der Tagung sollen im 
Herbst 2007 als Auftaktband der neuen 
Reihe „Forum Bildungsethik“ im Biele-
felder W. Bertelsmann Verlag veröf-
fentlicht werden. Weitere Informatio-
nen zum Forschungsprojekt fi nden 
Sie unter: www.menschenrecht-auf-
bildung.de.

Axel Bernd Kunze

 Der humangerechte 
 Sozialstaat

Elmar Nass: Der humangerechte So-
zialstaat. Ein sozialethischer Entwurf 
zur Symbiose aus ökonomischer Effi zi-
enz und sozialer Gerechtigkeit (Unter-
suchungen zur Ordnungstheorie und 
Ordnungspolitik 51), Tübingen: Mohr 
Siebeck, 2006, IX und 329 S., ISBN 3-
16-149118-1.

Die sozialwissenschaftlichen, philo-
sophischen und theologischen Grund-
satzdiskussionen über den Sozialstaat 
füllen mittlerweile etliche Bibliotheks-
regale und haben sich in eine Vielzahl 
von Schulen ausdifferenziert. Elmar 
Nass fügt diesen Diskussionen mit sei-
ner sozialwissenschaftlichen Dissertation 
den anspruchsvollen Versuch hinzu, ei-
ne grundständige Begründung des Sozi-
alstaats, seines legitimen Umfangs und 
seiner Grenzen zu liefern. Den Kern der 
Problematik sieht er im vermeintlichen 
Gegensatz zwischen wirtschaftlicher Ef-
fi zienz und sozialer Gerechtigkeit. Dage-
gen entwickelt Nass eine Konzeption der 
sozialen Marktwirtschaft, die wirtschaft-
lichen Erfolg mit sozialer Gerechtigkeit 
vereinbaren soll, und stellt sie auf eine 
normative Grundlage im Naturrecht.

Die Argumentation gliedert sich in 
drei große Teile mit insgesamt elf Kapi-
teln. Im ersten Teil werden verschiedene 
Konzepte zur Legitimation von sozial-
staatlichen Kernbegriffen wie Menschen-
würde, Solidarität und Rechtsstaatlich-
keit einer Konsistenz- und Kohärenzkritik 
unterzogen. Fluchtpunkt der Kritik ist 
letztlich, ob diese ethischen Ansätze das-
selbe leisten wie jene Theorie des Natur-
rechts, die Nass vorlegt und als überlegen 
herausstellt. Philosophische Kritik am na-
turrechtlichen Denken wird eher knapp 
abgehandelt, ebenso wie die Gründe, mit 
denen andere Theorien von objektivisti-

schen, absoluten Begründungsansprü-
chen meinen absehen zu müssen, ohne 
deshalb Begründung insgesamt aufzu-
geben.

Mit den im ersten Teil gewonnenen 
Kriterien von Menschenwürde, Solidari-
tät und negativer und positiver Freiheit 
werden im zweiten Teil die bedeutends-
ten Ansätze zur Sozialstaatsbegründung 
einer kritischen Sichtung unterzogen. 
Nass gelingt eine sowohl typisierende 
als auch textnahe Darstellung eines brei-
ten Rangs an Theorien, die nicht nur auf 
Konsistenz und Kohärenz, sondern auch 
auf ihre mögliche Akzeptanz, verstan-
den als Kompatibilität mit einer realis-
tischen Handlungsmotivik, getestet wer-
den. Die zentrale Frage lautet, wie die 
unterschiedlichen Begründungstypen 
staatliche Eingriffe in individuelles Ei-
gentum zur sozialen Umverteilung legi-
timieren, und wie sie mit dem Problem 
umgehen, entweder ökonomische Effi -
zienz oder materiale Freiheit priorisie-
ren zu müssen.

Die hier aufgewiesenen Begrün-
dungslücken und das unaufgelöste Ver-
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hältnis zwischen Effi zienz und Freiheit 
gibt den Hintergrund ab für den drit-
ten Teil, in dem Nass sein Konzept des 
„humangerechten Sozialstaats“ legitima-
torisch entfaltet. Er bietet unter diesem 
Label eine Relektüre der Klassiker der 
Sozialen Marktwirtschaft an, die durch 
den Befähigungsansatz von Nussbaum 
und Sen von ihm weiterentwickelt wird. 
Am Schluss weist er darauf hin, dass die 
Akzeptanz des humangerechten Sozial-
staatskonzepts eine gesellschaftlich ge-
teilte, material christliche Wertebasis 
voraussetze, die gleichwohl unter plu-
ralistischen Vorzeichen übergreifend ge-
teilt werden könne.

Nass hat eine Fülle an Literatur in 
einer dichten, streckenweise auch win-
dungsreichen Studie verarbeitet, die vor 

allem für die Anhänger des Naturrechts 
in Sozialwissenschaften und Sozialethik 
von Interesse sein wird. Die Arbeit am 
Konzept des Sozialstaats ist allerdings 
rein theoretisch orientiert; eine Fall-
studie, die den Leistungsanspruch der 
Theorie des „humangerechten Sozial-
staats“ anhand der Arbeitsmarktpolitik 
oder eines Zweigs der Sozialversiche-
rung konkretisieren würde, erhofft man 
vergeblich. Die Untersuchung verbleibt 
auf der anthropologischen und auf der 
begriffslogischen Ebene von Ökonomie 
und Sozialethik. Konkrete Folgerungen 
aus dieser Begründungsarbeit hätten je-
doch wohl auch den Umfang der Arbeit 
gesprengt – man darf sie vermutlich für 
die Zukunft vom Autor erwarten.

Christof Mandry

politischen Erregungszustand. Aber nicht 
nur die mediale Öffentlichkeit, auch die 
sozialen Bewegungen bilden das soziale 
Leiden dieser Menschen nicht ab. Denn: 
„Die Schwachen der Gesellschaft sind 
eben keine Klasse, keine organisierte 
soziale Kraft, sondern eine ‚Menge ohne 
Gestalt‘.“ (14) Ähnlich wie in der Studie 
Pierre Bourdieus über Das Elend der Welt 
fi nden sich in diesem Buch deshalb un-
terschiedliche Berichte über Menschen, 
deren Situation in den Medien im All-
gemeinen abstrakt diskutiert wird. Ihre 
besonderen Lebensumstände werden aus 
den parlamentarischen Debatten heraus-
gefi ltert, ihr alltäglicher sozialer Kampf 
fi ndet hier kein politisches Forum. Und 
wenn dann einmal eine Langzeitarbeits-
lose zum Mitglied des Deutschen Bun-
destages gewählt wird, so wie die im 
Buch portraitierte Elke Reinke, dann 
scheint ihr Bericht im Parlament keinen 
politischen Widerhall zu fi nden.

Auch wenn man die geschichtliche 
Einschätzung der beiden Autoren nicht 
unbedingt teilen muss, so machen die 
verschiedenen Portraits der Autoren den-
noch klar, welche Auswirkung diese po-
litische Reform auf das Leben der Men-
schen hat. Jenseits der journalistischen 
Stilisierung kann der Leser immer noch 
viel von den Missachtungserfahrungen 
spüren, die die Porträtierten erlebt haben 
und ständig neu erleben müssen. Doch 
als könnten die beiden Autoren das Aus-
maß des alltäglichen sozialen Kampfes in 
Deutschland selbst nicht glauben oder 
als unterstellten sie in einer Hermeneutik 
des Verdachts, dass die Leser ihnen nicht 
glauben werden, trägt ihr Buch den Un-
tertitel „ein wahrer Bericht“.

„Hartz IV ist ein Passwort. Man be-
tritt das Untergeschoss. Von hier gibt es 
kaum Ausblick.“ (171) In diesem Unterge-
schoss ist es entgegen der Rede von der 
bequemen sozialen Hängematte sehr un-
gemütlich. Das Problem ist, dass die Job-
center den Betroffenen gar keine Arbeit 
anbieten können. Die politische Lebens-
lüge der Vollbeschäftigung offenbart 
sich deshalb auch gerade in den Berich-
ten der Mitarbeiterinnen des Hanse-Job-
center Rostock. Anscheinend wartet die 

 Neue Armut in Deutschland

Nadja Klinger, Jens König: Einfach ab-
gehängt. Ein wahrer Bericht über die 
neue Armut in Deutschland. Berlin: 
Rowohlt Verlag 2006, 256 S., ISBN 3-
87134-552-0.

Hartz IV – diese am 1. Januar 2005 
in Kraft getretene Reform der deut-
schen Arbeits- bzw. Sozialpolitik ist der 
Bezugspunkt des Buches der Journalis-
ten Nadja Klinger und Jens König; und 
beide gehen soweit, schon jetzt ein epo-
chales Urteil über diese Reform zu fäl-
len: „Wenn man später einmal Historiker 
fragt, wann die alte Bundesrepublik zu 
Ende gegangen ist, werden sie sagen. Mit 
Hartz IV.“ (89) Klinger und König kom-
men zu diesem Urteil, nachdem sie den 
täglichen sozialen Kampf von Menschen 
kennen gelernt haben, die unmittelbar 
oder mittelbar von diesem Reformpro-
jekt betroffen sind. Sie lassen diese Men-
schen zu Wort kommen und geben ih-
nen eine publizistische Plattform. Ihre 
Scham und ihre Demütigung, ihre ver-
letzte Selbstwertschätzung fi nden in die-
sem Buch einen Ausdruck. Die geführten 
Interviews reichern die Autoren durch ei-
gene Texte an und versuchen so die Indi-
vidualisierung des sozialen Konfl ikts auf-

zubrechen. Denn beide wissen aus ihrer 
journalistischen Arbeit, dass diese Men-
schen in der öffentlichen Berichterstat-
tung in der Regel nur dann auftauchen, 
wenn ihr Verhalten skandalisiert werden 
kann. Die Verhaltensweisen von „Flori-
da Rolf“ oder jüngst Henrico Frank wer-
den medial ausgeschlachtet und sorgen 
in große Buchstaben gesetzt für einen 
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Politik auf die demographische Wende, 
die das Arbeitsmarktproblem von selbst 
lösen soll. Dabei wird ignoriert, dass die 
Erwerbsarbeit für die Gesellschaft und 
damit für jeden Einzelnen die zentra-
le Anerkennungs- und Integrationsins-
tanz ist und alle Arbeitslosen somit aus 
der Gesellschaft ausgegrenzt werden. 
Durch diese pathologische Fixierung 
auf die Arbeitsgesellschaft werden auch 
die Mitarbeiterinnen der Jobcenter infi -
ziert. Die Arbeitslosigkeit und Ausweglo-
sigkeit der ihnen anvertrauten Personen 
bringt sie um den Schlaf. Sie denken an 
die vermeintlich starken Kraftfahrer, die 
in ihrem Büro zu weinen beginnen und 
stammeln: „Ich kann nicht mehr, mei-
nen Hände brauchen ein Lenkrad.“ (213) 
Doch die Politiker glauben weiterhin, dass 
ein Großteil der Hartz-IV-Empfänger mit 
dem Begriff des Sozialschmarotzers be-
legt werden kann und dass sie bei der Ver-

abschiedung der Reform ein zu positives 
Menschenbild hatten. Der Sozialdemo-
krat Peter Struck folgert: „Es war zu opti-
mistisch, anzunehmen, das Menschen das 
System nur in Anspruch nehmen, wenn 
sie es wirklich brauchen.“ (196)

Klinger und König wissen um die Pro-
blematik, das prekäre Leben der Porträ-
tierten ans Licht der medialen Öffent-
lichkeit zu zerren. Die Aufzeichnungen, 
die zwischen November 2005 und April 
2006 entstanden sind, verdoppeln unter 
Umständen das soziale Leiden der Por-
trätierten. Mit Bezug auf den gewähl-
ten Buchtitel halten sie fest: „Wenn wir 
behaupten, dass diese Menschen abge-
hängt sind, dann stören sich die meis-
ten von ihnen daran. Denn sie tun alles, 
um dazu zugehören. Ihre Anstrengun-
gen sind oft größer als die der nicht Ab-
gehängten. Sie müssen mehr Kraft auf-
bringen als Menschen, denen es gut geht. 

Darin besteht ihre Leistung. Deshalb re-
den sie mit uns – um ihre Leistungen vor-
zuweisen. Deshalb haben sie die Coura-
ge, uns in ihr Leben schauen zu lassen. 
Bei allem, was wir aus unserem normalen 
Leben an Sorgen auch kennen: Wir be-
treten eine uns fremde Welt. Die Worte, 
die wir in unserem Repertoire haben, 
beschreiben diese Welt möglicherweise 
nicht angemessen. Sie gefallen den Por-
trätierten oft nicht. Wie man eine sol-
che Annäherung ohne gegenseitige Ver-
letzung zustande bringt, dafür gibt es 
wenig Beispiele oder Regeln und schon 
gar keine Routine.“ (208) Diese Refl exio-
nen der beiden Autoren über die eige-
ne Recherche und Schreibpraxis geben 
dem Leser das Gefühl, nicht zum Voyeur 
zu werden, der zur eigenen Befriedigung 
in das Leben anderer, ihm unbekannter 
Menschen blickt.

Axel Bohmeyer

 Entwicklungspolitik und Weltwirtschaftsordnung

Johannes Müller, Johannes Wallacher: 
Entwicklungsgerechte Weltwirtschaft. 
Perpektiven für eine sozial- und um-
weltverträgliche Globalisierung, Stutt-
gart: Kohlhammer 2005, kart., 264 S., 
ISBN 978-3-17-018323-0.
Martin Joe Ibeh, Joachim Wiemeyer 
(Hg.): Entwicklungszusammenarbeit im 
Zeitalter der Globalisierung, Paderborn: 
Schöningh 2006, kart., 302 S., ISBN 978-
3-506-7180-3.

Die ethische wie die ökonomische 
Debatte um Globalisierung und Ent-
wicklungszusammenarbeit sieht sich 
mit dem Sachverhalt konfrontiert, dass 
sich die ökonomische Situation gerade 
für die ärmsten Länder verschlechtert 
und eine optimistische Interpretation 
des ökonomischen Globalisierungspro-
zesses daher zynisch erscheinen kann. 
Deshalb müssen schlüssige sozialwis-
senschaftliche Analysen der Globali-
sierungsprobleme sowie sozialethisch 
begründete Beurteilungskriterien und 
Handlungsoptionen entwickelt wer-
den. Dies intendieren die Autoren bzw. 

Herausgeber der beiden vorliegenden 
Bände.

Die Monographie von Johannes Mül-
ler und Johannes Wallacher hat mit ih-
ren zehn auch didaktisch plausibel auf-
einanderfolgenden und inhaltlich extrem 

dicht formulierten Kapiteln Lehrbuch-
charakter. Die Orientierung fällt dank 
der übersichtlichen Gestaltung sowohl 
im Inhaltsverzeichnis als auch im Text 
leicht. Die zahlreichen, knapp bzw. kom-
pakt gehaltenen Abschnitte enthalten ei-

amos 02_2007 - endfassung - seit43   43amos 02_2007 - endfassung - seit43   43 09.05.2007   23:13:5409.05.2007   23:13:54



AMOS 1. Jg. (2007) Heft 244

Buchbesprechungen

ne Fülle von Informationen. Nach einem 
grundlegenden, den Globalisierungsbe-
griff differenzierenden Einleitungskapi-
tel folgen zwei weitere analytische Ka-
pitel über die Entwicklungsländer im 
Kontext des Welthandels und über das 
internationale Finanzsystem. Die Kapitel 
4 und 5 bieten wirtschaftswissenschaft-
liches bzw. ethisches Beurteilungsinstru-
mentarium für die Probleme der wirt-
schaftlichen Globalisierung. Ein weites 
Spektrum an Strategien für eine ent-
wicklungsgerechte Weltwirtschaft wird 
in den Kapiteln 5 bis 10 vorgestellt und 
diskutiert. Die Autoren setzen sich so-
mit in der gesamten zweiten Hälfte ih-
res Bandes mit Handlungsmöglichkeiten 
auseinander: Sie stellen die unterschied-
lichen „Außenwirtschaftlichen Strate-
gien“ (Kap. 6) vor, erläutern die wich-
tigsten Gesichtspunkte, Probleme und 
Perspektiven einer „Welthandelsordnung 
und Entwicklungspolitik“ (Kap. 7), for-
mulieren Optionen für eine „Reform des 
internationalen Finanzsystems“ (Kap. 8) 
und beziehen sich in den letzten beiden 
Kapiteln einerseits auf „Transnationale 
Unternehmen […]“ (Kap. 9) und ande-
rerseits auf die Politik (Kap. 10: „Multi-
laterale Entwicklungszusammenarbeit“) 
als Akteure einer ‚entwicklungsgerechten 
Weltwirtschaft‘. Dabei reicht das letz-
te Kapitel von der Defi nition der Ent-
wicklungszusammenarbeit (gegenüber 
der ‚Entwicklungshilfe‘) über die Dar-
stellung von Formen, Instrumenten und 
Verfahren öffentlicher Entwicklungshil-
fe im Allgemeinen sowie der deutschen 
und europäischen Entwicklungspolitik im 
Besonderen, bis hin zur (möglichen) Rol-
le internationaler Organisationen und zi-
vilgesellschaftlicher Akteure.

Die Autoren beabsichtigen, mit dem 
Band eine in ökonomischer und ethischer 
Hinsicht tragfähige Grundlage für ei-
ne „Weltordnungspolitik mit dem Ziel, 
wirtschaftliche Effi zienz, ökologische 
Zukunftsfähigkeit, soziale Gerechtig-
keit und kulturelle Vielfalt miteinander 
zu verbinden“ (122), zu entwickeln. Da-
zu wählen sie einen interdisziplinären 
(wirtschaftswissenschaftlichen, entwick-
lungspolitischen und sozialethischen) 

Zugriff auf das Thema und verbinden 
„eine ökonomische bzw. sozialwissen-
schaftliche Perspektive mit einer sozial-
ethischen Refl exion“ (11). Das ist nicht 
trivial, denn es gibt einerseits Ansätze, 
die glauben, mit ökonomischem Sach-
verstand ethische Probleme lösen zu 
können, und andererseits die Neigung, 
moralische Appelle an die Stelle einer 
wissenschaftlichen Auseinandersetzung 
treten zu lassen. Am deutlichsten wird 
diese ‚doppelte‘ wissenschaftliche Ori-
entierung natürlich in den Kapiteln 4 
und 5, die die jeweils notwendige wirt-
schaftswissenschaftliche bzw. sozialethi-
sche Perspektive repräsentieren, aber nur 
zusammen das hinreichende Instrumen-
tarium für eine Urteilsbildung über Fra-
gen einer gerechten Weltwirtschaft be-
reitstellen können. Freilich bedarf es in 
Bezug auf beide Bereiche (Ökonomik und 
Ethik) auch interner evaluativer Ent-
scheidungen: Die konventionellen öko-
nomischen Theorien des internationa-
len Handels erscheinen im Hinblick auf 
die Zielsetzung der Realisierung einer 
entwicklungsgerechten Weltwirtschaft 
ebenso defi zient wie (neomarxistische) 
Imperialismus- und Dependenztheorien 
(91–100). Müller und Wallacher tendie-
ren in dieser Hinsicht (100–104) zur Rea-
lisierung einer „weltmarktorientierte[n] 
nationale[n] Entwicklungspolitik“, d. h. 
zu einer „Kombination von Innenorien-
tierung […] mit selektiver Außenorien-
tierung“, weil eine „völlige Abkoppelung 
vom Weltmarkt […] weder ökonomisch 
sinnvoll noch politisch möglich“ sei. „Vor-
rangiges Ziel muss die Befriedigung der 
Grundbedürfnisse sein.“ (104) Damit al-
lerdings verweist die ökonomische bereits 
auf die ethische Perspektive (105–127). 
Zwar sei es „nicht einfach von der Hand 
zu weisen“, dass „gesamtwirtschaftliches 
Wachstum über kurz oder lang auch den 
Schwächeren zugute komme“ (106); 
dieses gesamtwirtschaftliche Wachs-
tum jedoch sei „bestenfalls eine not-
wendige, keineswegs aber eine hinrei-
chende Bedingung für die Bekämpfung 
von Armut“ (ebd.). Müller / Wallacher 
begründen und erläutern ihre normati-
ve Konzeption, indem sie „von grundle-

genden, möglichst vielen Menschen ge-
meinsamen Erfahrungen ausgehen. Ein 
möglicher Ansatz geht von der Verletz-
barkeit des Menschen als einer anthro-
pologischen Wurzel von Moralität aus“ 
(109). Die Autoren erläutern und diffe-
renzieren einen solchen Ansatz, indem 
sie von „gemeinsame[n] menschliche[n] 
Leiderfahrungen wie Hunger, Armut, Un-
terdrückung oder Diskriminierung“ (109) 
ausgehend einen weiten Bogen über Mi-
chael Walzer und Peter Ulrich bis hin zu 
Amartya Sens Capabilities approach 
spannen (109–111). Grundlegende Be-
deutung innerhalb des vorliegenden 
Konzepts einer entwicklungsgerechten 
Weltwirtschaft hat – neben Chancen-
gerechtigkeit, Tauschgerechtigkeit, dem 
Prinzip der Partizipation und weiteren 
(113–119) – folglich das „Kriterium der 
Bedürfnisgerechtigkeit“: „Insofern muss 
die Befriedigung fundamentaler mensch-
licher Bedürfnisse stets höchste Priorität 
haben.“ (114)

Die 16 Beiträge des von Martin Joe 
Ibeh und Joachim Wiemeyer heraus-
gegebenen Sammelbandes Entwick-
lungszusammenarbeit im Zeitalter der 
Globalisierung ergeben zum gleichen 
Thema naturgemäß ein sehr viel hete-
rogeneres Bild. Der Band ist in vier et-
wa gleich große Teile unterteilt: 1. So-
zialethische Grundlagen, 2. Finanzierung, 
Verschuldung und Entwicklung, 3. Han-
del und Ernährung, 4. Hilfe zur Entwick-
lung. Peter Langhorst gibt einen Über-
blick über die Entwicklung der Aussagen 
des kirchlichen Lehramts zum Entwick-
lungsproblem, Reinhard Marx führt 
in die sozialethische Problemlage hin-
sichtlich Globalisierung und Entwick-
lung ein und nennt „Ethische Kriterien 
zur Bewertung der Globalisierungsver-
läufe“ (34) (Bedürfnisgerechtigkeit – wo-
mit gemeint ist: „Jeder Mensch hat das 
Recht, das zu bekommen, was er oder sie 
zum Überleben braucht“ [34] –, Chan-
cengerechtigkeit, Leistungsgerechtigkeit, 
Generationengerechtigkeit, Verfahrens-
gerechtigkeit), skizziert den Zusammen-
hang von „Weltgemeinwohl und ‚Global 
Governance‘“ (36–38) und erläutert die 
UN-Millenniumsziele als „wegweisendes 
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Projekt der Weltgemeinschaft“ (38–41). 
Hans-Gerd Angel schildert die Kirch-
lichen Hilfswerke in ihrer unverzicht-
baren Funktion für das diakonische 
Handeln „in internationaler Dimension“ 
(53), als „zivilgesellschaftliche Fenster“ 
(57) und „als binnenkirchliche integra-
tive Größen“ (60). Johannes Wallacher 
gibt einen Überblick über Möglichkeiten 
und Probleme der Finanzierung von Ent-
wicklung. Die Schuldenkrise, die Ent-
schuldung und das Insolvenzrecht für 
Staaten erörtern Josef Sayer und Mar-
tin Dabrowski in ihren Beiträgen. Die Be-
reitschaft der Politik des Bundes, Mittel 
für die Entwicklungshilfe bzw. Entwick-
lungszusammenarbeit bereitzustellen, 
und die Beweggründe der jeweiligen 
Bundesregierungen stellt Ludger Reuke 
dar. Joachim Wiemeyer unternimmt den 
Versuch, grundlegende Elemente der So-
zialen Marktwirtschaft bzw. einer „Öko-
sozialen Marktwirtschaft“, die auch in 
die EU-Verträge eingefl ossen seien, als 
Leitbild für die Gestaltung der Weltwirt-
schaftsordnung zu rekonstruieren. Mar-
kus Vogt bezieht sich in seinen Überle-
gungen vor allem auf die Landwirtschaft 
bzw. auf die Agrarpolitik, schlägt dabei 
das Rahmenkonzept einer „Multifunktio-

nalen Landwirtschaft als ethische[n] Be-
wertungsansatz“ (177) vor und geht auf 
Strategien der Hungerbekämpfung durch 
landwirtschaftliche Reformen ebenso ein 
wie auf das Problem der Patentierung 
von Saatgut. Thomas Bohrmann erör-
tert die Bedeutung und die Probleme der 
Massenmedien in und für die Entwick-
lungsländer, geht dabei insbesondere auf 
das Internet ein und legt „Ethische Leit-
linien für die Medienentwicklung bzw. 
Medienzusammenarbeit“ (268) vor. Ein 
Plädoyer für den Wandel „Von der wirt-
schaftlichen Entwicklungshilfe zur um-
fassenden sozio-kulturellen Entwick-
lungspolitik“ (275) von Martin Joe Ibeh, 
das zugleich zusammenfassenden Cha-
rakter hat, schließt den Band ab.

Der Band bietet für viele entwick-
lungspolitische Themen interessante 
Perspektiven und umfassende Erläute-
rungen. Die genannten Aufsätze führen 
jeweils in bestimmte Themengebiete der 
Entwicklungspolitik ein und repräsen-
tieren zum Teil recht unterschiedliche 
ethische Zugangs- und Argumentations-
weisen. Andere, hier nicht im einzelnen 
genannte Beiträge des Bandes erschei-
nen dagegen entbehrlich. Entbehrlich ist 
auch die kuriose Zeichnung auf dem Um-

schlag, eine Art Eine-Welt-Version des 
SED-Symbols: Zwei Hände liegen – im 
Hintergrund die Erdkugel – zum Hand-
schlag ineinander, eine weiße und eine 
schwarze, die weiße wohl aus einer ge-
streiften Anzugjacke, die schwarze aus 
einem heftig gemusterten und schon 
leicht zerrissenen Ärmel…

Die beiden Bände führen – je auf ih-
re Weise – in den Gesamtkomplex bzw. 
in einzelne Problemfelder der Entwick-
lungspolitik ein. Der Band von Mül-
ler / Wallacher behandelt das Thema 
umfassend, kombiniert die wichtigsten 
Informationen mit weiterführenden (Li-
teratur-) Hinweisen und bietet eine so-
zialethische Refl exion. Für die Auseinan-
dersetzung mit Fragen einer gerechten 
Weltwirtschaftsordnung – etwa auch im 
Rahmen von Lehrveranstaltungen – ist 
der Band eine ideale Grundlage. Auch 
die genannten Beiträge in dem Band von 
Ibeh / Wiemeyer bieten dies in Bezug auf 
Einzelaspekte des Themenspektrums, et-
wa auf die Finanzierung von Entwick-
lung, auf die Konzeption einer ‚öko-so-
zialen Weltwirtschaft‘, auf Agrarpolitik 
oder auf Massenmedien und Entwick-
lung.

Christian Spieß

 Grundlegung der  christlichen Sozialethik

Christoph Hübenthal: Grundlegung der 
christlichen Sozialethik. Versuch eines 
freiheitsanalytisch- handlungsrefl exi ven 
Ansatzes (Forum Sozialethik, Bd. 3), 
Münster: Aschendorff 2006, 402 S., ISBN 
3-402-00572-7.

Christoph Hübenthals „Grundlegung“ 
sieht das Hauptproblem der christ-
lichen Sozialethik auf der ethischen 
Begründungsebene: Reale Anwen-
dungsprobleme ließen sich durch eine 
Aufarbeitung der Begründungsprobleme 
lösen, weil „es die Moral ist, die umge-
setzt werden soll, und nicht irgendetwas 
anderes“ (366).

Das Buch bewegt sich durchgängig 
auf einem hohen Abstraktionsniveau. 
Hübenthals Gedankengang, der sich als 

„freiheitsanalytisch-handlungsrefl exiver 
Ansatz“ versteht, baut dabei folgende Ar-
gumentationskette auf: 1. Die theologi-
sche Dimension der christlichen Sozial-
ethik lasse sich nicht durch Überlegungen 
der theoretischen Vernunft aufarbeiten, 
gangbare Wege verliefen allein in den 
Bahnen der praktischen Vernunft, also 
der Ethik. 2. Die Zielperspektive von Re-
ligion und Moral sieht Hübenthal in der 
Freiheit: Gottes Liebe bestehe in der „An-
erkennung anderer Freiheit“ (183; vgl. 
204). Hübenthals „freiheitsanalytische“ 
These besagt, dass ethische „Autonomie 
[…] als ursprüngliches Freiheitsgesche-
hen begriffen werden“ (165) muss, als 
„Idee einer moralischen Welt, in welcher 
die […] Anerkennung aller Vernunftwe-
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sen praktiziert wird“ (167). 3. Da „Hand-
lungen nur dann als moralisch […] gel-
ten können, wenn sie andere Freiheit 
anerkennen“ (209), kommt nach dem 
„handlungsrefl exiven“ Ansatz des Ethi-
kers Alan Gewirth „allen handlungsfä-
higen Wesen ein moralisches Recht auf 
[…] die Förderung ihrer Handlungsfähig-
keit zu“ (222). 4. Die Aufgabe der christ-
lichen Sozialethik besteht darin, an der 
Umsetzung der „sozialen Gerechtigkeit“ 
zu arbeiten, so dass „der größtmögliche 
Grad an Handlungsfähigkeit […] durch 
förderungsstaatliche Institutionen er-
reicht werden“ (351) könne.

Zur beeindruckenden synthetischen 
Leistung Hübenthals möchte ich einen 
theologischen und einen ethischen Kri-
tikpunkt vorbringen:

1. Hübenthal unterschätzt die theolo-
gische bzw. religionsphilosophische Re-
levanz der theoretischen Vernunft. Die 
Entwicklung ist nicht bei Kant stehen ge-
blieben, sondern hat eine Vielzahl von 
theoretischen Argumentationsversuchen 
hervorgebracht, die von Hübenthal nicht 
berücksichtigt werden: so etwa zum „on-
tologischen Gottesbeweis“ den Aufsatz 
von Norman Malcolm (1960), zur Religi-
onsphilosophie die Arbeiten von Richard 
Swinburne und zum Problem der absolu-

ten Notwendigkeit Gottes die Vorschläge 
der Prozesstheologie.

2. Ethischer Kritikpunkt: Hübenthal 
unterschätzt m. E. den „Graben“ zwischen 
der reinen ethischen Begründung und 
der realen Anwendungsebene. Man kann 
Hübenthals Arbeit durchaus bescheini-
gen, dass sie „etwas von der Tiefe sehen 
[…], [lässt], in der die Grundlagen die-
ser Disziplin zu suchen sind“ (6). Das Pro-
blem: Die Anwendungen dieser Begrün-
dungstiefen oder -höhen fi nden aber 
zwangsläufi g auf der fl achen Erde statt. 
Den „nicht ganz unbescheidene[n] An-
spruch […], im Prinzip alle gesellschaft-
lichen Vorgänge normieren zu können“ 
(350), kann man in Büchern theoretisch 
einfordern, erwarten kann man sie in 
der Realität jedoch nicht. Dies hängt 
vor allem mit den pluralisierenden Aus-
differenzierungen der modernen Gesell-
schaft zusammen.

Auch wenn daher die reale Durch-
schlagskraft der Moraltheorie Hüben-
thals nicht so weit reicht, wie er selber 
offenbar meint, so habe ich doch auf der 
abstrakten Ebene ethischer Begründung 
vieles aus Hübenthals Buch gelernt – und 
das ist nicht das Schlechteste, was man 
von einem Buch erwarten kann.

Michael Schramm

zeption der Diskursethik kam, teils als 
Transformation, teils im Sinne einer 
Komplementarität. Daran schließt sich 
Bohmeyers Fundamentalkritik der Dis-
kursethik von Habermas an. Der zen-
trale, zu ihrem „Programmabsturz“ füh-
rende Fehler liegt in der misslungenen 
Trennung des Guten und des Gerechten, 
was sich besonders in der bioethischen 
Debatte zeigte. Vor allem die Abhängig-
keit der für das kommunikative Handeln 
beanspruchten moralischen Motivation 
von der sozialisationsbedingten Ich-
Identität, vom Recht, das motivationale 
Schwächen kompensieren soll, sowie 
vom evaluativen Potential der Religion 
als notwendigen normativen Ressourcen 
macht deutlich, dass die interpersona-
le Moral auf gattungsethische Voraus-
setzungen angewiesen ist, ohne welche 
die Diskursethik letztlich dem Dezisio-
nismus verfällt. Diese Voraussetzungen 
aber bedingen eine Basistheorie des gu-
ten Lebens.

Im Hauptteil der Arbeit geht es um 
die systematische Rekonstruktion der 
Anerkennungstheorie Honneths, die als 
kritische Gesellschaftstheorie diese Defi -
zite durch eine Aktualisierung und Wei-
terführung des Anerkennungsmotivs 
Hegels zu überwinden sucht. Honneth 
versteht seine Theorie zunächst als ei-
ne die Diskursethik fundierende Ergän-
zungskonzeption, grenzt sich aber dann 

 Jenseits der Diskursethik

Axel Bohmeyer: Jenseits der Diskurs-
ethik. Christliche Sozialethik und Axel 
Honneths Theorie sozialer Anerken-
nung (Forum Sozialethik, Bd. 2), Müns-
ter: Aschendorff Verlag 2006, 294 S., 
ISBN 3-402-00573-5.

Die kritische Distanzierung der neu-
scholastisch-naturrechtlich geprägten 
vorkonziliaren katholischen  Soziallehre 
veranlasste in den 90er Jahren einige 
deutsche Sozialethiker dazu, die Zukunft 
der Disziplin in der Rezeption der Dis-
kursethik (vor allem bei Jürgen Haber-
mas) zu suchen. In seiner unter der Lei-
tung von Hans-Joachim Höhn verfassten 
Dissertation sieht Bohmeyer darin eine 
Sackgasse. Er unterzieht die Diskursethik 

einer grundlegenden Kritik und plädiert 
für eine Erneuerung der Christlichen So-
zialethik durch die Rezeption der sozia-
len Anerkennungstheorie von Axel Hon-
neth.

Bohmeyer skizziert zunächst das Theo-
riedesign der Diskursethik, ihren deonto-
logischen, formalistischen, kognitivisti-
schen und universalistischen Charakter 
sowie ihre starke Trennung von gutem 
Leben (Ethik) und Gerechtigkeit (Mo-
ral).

Dann zeigt er, wie es angesichts der 
gesellschaftstheoretischen, methodolo-
gischen und begründungstheoretischen 
Defi zite der neuscholastischen Sozial-
ethik zur christlich-sozialethischen Re-
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immer mehr von der Diskursethik ab. Es 
geht ihm zunehmend um die Frage nach 
den konkreten Bedingungen und Struk-
turen jener Sittlichkeit von Individuum 
und Gesellschaft, die sich in Anerken-
nungsformen auslegt, und damit um eine 
die Moral fundierende Ethik des Guten. 
Als Sphären der Anerkennung werden 
unterschieden: die Liebe als partikuläre, 
affektive, konkret bedürfnisbezogene 
und Selbstvertrauen stiftende Sphäre, 
das Recht als Sphäre formell-gleicher, 
universell-reziproker Anerkennung und 
die soziale Wertschätzung als die an ein 
Wertesystem rückgebundene integrative 
Sphäre der sozialen Anerkennung indi-
vidueller Praktiken, Lebensformen und 
Leistungen. Geschichtsphilosophisch 
geht es in diesen Sphären um Aner-
kennungskämpfe in einer Fortschritts-
perspektive, die auf eine Steigerung 
menschlicher Rationalität und Autono-
mie bzw. des moralischen Niveaus der 
Gesellschaft abzielt. In der Frage nach 
dem Beurteilungsmaßstab konkreter so-
zialer Entwicklungen verweist die Ethik 

des Guten letztlich auf eine (zumindest 
schwache) kontexttranszendierende An-
thropologie.

Bohmeyer beurteilt die Möglichkeit 
eines Theorietranfers dieses Anerken-
nungsparadigmas in die Christliche So-
zialethik durchaus positiv. Vor allem die 
(wenn auch systematisch offene) an-
thropologische Fundierung einer aner-
kennungstheoretischen Ethik des Guten 
erscheint gegenüber der Naturrechtstra-
dition anschlussfähig. – In den beiden 
letzten Abschnitten des Buches wird die 
Anerkennungstheorie (wohl eher als il-
lustrierender Exkurs als in systematischer 
Absicht) auf den Arbeitsbegriff bezogen 
und damit auf einen aktuellen Kontext 
hin konkretisiert.

Besonders die zentralen Abschnitte 
des Buches, die Habermaskritik und 
die Honnethrekonstruktion, zeichnen 
sich aus durch Kenntnisreichtum sowie 
durch Prägnanz und Dichte der philo-
sophischen Vermittlung. Der klare und 
pointierte Stil macht den Text außerdem 
gut lesbar und spannend. Einige kritische 

Anmerkungen zu diesem gediegenen 
Buch: Die Habermaskritik erscheint mir 
trotz berechtigter Aspekte als zu hart. – 
Vielleicht ist es etwas zu hoch gegrif-
fen, angesichts der zweifellos wertvollen 
Erörterungen Honneths gleich für einen 
Theorietransfer einzutreten. Genügt es 
nicht, legitime Motive systematisch zu 
berücksichtigen? Die Christliche Sozial-
ethik intendiert ein kirchliches Ethos, das 
im Einklang mit dem Lehramt so etwas 
wie dynamische Kontinuität braucht. Das 
lässt sich schwer vereinbaren mit stän-
digen Neupositionierungen „jenseits“ 
irgendwelcher alten. – Auch wenn es 
ohne fundierende Ethik keine Gerech-
tigkeitstheorie gibt, bedeutet das wohl 
nicht die Suspendierung der Differenz. 
So ging der m. E. sinnvollen Unterschei-
dung Kants zwischen Rechtslehre (Ge-
rechtigkeit) und Tugendlehre (gutes Le-
ben) in der „Metaphysik der Sitten“ die 
Grundlegungsschrift voraus, welche die 
Unterscheidung ethisch fundierte.

Arno Anzenbacher
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„ Marktwirtschaft nicht ohne 
funktionierenden Sozialstaat“

Nachgefragt

Vor zehn Jahren stieß das gemeinsame Sozialwort der beiden großen Kirchen auf große Resonanz, die bis heute nicht ganz abge-
klungen ist. Spätere kirchliche Erklärungen zu sozialethischen Themen werden immer wieder am Sozialwort von 1997 gemessen. 
Der Trierer Bischof erinnert im Gespräch an das Besondere des Gemeinsamen Wortes: den dialogische Entstehungsprozess, den 

hohen ökumenischen Wert, die Verbindung von ethischer Grundlegung und engagierter Einmischung zugunsten 
der Arbeitslosen, der Armen, der natürlichen Umwelt und für eine neue Sozialkultur. Außerdem werden heutige 
gesellschaftspolitische Herausforderungen unter dem Kriterium der seit damals gültigen Positionsbestimmungen 
diskutiert: Veränderungen des Sozialstaats und der Verteilungsgerechtigkeit, Schiefl agen im Verhältnis von Kapi-
tal und Arbeit, die neue Familienpolitik.

  : Herr  Bischof 
Marx, es ist eher selten, 
dass eine kirchliche Er-
klärung zehn Jahre nach 
Erscheinen noch Anlass 
gibt für zahlreiche Kom-

mentare, Diskussionen und Tagungen. 
Ist die Wirkung des gemeinsamen 
Wortes der Kirchen „zur wirtschaft-
lichen und sozialen Lage in Deutsch-
land“ tatsächlich so überdurchschnitt-
lich nachhaltig gewesen? Oder handelt 
es sich nur um eine der vielen willkom-
menen Jubiläumszahlen?

Reinhard Marx: Zunächst hieß es da-
mals bald: Das gemeinsame Wort ist 
tot gelobt worden, es wird keine Aus-
wirkungen haben. Allerdings gab es 
auch gegenteilige Hinweise. So sagte 
mir z. B. ein Wirtschaftswissenschaft-
ler nach dem Regierungswechsel von 
1998: Ihr gemeinsames Wort hat mit 
dazu beigetragen, dass die Regierung 

abgewählt wurde. Die Wahrheit liegt 
vielleicht in der Mitte; ganz wirkungs-
los war es offensichtlich nicht.

  : Welche Bedeutung mes-
sen Sie denn dem Konsultationspro-
zess bei, der der Verabschiedung des 
gemeinsamen Wortes vorausging?

Marx: Eine sehr hohe. Es waren sehr, 
sehr viele Menschen in diesen Kon-
sultationsprozess involviert. Ich war ja 
selbst intensiv daran beteiligt, damals 
noch als Direktor der Kommende in 
Dortmund. Das Interesse, das Engage-
ment für dieses Wort war in der Ent-
stehungszeit sehr groß, entsprechend 
breit war auch die Aufmerksamkeit für 
die Nachgeschichte. Heute, nach zehn 
Jahren, ist mancher Beteiligte wieder 
aufgewacht und denkt, vielleicht auch 
mit Wehmut, an diese große sozialethi-
sche Debatte zurück. Die Sache ist also 
nicht vorbei. Auch durch die Art und 

Weise, wie der Text zustande gekom-
men ist, markiert er ein wichtiges Da-
tum in der Geschichte sozialethischer 
Äußerungen der Kirche.

  : Wie kam es damals zu die-
ser besonderen Vorgehensweise und 
warum wurde sie trotz des Erfolgs seit-
dem nicht mehr wiederholt?

Marx: Da steckt ein riesiger Kraftauf-
wand dahinter. Das lässt sich nicht so 
einfach wiederholen. Wenn wir einmal 
zurück schauen: Am Anfang stand ei-
ne Initiative der Kommission VI der 
Bischofskonferenz. Diese große Form 
der Konsultation hatte man zunächst 
noch gar nicht im Blick. Aber es gab 
durchaus Vorbilder: Die amerika-
nischen Bischöfe hatten damals einen 
viel beachteten Wirtschaftshirtenbrief 
verfasst, dem ein gezieltes Verfahren 
der Konsultation in ausgewählten Dis-
kussionskreisen vorausgegangen war; 

Gespräch mit Bischof Reinhard Marx 
über zehn Jahre Gemeinsames Wort 
der Kirchen zur wirtschaftlichen und 
sozialen Lage in Deutschland
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ähnlich auch die österreichische Bi-
schofskonferenz. Das strahlte auf den 
deutschen sozialethischen Diskussi-
onsprozess aus. Als bei uns schließ-
lich die Entscheidung gefallen war, ei-
nen ökumenischen Weg zu gehen, kam 
der Entschluss hinzu, einen möglichst 
breit angelegten Konsultationsprozess 
zu initiieren. Viele Pfarreien, Akade-
mien, die Verbände von BKU bis KAB, 
auch Politiker, Gewerkschafter, Hand-
werker, Wissenschaftler usw. beteilig-
ten sich an diesem Prozess.

  : Und hat dieses neue Ver-
fahren auch zu neuen Inhalten ge-
führt?

Marx: Soweit ich mich erinnere, war 
das erste Diskussionspapier noch et-
was breiter angelegt, in der Resonanz- 
und Diskussionsphase wurde aber bald 
deutlich, dass es einen mehrheitlichen 
Wunsch gab, das Thema Arbeit und Ar-
beitslosigkeit ins Zentrum zu rücken. 
Das wurde schließlich auch so akzep-
tiert. Natürlich mussten viele Kom-
promisse gefunden werden. Für die 
Bischöfe klangen manche Formulie-
rungen zu scharf und zugespitzt. In der 
Schlussphase gehörte ich ja schon zur 
Bischofskonferenz dazu, und ich ha-
be dann sehr dafür plädiert, dem Text 
an manchen Stellen auch eine gewisse 
Schärfe zu belassen. Denn auch von 
der Soziallehre der Kirche her kann 
man manches sehr klar und deutlich 
sagen. Die Bischofskonferenz hat sich 
das Gemeinsame Wort am Ende ein-
stimmig zu eigen gemacht. Bedingung 
war allerdings eine Differenzierung bei 
der Gewichtung der verschiedenen Ka-
pitel. Darauf wird ausdrücklich in der 
Einleitung hingewiesen.

  : Welchen kirchenamtlichen 
und welchen inhaltlichen Stellenwert 
geben Sie dem Gemeinsamen Wort 
denn heute noch?

Marx: Das ist auch eine fundamen-
taltheologische Frage: Ist es ein Text 
des Lehramtes? Kann ein solcher öku-

menisch, zusammen mit der evange-
lischen Kirche, verfasst sein? Ist es 
ein Text des Gottesvolkes, weil sich 
so viele beteiligt haben? Das über-
lasse ich den Fundamentaltheologen, 
darüber zu brüten. Es steht gar nicht 
soviel Neues darin, aber er ist eben 
in Konsultation, in Rücksprache mit 
dem Volk Gottes formuliert und von 
den Bischöfen so verabschiedet wor-
den. Das gibt ihm ein besonderes Ge-
wicht.

  : Ein Text also, an dem sich 
nachfolgende Verlautbarungen, so et-
wa der bischöfl iche Impulstext „Das 
Soziale neu denken“ von 2003 oder 
das gemeinsame Wort der beiden Kir-
chen „Demokratie braucht Tugenden“ 
von 2006, inhaltlich messen lassen 
müssen?

Marx: Ja, das würde ich so sagen. 
Wegen des beschriebenen Entste-
hungsprozesses, aber auch inhaltlich 
gesehen gibt es überhaupt keine Ver-
anlassung, über das Sozialwort von 
1997 ein Verfallsdatum zu schreiben. 
Das gilt in erster Linie für das drit-
te Kapitel: Es enthält eine kurz ge-
fasste ökumenische Sozialethik; ich 

fi nde es großartig, dass wir das zum 
ersten Mal in der Kirchengeschichte 
haben. Wir sollten dies nicht gering 
veranschlagen. In diesem Kapitel ist 
die biblische Tradition enthalten, die 
christliche Vorstellung von Gerechtig-
keit, das ganze auf gut 20 Seiten öku-
menisch verfasst. Festgehalten wurde 
hier das Fundament, warum wir uns 
als Christen um die soziale Frage be-
mühen. Das 4. Kapitel hat ebenfalls 
einen hohen Stellenwert. Es formu-
liert auch für heute gültig, was ei-
gentlich eine verantwortbare soziale 
Marktwirtschaft ist. Und zwar öku-
menisch. Dahinter können und wol-
len wir nicht zurück.

  : Konkret und in gewisser 
Weise auch Anstoß gebend für die po-
litische Diskussion wird es aber doch 
besonders in den Kapiteln zwei und 
fünf?

Marx: Die Bischöfe haben damals ge-
sagt: Diese beiden Kapitel haben nicht 
dasselbe Gewicht, wir sprechen dort 
nicht mit derselben Kompetenz. Bei der 
Beschreibung der Ursachen von Ar-
beitslosigkeit etwa sind die Bischöfe 
nicht kompetenter als andere. Sie stel-
len ihre Situationsanalyse, das, was sie 
für wichtig und richtig halten, zur De-
batte. Sie wollen zur gesellschaftlichen 
Umbruchsituation nicht schweigen, 
aber sie sprechen dazu selbstverständ-
lich nicht mit lehramtlicher Kompe-
tenz. Beim 5. Kapitel fi nden sich sehr 
konkrete Vorschläge zu den Zielen 
und Wegen zukünftiger gesellschaft-
licher Entwicklung; das geht von der 
Ökosteuer bis zur Konsolidierung der 
Rentenversicherung. Es gab eine De-
batte, ob sich die Bischöfe überhaupt 
so konkret äußern sollten. Ich meine 
aber, es war richtig, die grundsätz-
lichen Überlegungen aus den voran-
gegangenen Kapiteln mit praktischen 
politischen Herausforderungen und 
Auseinandersetzungen zu konfrontie-
ren und eigene Vorschläge zur Diskus-
sion zu stellen.

  : Problematischer als die 
Frage, welche Kompetenz den Bischö-
fen hier von außen zugestanden wird, 
ist anscheinend die Frage, in welchem 
Maß die Bischöfe selbst zu ihrem Wort 
stehen. Kritiker monieren, in den spä-
teren Texten zur Beteiligungsgerech-
tigkeit, zur Zukunft des Sozialstaats 
usw. gebe es einen Rückschritt hin-
ter das strukturelle Denken und das 
Sozialstaatsprinzip des Sozialwortes 
von 1997. Während dort sehr deut-
lich die Option für die Armen, der 
Vorrang der Arbeit vor dem Kapital, 
die Sozialpfl ichtigkeit des Eigentums, 
die ökologische Verantwortung von 
Wirtschaft und Politik betont worden 
seien, rücke etwa der bischöfl iche Im-

 Das dritte Kapitel enthält 
eine kurz gefasste ökume-
nische Sozialethik

amos 02_2007 - endfassung - seit49   49amos 02_2007 - endfassung - seit49   49 09.05.2007   23:13:5609.05.2007   23:13:56



AMOS 1. Jg. (2007) Heft 250

Nachgefragt

pulstext von 2003 „Das Soziale neu 
denken“ stattdessen die Kritik am so-
zialen Anspruchsdenken übermäßig 
in den Vordergrund. Können Sie diese 
Kritik nachvollziehen?

Marx: Ich kenne diese Kritik. Aber man 
muss doch sehen, dass das Sozialwort 
von 1997 kein abschließendes Wort 
sein kann. Wir haben selbstverständ-
lich in der Kommission VI, teilweise 
auch zusammen mit der evangelischen 
Kirche, weitergearbeitet an den Ein-
zelthemen, z. B am Gerechtigkeitsbe-
griff, zur Zukunft der Sozialversiche-
rungssysteme, zum Gesundheitssystem 
usw. Das sind konkrete Einzelthemen, 
bei denen etliche Punkte hinzugekom-
men sind, und zum Teil haben sie eine 
etwas andere Richtung bekommen. Das 
ist eine gewisse Problematik und man-
che nachfolgenden Verlautbarungen 
haben dann eine durchaus kritische 
Rezeption gefunden.

Immerhin haben wir den ökume-
nischen Ansatz durchgehalten: Die 
katholische und evangelische Kirche 
haben sich in den letzten Jahren zu 
vielen Einzelpunkten parallel geäußert, 
manchmal gemeinsam, manchmal ge-
trennt, aber nicht widersprüchlich.

Alle haben selbstverständlich ge-
wusst, dass es zu manchen Themen ei-
ne relativ schnelle Weiterentwicklung 
geben kann. Zum Sozialstaat und den 
sozialen Sicherungssystemen haben 
wir vor zehn Jahren gesagt: Wir brau-
chen dringend eine Reform, einen Um-
bau. Aber manche konkrete Entwick-
lung war damals noch nicht absehbar. 
Hier hat das umstrittene Papier „Das 
Soziale neu denken“ seinen Platz. Es 
wäre aber ein Missverständnis, wenn 
man sagen würde, da sei nun eine 
ganz andere Richtung eingeschlagen. 
Es handelt sich um eine Ergänzung. 
Oder das Problem der Bildung: Uns 
war damals nicht so bewusst, dass die 
Bildungsfrage eigentlich eine Schlüs-
selfrage ist, und dass mangelnde Bil-
dung ein entscheidendes Armutsrisiko 
darstellt. Da haben wir einiges gelernt 
durch neuere Studien.

  : Das hört sich ja fast so an, 
als müssten die kirchlichen Aussagen 
über den Sozialstaat immer den tat-
sächlichen Entwicklungen, heute dem 
wortreich begründeten Rückbau sozia-
ler Sicherheiten, hinterher eilen.

Marx: So ist es nicht. Aber es gibt doch 
auch Verfestigungen innerhalb des So-
zialstaates, bei denen man neu überle-
gen muss, wo die Entwicklung hingeht. 
Würde der Sozialstaat sich allerdings 
zurück entwickeln in einen bloßen 
Fürsorgestaat, werden wir Einspruch 
erheben; das ist sicher nicht unsere In-
tention. Der Sozialstaat muss ein Er-
möglichender sein. Er muss neue The-
men, z. B. die neuen Armutsrisiken in 
den Blick nehmen und Menschen be-

fähigen und stärken, ihren Beitrag zu 
leisten, also subsidiär strukturiert sein. 
Wir können uns aus christlicher Sicht 
keine Marktwirtschaft vorstellen ohne 
funktionierenden Sozialstaat. Ein Sozi-
alstaat, der die Lebensrisiken im Blick 
behält, der Bildungs- und Integrations-
aufgaben wahrnimmt, ist Vorausset-
zung dafür, dass eine Marktwirtschaft 
überhaupt ethisch akzeptabel funktio-
nieren kann, Subsidiarität und Solida-
rität kann und darf man nicht gegen-
einander ausspielen.

  : Hat der Sozialstaat nicht 
auch die Aufgabe, auf die Verteilungs-
gerechtigkeit zu achten, nötigenfalls 
auch korrigierend einzugreifen?

Marx: Beides ist wichtig: Beteiligung 
und gerechte Verteilung. Man kann 
das eine nicht gegen das andere stel-
len. Vielleicht kommt da manchmal ein 
falscher Ton hinein, wenn nur noch 
von Beteiligungsgerechtigkeit die Re-
de ist, als bräuchten wir gar keine Ver-
teilungsgerechtigkeit. Das ist natürlich 
Unsinn.

  : Nehmen wir das Thema 
Bildung. Mangelnde Bildung ist ein 
Armutsrisiko – sagen Sie. Muss man 
das nicht auch umgekehrt sehen: Ma-
terielle Armut ist ein Bildungsrisiko, 
Kinder aus armen Familien haben in 
Deutschland erschreckend geringe Bil-
dungschancen?

Marx: Wir haben natürlich beides, es 
gibt auch Untersuchungen, die zeigen, 
dass das rein Materielle nicht ausrei-
cht. Wir haben Familien, die rein mate-
riell gesehen am unteren Ende stehen, 
die aber einer starken Bildungstradi-
tion in der Familie verbunden sind. Die 
werden immer Wert auf Bildung le-
gen. Trotzdem haben Sie Recht: Das 
Materielle ist erst mal die notwendige 
Voraussetzung, ein menschenwür-
diges Leben in unserer Gesellschaft 
führen zu können. Die nicht materiel-
len Impulse sind aber ebenso wichtig. 
Mit Geld kann man nicht Motivation 
oder Bildungshunger oder Bereitschaft 
zum Teilen oder zu Verantwortungs-
bewusstsein kaufen. Das ist auch eine 
kulturelle Frage. Ich hätte mir aller-
dings vor zehn Jahren die Armutsent-
wicklung in unserer Gesellschaft auch 
nicht vorstellen können. Wir haben 
mittlerweile fast in jeder Stadt eine so 
genannte Tafel und überall einen gro-
ßen Andrang von Armen, um kosten-
günstig oder kostenlos Nahrung und 
Kleidung zu bekommen.

  : Die katholischen Verbän-
de, KAB u. a. behaupten, die so ge-
nannte Reformpolitik der letzten Jah-
re (Arbeitsmarkt, Sozialhilfe, Familie, 
Gesundheit) habe zu mehr Spaltung 
geführt statt zu mehr Solidarität, zu 
mehr und verfestigter Armut statt zu 
mehr Gerechtigkeit. Können Sie dem 
zustimmen? In welchen Punkten wür-
den Sie widersprechen?

Marx: Die Kirche hat damals, als es 
um die Hartz-Gesetzgebung ging, ge-
sagt: Warum nicht, die steuerlich fi -
nanzierten Sozialleistungen darf man 
zusammenlegen, das scheint sinnvoll 

 Der Sozialstaat darf 
sich nicht zurück 
 entwickeln zu einem 
 bloßen Fürsorgestaat
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zu sein. Allerdings muss ich jetzt doch 
sagen, das Ergebnis ist nicht zufrieden 
stellend. Vor allem, weil auf der an-
deren Seite weiterhin die Arbeitsplät-
ze fehlen. Ich stelle mir die Menschen 
vor, die mit 50 arbeitslos werden und 
die dann schließlich bis zur Verren-
tung von Hartz IV leben müssen. Da 
kommt möglicherweise eine große Al-
tersarmut auf uns zu, die uns noch er-
heblich Sorgen machen wird.

Wir haben damals im Gemein-
samen Wort formuliert: Ein Riss geht 
durch unser Land – die Arbeitslosig-
keit und die Folgen daraus. Es kann 
jedenfalls nicht die Rede davon sein, 
dass das besser geworden sei. Wir ha-
ben eine Langzeitarbeitslosigkeit, die 
sich tatsächlich verfestigt hat. Wir ha-
ben deswegen als Kirche immer wie-
der gesagt, jedenfalls habe ich das hier 
im Bistum Trier getan: Es kann keine 
Lösung sein zu meinen, wir könnten 
alle in den ersten Arbeitsmarkt hinein 
vermitteln. Es gibt da eine bestimm-
te Gruppe, für die wir auch öffent-
lich geförderte Arbeitsplätze anbieten 
müssen, in einem so genannten Drit-
ten Sektor; auch Kombilöhne bieten 
da eine Möglichkeit. Menschen, die 
mehrfach gehandicapt sind, können 
häufi g auch durch Qualifi zierungs-
maßnahmen nicht in den ersten Ar-
beitsmarkt hinein gebracht werden. 
Aktuell scheint das endlich in der Po-
litik angekommen zu sein. Wir brau-
chen neue Wege, um das Problem der 
Arbeitslosigkeit zu lösen. Schon im 
Sozialwort lautet ein wichtiger Kern-
satz: Es ist besser, in Arbeit zu inves-
tieren, als in Arbeitslosigkeit.

Das gilt vor allem für die vielen Ju-
gendlichen ohne Schulabschluss. Da 
sind die Armutsrisiken schon für die 
nächsten Jahre vorprogrammiert. Ein 
Hauptschulrektor sagte mir: Wenn man 
die Jungs fragt, was sie sich für die 
Zukunft vorstellen, laute die Antwort 
häufi g „Hartz IV“. Da müssen wir etwas 
tun, denn diese jungen Menschen ha-
ben kaum eine Chance, wenn sie nicht 
wenigstens in geschützte Arbeitsver-
hältnisse hineinkommen können.

  : Nun schützt auch ein Ar-
beitsverhältnis heute nicht mehr un-
bedingt vor Armut. Ist der gesetzliche 
Mindestlohn da nicht längst überfäl-
lig?

Marx: Ja, das Problem der „working 
poor“ ist inzwischen auch in Deutsch-
land angekommen. Ich halte es für 
richtig, dass wir darüber diskutieren. 
Es sollte bei uns möglich sein, dass 

jemand, der einen vollen Arbeitsplatz 
hat, auch menschenwürdig von sei-
ner Arbeit leben kann. Über die We-
ge kann man sicher weiter streiten. 
Eine Kombination von gesetzlichem 
Rahmen und tarifl ichen Konkretisie-
rungen könnte ich mir vorstellen. Mei-
ner Ansicht nach setzen Kombilöhne 
einen Mindestlohn voraus, sonst gibt 
es Mitnahmeeffekte der Unterneh-
mer, die nicht akzeptabel wären. Und 
schließlich: Wir wagen ja als Sozial-
lehrer schon gar nicht mehr, einen Fa-
milienlohn zu fordern. Das war tradi-
tionell der gerechte Lohn, nach den 
Sozialenzykliken.

  : Das würden Sie auch nicht 
mehr so wiederholen?

Marx: Das ist ja schon fast utopisch. 
Aber wir sollten wirklich noch mal 
über das nachdenken, was im Gemein-
samen Wort über die Arbeit steht: Der 
Impuls ging dahin, über eine neue So-
zialkultur und ein neues Arbeitsver-
ständnis nachzudenken. Wir haben ja 
damals ausgiebig darüber diskutiert, 
Arbeit nicht auf Erwerbsarbeit ein-
zugrenzen, die Familienarbeit ganz 
neu zu gewichten usw. Aber das Er-
gebnis wird wohl immer sein, dass fast 
alle in die Erwerbarbeit streben. Sie 
ist der Schlüssel für ökonomische Be-
teiligung, für die materielle Grundle-
gung. Die Gesellschaft ist bisher nicht 
bereit, das so umzustrukturieren, dass 

andere Felder, etwa die Familien- und 
Erziehungsarbeit, ein gleiches Ge-
wicht erhalten, rentenrechtlich z. B., 
dafür sollten wir als Kirche aber wei-
ter werben.

  : Könnte auch die wieder be-
lebte Diskussion um ein allgemeines 
und voraussetzungsloses Grundein-
kommen neue Ansatzpunkte bieten? 
Erwerbsarbeit und Einkommen würden 
stärker entkoppelt. Arbeitsverständnis 
und Arbeitsbewertung könnten sich 
neu formieren.

Marx: Es hat natürlich einen Reiz, die 
ganze Bedürftigkeitsprüfung, die von 
vielen als entwürdigend empfunden 
wird, ersatzlos zu streichen. Vielleicht 
würden aber auch falsche Signale aus-
gesandt. So könnte z. B. der Anreiz zur 
Ausbildung für manche junge Men-
schen wegfallen. Wir dürfen beim The-
ma Grundeinkommen nicht zu eupho-
risch sein. In der Kommission VI haben 
wir intensiv darüber diskutiert. Unsere 
Berater mahnen da eher zur Vorsicht, 
weil die Nebenfolgen gravierend sein 
könnten. Es bestünde die Gefahr, gan-
ze Schichten „abzuhängen“, die sich 
mit dem Grundeinkommen zufrieden 
geben, die letztlich aber kulturell in je-
der Hinsicht verarmen. Das kann nicht 
unser Ziel sein. Ein gewisser Druck auf 
Arbeitslose, sich um eine neue Arbeits-
stelle zu bemühen, scheint mir durch-
aus sinnvoll. Die Gesellschaft könnte 
sonst versucht sein, solche Gruppen 
einfach links liegen zu lassen, als nutz-
los abzustempeln. Man brauchte sich 
dann nicht weiter um diese Menschen 
zu kümmern. Das wäre eine verhee-
rende Auswirkung eines gut gemein-
ten Konzeptes. Unsere Pfl icht ist es je-
doch, sich um Menschen zu bemühen, 
die abzudriften drohen, sie wieder auf-
zuwecken, in die Gesellschaft zu in-
tegrieren. Wir haben das doch häu-
fi g erlebt, damals in der Kommende, 
bei unserer Arbeit mit Auszubildenden, 
mit jugendlichen Arbeitslosen, was es 
bedeuten kann, doch noch Hoffnung 
und Mühen zu investieren, wenn ei-

 Wer einen vollen Arbeits-
platz hat, muss auch 
 davon leben können
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ner sagt: „Ich hab’ keinen Bock, ich 
will nicht“.

  : Der Frankfurter Sozialethi-
ker Friedhelm Hengsbach klagte jüngst 
in einem Interview, das „Soziale“ der 
Wirtschaft suche er längst vergeb-
lich. Er bezieht sich dabei auf die zu-
nehmende Orientierung der Manager 
großer Unternehmer an den interna-
tionalen Finanzmärkten und am Ziel 
übermäßiger Kapitalrenditen, selbst 
dann, wenn dafür in gesunden und 
profi tablen Unternehmen massenhaft 
Arbeitsplätze abgebaut werden müs-
sen. Damit ist eine Entwicklung ange-
sprochen, die es in diesem Ausmaß vor 
zehn Jahren noch nicht gab. Ist das für 
Sie als Sozialbischof noch hinnehm-
bar, wenn der wirtschaftliche Zuwachs 
– so in den letzten zehn Jahre – fast 
ausschließlich den Beziehern von Ein-
kommen aus Vermögen und Unterneh-
mensgewinnen zugute kommt, gleich-
zeitig aber die Arbeitnehmer und noch 
stärker die Bezieher von Sozialleistun-
gen Einkommensverluste erleiden?

Marx: Ich teile die Kritik, so wie Sie das 
jetzt formuliert haben. Es ist auch mei-
ne Sorge, dass sich die Marktwirtschaft 
wieder zu einem Kapitalismus zurück 
entwickelt. Und da gibt es doch einen 
großen Unterschied. Marktwirtschaft 
und Kapitalismus sind nicht dasselbe. 
Kapitalismus bedeutet, es dreht sich al-
les ums Kapital und um nichts ande-
res. Das wollen wir gerade nicht. Auch 
für die großen Ökonomen, die am Be-
ginn der sozialen Marktwirtschaft ste-

hen, war dies nicht das Ziel. Und wenn 
heute bei den Aktiengesellschaften die 
Kapitalrendite, das was wir Sharehol-
der Value nennen, das einzige Movens 
ist, dann frage ich mich gelegentlich, 
wer das eigentlich aufgebracht hat. Es 
muss jedenfalls deutlich unterstrichen 

werden, dass dies eine Fehlform ist, 
die von uns nicht akzeptiert werden 
kann. Wir haben in den letzten Jahren 
die Deregulierung der Kapitalmärkte 
erlebt, dadurch haben sich neue For-
men der Investitionen ergeben, Stich-
wort Hedge-Fonds, Private Equity, so 
dass Eigentumsverhältnisse nicht mehr 
transparent sind. Mittlerweile sind die 
negativen Folgen dieser Entwicklung 
als Thema auch auf höchster poli-
tischer Ebene angekommen, etwa auf 
dem letzten G 8-Gipfel.

Es gibt in der Enzyklika Centesi-
mus annus dazu eine klare Aussage 
in Nr. 43: Das Eigentum an Produkti-
onsmitteln ist gerechtfertigt, wenn es 
der Ausweitung nutzbringender Arbeit 
dient. Es ist unsittlich und rechtswid-
rig, wenn es dazu dient, die Arbeit 
anderer zu behindern, um Spekulati-
onsgewinne zu erzielen, die auf unzu-
lässiger Ausbeutung beruhen und auf 
dem Zerbrechen von Solidarität in der 
Arbeitswelt.

  : Mit ethischer Einrede ist 
ein langfristig denkender Unterneh-
mer vermutlich noch zu erreichen, 
vielleicht auch zu beeinfl ussen. Doch 
muss man das für das Management 
großer Kapitalgesellschaften, die zu-
nehmend unter kurzfristigen Erfolgs-
druck gestellt werden, nicht schon fast 
ausschließen?

Marx: Natürlich kann man sagen, die 
Unternehmer oder die Manager bewe-
gen sich in einem bestimmten Rah-
men, der ihnen nicht jede Freiheit lässt. 
Aber sie stehen doch nicht derart un-
ter Sachzwängen, dass sie keine Spiel-
räume mehr hätten. Wer so denkt oder 
redet, produziert ja die pure Verant-
wortungslosigkeit. Wir haben als Kir-
che immer vertreten, und ich habe es 
auch immer in Vorträgen betont, das 
wir vom sog. Stakeholder-Modell aus-
gehen müssen, dass es berechtigte In-
teresse nicht nur der Kapitalgeber gibt, 
sondern auch seitens der Arbeitneh-
mer, der Kunden, auch der Gesellschaft 
insgesamt usw. Diese Interessen gehö-

ren mit dazu. Ein verantwortlich den-
kender Unternehmer oder Manager 
tut gut daran, diese Interessen in sei-
ne Perspektive mit hinein zu nehmen. 
Das ist auch der Wunsch der allermeis-
ten. Tatsächlich gehen aber viele Sig-
nale der letzten Jahre eher in eine an-
dere Richtung. Da müssen wir auch 
ordnungspolitisch gegensteuern.

  : Im Sinne einer neuen Ver-
hältnisbestimmung von Kapital und 
Arbeit?

Marx: Dieses Verhältnis hat sich zu 
Ungunsten der Arbeit verschlechtert. 
Die Einkommen aus Kapitalerträgen 
stehen zu sehr im Vordergrund. Sie 
sind allerdings auch für Arbeitneh-
mer größer geworden. Wenn ich al-
lein an diesen schrecklichen Börsen-
wahnsinn von 2000/2001 denke; da 
musste einem ja angst und bange wer-
den, mit welcher Naivität den Leuten 
falsche Hoffnungen gemacht wurden, 
auch von den Banken, die sich spä-
ter nie dafür entschuldigt haben. Wie 
viele Arbeitnehmer, auch Kleinver-
diener haben dort Geld verloren, weil 
man sie in Risikokapital hineinge-
drängt hat. Selbst kleine Volksbanken, 
die doch eine Gemeinwohlverpfl ich-
tung haben, waren beteiligt; entsetz-
lich. Heute spricht niemand mehr da-
rüber.

Ähnlich kritisch sehe ich das, wenn 
heute zunehmend propagiert wird, bei 
der Altersversorgung auf kapitalge-
deckte Versicherungen statt auf Um-
lageverfahren zu setzen. Auch die gro-
ßen Pensionsfonds müssen dann bei 
ihren Geldanlagen primär auf die Ren-
dite schauen. M. E. hat man da einen 
Weg beschritten, der die berechtigten 
langfristigen Interessen eines Gemein-
wesens zu wenig berücksichtigt.

  : Wo sehen Sie denn kon-
krete Ansatzpunkte, um hier politisch 
gegenzusteuern?

Marx: Wir brauchen eine ordnungs-
politische Erneuerung der sozialen 

 Die Deregulierung der 
Kapitalmärkte hat zu 
 massiven Fehlentwick-
lungen geführt
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Marktwirtschaft. Wichtige Leitlinien 
dazu fi nden sich im 4. Kapitel des ge-
meinsamen Wortes von 1997. Die gro-
ßen Parteien, die z. Zt. an ihren neuen 
Grundsatzprogrammen arbeiten, soll-
ten da noch mal hineinschauen.

Steuerpolitisch müssen wir anders 
mit Gewinnen aus fl exiblem spekula-
tivem Kapital umgehen. Die Diskus-
sion um die Besteuerung interna-
tionaler Devisengeschäfte, um die 
Tobin- Steuer, ist ja nicht einfach be-
endet. Auf der Weltebene brauchen 
wir außerdem zumindest eine klare 
justiziable Kartellordnung, auch das 
Kapital steht im Wettbewerb, es muss 
deswegen selbstverständlich auch 
kontrolliert werden. Es müssen mit-
telfristig Wege gefunden werden, ein 
Regelwerk zu installieren, das auch 
auf der globalen Ebene greift, um die 
Kapitalinteressen zu bändigen und 
einen fairen Wettbewerb zu ermögli-

chen. Ich frage mich jedenfalls: Wie 
kann es überhaupt möglich sein, von 
einer Kapitalrendite von 25 % auszu-
gehen; da kann der Wettbewerb nicht 
stimmen. Möglicherweise müsste die 
Welthandelsorganisation (WTO) hier 
stärker regulierend und kontrollierend 
eingreifen, die ja nun wirklich im Ge-
gensatz zu anderen UN-Organisatio-
nen „Zähne hat“ und eingreifen kann. 
In Verbindung mit der WTO bedarf 
die Internationale Arbeitsorganisa-
tion (ILO) einer deutlichen Stärkung, 
um zumindest die gleichen Kern-
arbeitsnormen in den verschiedenen 
Ländern durchzusetzen. Da könnte 
durchaus eine andere, eine bessere 
Wettbewerbssituation in der Welt er-
reicht werden. Als Kirche unterstüt-
zen wir jedenfalls die internationalen 
Bemühungen, die Anerkennung von 
Mindeststandards bei den Arbeits- 
und Sozialnormen nicht mehr allein 
dem „good will“ einzelner Länder und 
Konzerne zu überlassen.

  : Aktuell drängt sich die 
ökologische Problematik, Stichwort 
Klimawandel, in den Vordergrund. 
Im Sozialwort ist das Thema eben-
falls angesprochen. Einen besonders 
hohen Stellenwert hat es dadurch in 
der kirchlichen Soziallehre aber noch 
nicht erhalten. Oder sehen Sie das an-
ders?

Marx: Immerhin wird dem Prinzip der 
Nachhaltigkeit im 3. Kapitel des So-
zialwortes zum ersten Mal der Status 
eines Sozialprinzips zugesprochen. 
Indem wir die intergenerationelle Ge-
rechtigkeit und die langfristige Ver-
antwortung für die natürliche Umwelt 
unter diesen Begriff gefasst haben, ha-
ben wir diese Themen innerhalb der 
Sozialethik in einen neuen Rang ge-
hoben. Ich habe das in meinem Buch 
„Christliche Sozialethik“ aufgegriffen 
und weiter ausgeführt. Doch Sie ha-
ben Recht: Das war damals noch nicht 
genügend durchgearbeitet. Heute holt 
uns das Thema mit drängender Aktua-
lität ein. Als wir vor ein paar Jahren 
in der Kommission VI mit der Vorbe-
reitung einer Erklärung zum Klima-
wandel begonnen haben, schien das 
ein Randthema zu sein. Nachdem un-
ser aktuelles, fachlich sehr fundiertes 
Papier zum Klimawandel jetzt vorliegt, 
kann sich Weihbischof Uhl, der Lei-
ter der vorbereitenden Arbeitsgruppe 
vor Anfragen kaum retten. Wir sind 
froh, dass sich die Bischofskonferenz 
gerade in dieser Zeit so intensiv mit 
dem Thema beschäftigt hat. Das ha-
ben wir vor zehn Jahren noch nicht 
so deutlich gesehen: Die Ökologie ist 
eine ganz zentrale sozialethische Fra-
ge. Alle Parteien wetteifern ja inzwi-
schen, wer ökologischer ist, wer nach-
haltiger denkt.

  : Ausführlich spricht das So-
zialwort von Defi ziten in der Familien-
förderung und bei der Chancengleich-
heit zwischen Frauen und Männern. 
Wie beurteilen Sie die Situation heu-
te?

Marx: Zunächst: Familienpolitik ist et-
was Eigenständiges, sie ist keine Funk-
tion der Arbeitsmarkt- oder Frauen-
politik. Sie hat Berührungspunkte mit 
beidem, ist aber etwas anderes. Unse-

re erste Frage ist dann: Werden Fa-
milien in unserer Gesellschaft gerecht 
behandelt für das, was sie erbringen? 
Das ist meiner Ansicht nach nicht der 
Fall. Franz Xaver Kaufmann sprach 
vor Jahren von einer „strukturellen 
Rücksichtslosigkeit“ gegenüber den 
Familien. Das ist auch heute nicht erle-
digt. Männer und Frauen, die in Fami-
lie investieren, erhalten von der Gesell-
schaft keine genügende Wahrnehmung 
und Wertschätzung. Im Blickfeld steht 
immer nur der Einzelne mit seiner Er-
werbsarbeit und seiner Produktivi-
tät. Neuerdings soll Familienpolitik 
vor allem darauf aus sein, die Gebur-
tenrate zu erhöhen. Das halte ich für 
kurzschlüssig. Familienpolitik muss in 
sich sinnvoll sein, die Familien unter-
stützen. Entsprechende Veränderungen 
der Gesellschaft haben dann mögli-
cherweise zur Folge, dass sich Men-
schen leichter und häufi ger entschei-
den, Kinder zu bekommen, ja zu sagen 
zur Familie.

  : Das Sozialwort fordert be-
reits 1997 die heute viel diskutierte 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
sowie die Ermöglichung der elterlichen 
Wahlfreiheit zwischen Familienarbeit 
und Erwerbsarbeit. Ist mit „Vereinbar-
keit“ aus kirchlicher Sicht lediglich eine 
Verbesserung der Übergänge zwischen 
Familienphasen und jeweils nachfol-
genden Berufsphasen gemeint, vor 
allem für die Mütter, oder eine zeitlich 
parallele Vereinbarkeit? Und wie ste-
hen Sie zu den derzeitigen Plänen der 
Politik zur großräumigen Ausweitung 
der außerfamiliären Kinderbetreuung, 
auch bereits für die Zweijährigen?

 Wir brauchen auf 
 Weltebene eine justitiable 
Kartellordnung

 Es gibt in Deutschland 
immer noch eine „struktu-
relle Rücksichtslosigkeit“ 
gegen Familien
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Marx: Es ist ja nicht nur eine katho-
lische Position, dass die ersten drei 
Jahre im Leben eines Kindes ganz ent-
scheidend sind. Das ist auch eine fach-
liche Frage, zu der verschiedene Wis-
senschaften etwas zu sagen haben. Ich 
glaube schon, dass es so ist. Doch was 
bedeutet das? Muss das für alle Kinder 
heißen, dass sie bei der Mutter sind? 
Die meisten Frauen wollen es bisher 
so. Wenn sie die fi nanziellen Möglich-
keiten haben und anschließend keine 
berufl ichen Nachteile haben, möch-
ten sie die ersten drei Jahre beim Kind 
bleiben. Die Realität ist aber auch, dass 
viele arbeiten müssen, um fi nanziell 
über die Runden zu kommen. Die ha-
ben gar keine Wahlfreiheit. Nach den 
Berechnungen von Frau von der Leyen 
wollen zwei Drittel der Frauen die ers-
ten Jahre bei den Kindern sein. Für die 
anderen 35 % will sie Betreuungsplät-
ze einrichten. Da muss die Politik jetzt 
die Rahmenbedingungen schaffen, al-
lerdings muss dann auch die Betreu-
ung in den ersten Jahren eine andere 
Qualität haben, das wird teuer. Ins-
gesamt habe ich damit kein Problem, 
solange das nicht ideologisch aufge-
laden wird. Es mag für manche Kin-
der tatsächlich besser sein, dass man 
sagt, in der Familie geht es nicht, wir 
müssen andere Betreuungs- und Erzie-
hungsmöglichkeiten schaffen. Die Kir-
che hat sich daran ja immer beteiligt. 
Wir haben ja die Betreuungsplätze, die 
sozialen Einrichtungen für Kinder aus 
schwierigen Familien. Als Kirche ha-
ben wir jedoch große Hemmungen zu 
sagen: Die Familie versagt und jetzt 
muss der Staat an die Stelle treten. Das 
wäre ein falsches und unerträgliches 
Armutszeugnis nicht nur für die Fa-
milien, sondern für unser ganzes Ge-
meinwesen. Wir sind da für Vielfalt 
und Wahlmöglichkeiten.

  : Heißt das für einen mas-
siven Ausbau der Betreuungsplätze, 
wie es die Familienministerin plant?

Marx: Es wird bisher zu wenig auf die 
Wahlfreiheit und Unterstützung derer 
geachtet, die sich entscheiden möch-
ten, zu Hause zu bleiben, wenigstens 
für eine gewisse Zeit. Ich denke da-
bei an Frauen und Männer; manch-
mal wird Teilzeitarbeit für beide ge-
wünscht. Das alles muss ohne riesige 
Einkommenseinbußen und ohne er-
hebliche Nachteile in der Arbeitswelt 

möglich sein. Die Signale, die jetzt ge-
setzt sind, deuten schon auf eine ge-
wisse Bevorzugung derer hin, die so-
fort wieder in den Beruf gehen. Die 
Politik darf nicht nur, wie schon beim 
neuen Elterngeld, an die gut Ausgebil-
deten denken, die in einem attraktiven 
Beruf arbeiten und die da nicht gerne 
pausieren möchten. Da handelt es sich 
nur um eine bestimmte gesellschaft-
liche Schicht. Die Betreuungsplätze 
werden aber doch von allen gemein-
sam fi nanziert. Da sollte die Politik 
dann auch nachdenken über ein Er-
ziehungsgehalt für diejenigen, die ih-
re Kinder selbst erziehen und über eine 

bessere Berücksichtigung dieser Jahre 
für die Berechnung der Rente.

  : Zum Schluss noch eine 
Frage zur demographischen Entwick-
lung. Das Sozialwort musste damals 
schon feststellen, dass Deutschland zu 
den Ländern Europas mit der niedrigs-
ten Geburtenrate zählt. Welchen Stel-
lenwert hat aus kirchlicher Sicht die 
derzeitige Diskussion um eine Erhö-
hung der Geburtenrate?

Marx: Wie gesagt, Familienpolitik 
sollte nicht zur Funktion von anderen 
Interessen werden. Diese Verzweckung 
nach dem Motto „Wir brauchen mehr 
Kinder für die Rentenversicherung“ ist 
keine Basis für eine bessere Familien-
politik. Nach der Schöpfungsordnung 
ist es sicher so vorgesehen, dass es ein 
Miteinander der verschiedenen Gene-
rationen gibt, immer wieder einen neu-
en Aufbruch durch die Jungen. Dabei 
geht es aber nicht primär um Quan-
tität und Zahlen. Denn jedes Leben 
hat einen Wert. Jedes Kind ist ein Ge-
schenk, ein Wunder. In der jüdischen 
Tradition heißt es: Jeder Mensch ist ein 
ganzer Kosmos, eine eigene Welt, ein 
großer Reichtum, der neugierig macht, 
der Lust auf Leben hervorruft, Lust auf 
Zukunft. Mutter zu werden, Vater zu 
werden, das kann ganz entscheidend 
zur Reifung eines menschlichen Le-
bens dazu gehören. Manche Psycho-
logen vermuten bei einer Gesellschaft 
wie der unseren, die sich gleichsam 
dem Nachwuchs verweigert, eine pu-
bertierende Haltung, einen latenten 
Egoismus. Es fehlt dann die Freude, 
den eigenen Reichtum weiterzugeben, 
zu sehen wie es weiter geht. Das ist 
eine große Verarmung, wenn Kinder 
nicht mehr als Reichtum gesehen wer-
den. Das macht mir eher Sorge, als die 
herbei gerechnete Prognose, dass das 
deutsche Volk aussterben könnte.

Die Fragen stellte 
Richard Geisen

Reinhard Marx (geb. 1953), Dr. theol.; 
1989–1996 Direktor des Sozialinsti-
tuts Kommende Dortmund; 1996–2002 
Prof. für Christliche Gesellschaftsleh-
re u. zugleich Weihbischof in Pader-
born; seit 2002 Bischof von Trier; für 
die Deutsche Bischofskonferenz Vors. 
der Kommission für gesellschaftliche 
und soziale Fragen, Vors. der deutschen 
Kommission „Justitia et Pax“ und Mit-
glied der COMECE; Veröffentlichungen 
u. a.: Ist Kirche anders?, Paderborn u. a. 
1990; Christliche Sozialethik (mit H. 
Wulsdorf), Paderborn 2002; Gerechtig-
keit ist möglich: Zwischenruf zur Lage 
des Sozialstaats (mit B. Nacke), Freiburg 
2004; Gerechtigkeit vor Gottes Ange-
sicht, Freiburg 2006.
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 Jedes Kind ist ein 
 Geschenk, ein Wunder
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Marion Bayerl, Elke Mack: Child-Par-
ent Bonds und External Childcare. How 
can the Intersts of young  Mothers and 
Women and the Well-Being of Chil-
dren be Balanced? 

The debate about childcare for chil-
dren under three is dominated by con-
fl icts of convictions and calls for a mat-
ter-of-fact evaluation. Therefore the 
question of childcare is considered from 
of an ethical perspective bringing those 
concerned into focus, namely children 
and women who carry the main burden 
of family work and take the main deci-
sion for or against children. A look at 
the most recent research on childcare 
shows that there are no negative ef-
fects from external care on those chil-
dren who have strong ties to their par-
ents, but rather meets their desire for 
social contacts even better. The social 
structures in Germany do not meet these 
standards, because women, who want to 
have children, are left alone with the di-
lemma to choose between professional 
life and caring for their family. The ar-
ticle presents a perspective to solve this 
problem.

Jörg Althammer: Quo vadis Family 
Politics? Some Remarks on a Paradigm 
Shift in Family Politics

Public family politics over the last 
years was subject to a paradigm shift. 
This article surveys the normative change 
of perspective and the change of meth-
ods employed in family politics, and 
provides a critical assessment of the re-
cent reforms. It concludes with a call for 
„more market“ in family politics.

Bernhard Laux: Marriage as Asset. On 
Public Interest in Partnership

Marriage as an established social in-
stitution is no longer a matter of course. 
The plurality of modes of life is a com-
monly accepted fact in modern society. 
In view of this fact the author takes a 
look at the social signifi cance and the 
particular dignity of marriage. The irre-
placeable value of marriage for a fulfi lled 
life of both partners, for the decision to 
have children and a reliable education is 
being shown. In social respects marriage 
is an important demographic factor. By 
its committment and regular willingness 
to take on long-term responsiblity for a 
family, marriage shapes the level of soli-
darity in a society. Vice versa, the institu-
tion of marriage needs social support by 
appreciation and acceptance, legal pro-
tection, equal taxation and a privileged 
link between marriage and family.

Martin Lampert: Demographic Change 
in Germany. Analyses – Consequences – 
Recommendations

This contribution discusses the im-
pending demographic challenges with 
their ensuing problems for the econo-
my, the state and society. Right now de-
mographic change triggers off emotional 
debates, in which the predicted so-called 
„pensioners‘ wave“ has to serve as an ex-
planation for the dismantling of the wel-
fare state, for the purported discrimi-
nation of the younger generations and 
fi nally even for the loss of democratic 
culture. Which demographic develop-
ment are we to expect? Which will be 
the consequences? What is to be done? 
With reference to the fi rst two questions 
the author presents relevant surveys and 
recent estimates and calculation. As to 
the third question he offers suggestions  
for better integration of women and old-

er employees into professional life, for 
the avoidance of old age poverty and 
for the partial disengagement of wages 
and pensions.

„Parents are the Key to all  Educational 
Processes“ – In Conversation with 
Klaus Hurrelmann on Children and 
Parents, Education and Family

Today, children and adolescents grow 
up in smaller families. The relationship 
between the generations is easy. There 
are, however, many diffi cult  challenges 
for children, adolescents and their par-
ents as well as many controversial ques-
tions of education that touch on the 
fi eld of current family politics: How early 
and to what extent do kids require so-
cial contacts outside the family? What 
disadvantages do children from poor or 
socially problematic families have? What 
would a functioning interaction between 
those concerned in education look like? 
Which rôle does the media play as sort 
of a co-educator? What particulary sig-
nifi cance do male educators have? Klaus 
Hurrelmann pleads for a more imagina-
tive approach and for a variety of mod-
els, in order to make a strong family life 
compatible with modern profession-
al life. Apart from better general con-
ditions a reinforcement of educational 
skills of fathers and mothers is required 
in the fi rst place.
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„Market Economy not without a Func-
tioning Welfare State“ – In Conversa-
tion with Bishop Reinhard Marx about 
10 Years of the Joint  Statement of 
the Churches on the Economical and 
Social Situation in Germany

Ten years ago the joint social state-
ment of both Catholic and Protestant 
churches achieved a resonance that even 

today can still be felt. All later church 
communiques on social-ethical matters 
were compared to the social statement 
of 1997. The bishop of Trier reminds us in 
his talk of the very special aspect of this 
joint statement: the dialogue that led 
towards it, the high ecumenical quality, 
the link between ethical fundamentals 
and dedicated committment for the un-
imployed, for the poor, for a natural en-

vironment and for a new social culture. 
Moreover, today’s social challenges are 
discussed in view of the criteria formu-
lated in the common statement, namely: 
Changes in the welfare state and allo-
cational justice - distortions in the re-
lation between capital and labour – the 
new family politics.
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